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Interkommunales Klimaschutzkonzept 

 

Der Schutz unseres Klimas ist die zentrale Herausforderung dieses Jahrhunderts. Nie dagewe-

sene Wetterextreme prägen das vergangene Jahrzehnt. Die Schmelze des Polareises hat in 

diesem Sommer einen neuen, seit Jahrtausenden nicht erreichten Höchststand erreicht. Das 

weltweite Klima und der Meeresspiegel werden sich bei einem weiteren Temperaturanstieg 

extrem verändern und große Katastrophen auslösen.  

 

Die Klimaschutz Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth haben sich entschlossen, ge-

meinsam tätig zu werden und den Klimaschutz durch die Erstellung eines Interkommunalen 

Klimaschutz Konzepts voranzubringen. Viele unserer Bürgerinnen und Bürger haben durch 

ihre Beteiligung an zwei Klimakonferenzen ihre Anregungen und Vorstellungen mit in das IKK 

eingebracht. 

 

Die Ziele, um einen nicht mehr beherrschbaren Klimawandel aufzuhalten, können wir nur ge-

meinsam erreichen, alle müssen an einem Strang ziehen: Kommune, Wirtschaft und jede ein-

zelne Bürgerin bzw. jeder einzelne Bürger. 

 

Das nun vorliegende Konzept zeigt uns viele Chancen auf, wie wir durch Investitionen in al-

ternative Energien, effiziente Technologien, Gebäudesanierungen und andere Maßnahmen 

nicht nur die regionale Wertschöpfung erhöhen und Arbeitsplätze schaffen, sondern gleichzei-

tig unser Wohnumfeld klimafreundlich und mit einem höchsten Maß an Lebensqualität gestal-

ten können.  

 

Wir laden Sie ganz herzlich ein uns auch weiterhin auf dem Weg in eine klimafreundliche Zu-

kunft zu begleiten. Machen Sie mit, bringen Sie sich ein – Klimaschutz geht uns alle an. 

Wir würden uns freuen wenn Sie das Interkommunale Klimaschutz Konzept gemeinsam mit 

uns mit Leben erfüllen. 

 

Die Bürgermeister, im Oktober 2012  
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1 Energie- und CO2-Bilanzen 

 

1.1 Vorbemerkung 

 

Im ersten Arbeitsschritt des interkommunalen Klimaschutzkonzeptes werden für Lohmar, 

Much und Ruppichteroth Energie- und CO2-Bilanzen – kurz CO2-Bilanzen - angefertigt. Das 

Ziel dieser Bilanzen ist es, den derzeitigen Energieeinsatz in den Kommunen abzuschätzen. 

Damit soll die Ausgangssituation dargestellt werden. Die Bilanzen bilden zudem die Grundlage 

dafür, den Beitrag einzuschätzen, den Maßnahmen zum Klimaschutz leisten können. Nicht nur 

der Umfang des derzeitigen Energieeinsatzes soll beziffert werden; mit Hilfe der Bilanzen soll 

auch der Anteil erkennbar werden, den Energieeinsparungen, Energieeffizienz und erneuerba-

re Energien jetzt und im Planungshorizont des Jahres 2020 einnehmen können.  

 

Die Bilanzen beschreiben die Ausgangslage der Energieverwendung in den Kommunen und 

die CO2-Emissionen, die durch den Energieverbrauch freigesetzt werden. Aus den Bilanzen 

lassen sich neben dem Beitrag der erneuerbaren Energieträger auch die Schwerpunkte für die 

Verbesserung der Energieeffizienz und für die CO2-Minderung erkennen. Außerdem können 

die Bilanzen auch als Kontrollinstrument verwendet werden, mit dem Entwicklung und Fort-

schritte bei den erneuerbaren Energien und darüber hinaus im Energiebereich und beim Kli-

maschutz darstellbar sind und die zukünftige Entwicklung bewertet werden kann. Die Bilanzen 

werden umfassend angelegt und unterscheiden nach Energieträgern und Verbrauchssektoren; 

sie betrachten neben Endenergie und CO2 auch die Energiekosten.  

 

Im Folgenden werden zunächst Hinweise zur Methodik gegeben und es werden Informations-

grundlagen, Datenquellen und Berechnungsverfahren erläutert (Abschnitt 1.2, 1.3 und 1.4). 

Den zentralen Teil nehmen die Energie- und CO2-Bilanzen ein, die im Abschnitt 1.5 für die 

Stadt Lohmar und in den Abschnitten 1.6 und 1.7 für die Gemeinden Much und Ruppichteroth 

beschrieben werden. Zusammenfassend werden dann (Abschnitt 1.8) erste Schlussfolgerun-

gen aus den vorliegenden Bilanzen gezogen. Abschließend erfolgt in Abschnitt 1.9 eine Dar-

stellung des Status quo des Endenergieeinsatzes und der CO2-Emissionen in den Kommunen. 
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1.2 Methodik  

 

Energiebilanz:  Zur Aufstellung der Energiebilanz für die Kommunen wird – auf der Ebene 

des Endenergieverbrauchs – die Struktur der Energieverwendung in Form einer Matrix aufge-

schlüsselt und zwar  

 in den Spalten der Matrix nach den verwendeten Energieträgern (Strom, Erdgas, Heizöl, 

Kohle, Holz und Kraftstoffe),  

 in den Zeilen nach Verbrauchssektoren (private Haushalte, kommunale Einrichtungen, 

Dienstleistungen/Handel, Industrie/Gewerbe sowie Verkehr).  

 

CO2-Bilanz:  Die Energieverwendung stellt die wesentliche, vom Menschen beeinflusste Ur-

sache für den Klimawandel dar. Ausgelöst werden Treibhauseffekt und Klimaerwärmung aber 

nicht durch die Energieträger selbst, sondern durch das Kohlenstoffdioxid (CO2), das bei der 

Verbrennung von fossilen und anderen organischen Brennstoffen entsteht. CO2 und CO2-

Bilanzen stehen deshalb im Zentrum des Interesses, wenn es um die Darstellung von Daten- 

und Entscheidungsgrundlagen für örtliche Aktivitäten und Maßnahmen zum Klimaschutz geht. 

Als Kern des Vorhabens wird deshalb, aufbauend auf der energetischen Betrachtung und un-

ter Verwendung von spezifischen Emissionsfaktoren (CO2-Ausstoß je kWh, getrennt für die 

betrachteten Energieträger), eine Schadstoffbilanz für CO2 erstellt.  

 

Kostenbilanz:  Eine weitere Betrachtungs- und Analyseebene der Energiebilanz beschäftigt 

sich mit den Energiekosten. Durch die Verwendung spezifischer Kostenansätze für die einzel-

nen Energieträger (Kosten je kWh, getrennt für die betrachteten Energieträger) kann die 

Höhe und die Struktur der Energiekosten für die dargestellten Verbrauchssektoren abge-

schätzt werden.  

 

Fortschreibbarkeit der Bilanzen:  Alle Ausgangsdaten und Datenquellen der Energie- und 

CO2-Bilanz werden kontinuierlich erhoben und fortgeschrieben und können bei Bestandsdaten 

für Stichtage (z.B. den 31.12.), bei Absatz- und Verbrauchsdaten für Zeiträume wie das Ka-

lenderjahr bereitgestellt werden. Das gilt für Daten der öffentlichen Hand (Kommunen, Kreis) 

wie für die Daten der Versorgungsunternehmen. Die Fortschreibbarkeit der Bilanzen für den 

Jahreszeitraum ist also gesichert, die Kommunen können diese Bilanzen z.B. in einem zwei-

jährigen Rhythmus fortschreiben.  

 

Bearbeitungsschwerpunkte aus der Sicht der Energie- und CO2-Bilanzen:  Aus den 

Bilanzen zum Energieeinsatz und zur CO2-Freisetzung können erste, quantitativ gesicherte 

Hinweise für örtliche Maßnahmen und Bearbeitungsschwerpunkte der CO2-Minderung abgelei-

tet werden, für die besondere Anstrengungen lohnend sind. Dabei ist es entscheidend, sich 

auf solche Maßnahmen zu konzentrieren, die an den Möglichkeiten und besonderen Bedin-

gungen der drei Kommunen, der beteiligten Versorgungsunternehmen und der örtlichen 

Energieverbraucher orientiert sind.  
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1.3 Informationsgrundlagen, Datenquellen 

 

Die wichtigsten Informationen können mit den Absatzdaten der örtlich tätigen Energieversor-

ger (RWE Energie AG (RWE), RheinEnergie AG und rhenag) gewonnen werden. Die Daten 

zum Stromverbrauch liegen in der benötigten sektoralen Aufteilung für das Jahr 2010 (noch) 

nicht vor. Sie lassen sich aber mit Hilfe von älteren sektorbezogenen Werten und aktuellen 

Mengenwerten zu den Konzessionsabgaben für das Jahr 2010 abschätzen. Informationslücken 

können unter der Verwendung von Schätzwerten (Sektoren Haushalte, Dienstleistungen/Han-

del, Industrie/Gewerbe) und spezifischen Daten (Sektoren Dienstleistungen/Handel, Indust-

rie/Gewerbe und Verkehr) mit einer für diesen Zweck ausreichenden Sicherheit rückgeschlos-

sen werden. Die Datenquellen werden im Folgenden im Detail beschrieben.  

 

Sektor Haushalte:  Die Verbrauchsdaten für Strom wurden anhand der bekannten Struktur 

und aktueller Werte aus den Konzessionsabgaben fortgeschätzt (s.o.).Der Verbrauch von 

Erdgas wurde von der rhenag aufbereitet und zur Verfügung gestellt. Die Verbrauchswerte 

enthalten die Mengen, die durch Dritte (Fremdlieferanten) geliefert wurden.  

 

Die Daten für den Verbrauch an Heizöl und festen Brennstoffen wurde auf der Basis von amt-

lichen statistischen Daten zu Gebäuden, Wohnungen und Wohnflächen sowie spezifischen 

Verbrauchswerten umgerechnet. Es wurde der durchschnittliche Energieverbrauch pro m² in 

den drei Kommunen sowie die jeweilige Zahl der nicht-leitungsgebunden versorgten Wohn-

einheiten berechnet. Die Aufteilung auf Heizöl, Kohle und Holz wurde anhand von Erfah-

rungswerten und aufgrund der Einschätzung durch örtlichen Sachverstand angesetzt.  

 

Sektor kommunale Einrichtungen:  Die Daten der Energieverwendung in den kommunalen 

öffentlichen Einrichtungen (Raumwärmeversorgung, Warmwasser und Licht/Kraft einschließ-

lich Straßenbeleuchtung und Pumpstrom für die Abwasserentsorgung) wurden bei den Kom-

munalverwaltungen erfragt. 

 

Sektor Dienstleistungen/Handel und Sektor Industrie/Gewerbe:  Die Ermittlung des 

Energieverbrauchs in diesen Sektoren stützt sich vor allem auf Angaben zur Strom- und Gas-

abgabe der Versorgungsunternehmen. Die Angaben zu Heizöl und festen Brennstoffen wur-

den anhand von Erfahrungswerten und Angaben aus den ECORegion Startbilanzen gesetzt 

(s.u.)1. 

 

Sektor Verkehr:  Leider ist die Datenlage, was den örtlichen Energieverbrauch im Verkehr 

angeht, generell schlecht. Zur Ermittlung der Energieverwendung im Verkehr in Lohmar, 

Much und Ruppichteroth kann lediglich auf die Zahl der in den Kommunen zugelassenen Kfz 

zurückgegriffen werden (getrennt nach Benzin-Pkw, Diesel-Pkw und Lkw). Die mit bundes-

weiten, durchschnittlichen Verbrauchswerten berechneten Ergebnisse wurden mit denen aus 

den ECORegion-Startbilanzen ausgewiesenen Werten abgeglichen.  

                                           
1 ECORegion www.ecospeed.ch – Siehe auch Abschnitt 5.2 

http://www.ecospeed.ch/
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1.4 Hinweise zum Berechnungsverfahren 

 

Bezugsjahr:  Für die Konsistenz und einen eindeutigen Zeitbezug bei der Darstellung des 

Energiegeschehens in Lohmar, Much und Ruppichteroth ist es wichtig, die erfassten Informa-

tionen und Daten auf ein einheitlich festgelegtes Jahr zu beziehen. Für die Energiebilanzen 

wurde das Jahr 2010 gewählt. Die Absatzzahlen für 2011 liegen bei den Versorgungsunter-

nehmen noch nicht aufbereitet vor. 

 

Klimabereinigung:  Unterschiedliche Klimaverläufe in den einzelnen Kalenderjahren (kalte 

Winter, dauerhafte Spätsommer etc.) führen zu unterschiedlichem Heizenergieverbrauch, der 

nicht im Zustand der Siedlungs-, Anlagen- und Versorgungsstruktur begründet sind. Es ist 

deshalb notwendig, die tatsächlich gemessenen bzw. statistisch erfassten Energiemengen aus 

dem Bereich der Raumheizung so umzurechnen, dass der jährliche klimatische Einfluss berei-

nigt wird.  

 

Das Jahr 2010 war – bezogen auf den Durchschnitt der langjährigen Klimadaten und den 

Standort Lohmar – um fast 7 % kälter als das Normjahr. Deshalb musste mehr geheizt wer-

den als in einem Normjahr. Eine Angleichung der tatsächlichen Verbrauchsdaten zur Raum-

heizung muss dadurch erfolgen, dass die Verbrauchswerte mit dem Faktor 0,932 auf das Ni-

veau des Normjahres abgesenkt werden.  

 

ECORegion-Startbilanzen:  Um sicherzustellen, dass die Kommunen bei Bedarf ihre Ener-

gie- und CO2-Bilanzen später auch mit dem ECORegion-Verfahren fortschreiben können, wur-

den für die Ermittlung des Verbrauchs an Heizöl und festen Brennstoffen in den beiden ge-

werblichen Sektoren die anteiligen Verbrauchswerte aus den jeweiligen Startbilanzen über-

nommen und angepasst. Außerdem wurde der Kfz-Bestand in die Startbilanzen eingegeben 

und die resultierenden Verbrauchswerte für den Sektor Verkehr verwendet.  

 

Energiemengen, Heiz- und Brennwerte einzelner Brennstoffe:  Alle Angaben zu Ener-

giemengen in der Energiebilanz werden einheitlich in Giga-Wattstunden (GWh) dargestellt:  

1 GWh = 1.000 Megawattstunden (MWh) = 1.000.000 Kilowattstunden (kWh). Bezogen auf 

den Brennstoff "Heizöl leicht" entspricht 1 GWh etwa einer Menge von 100.000 l Heizöl bzw.  

1 l Heizöl entspricht ca. 10 kWh. 

 

Bei einer Umrechnung der Brennstoffe auf Energiemengen ist zu beachten, ob als Bezugsgrö-

ße der Heizwert oder der Brennwert (der Brennwert umfasst den Energieinhalt des Brenn-

stoffs einschließlich der Verdampfungswärme des Wasserdampfs im Abgas) verwendet wird.  

Die Angaben zu Heizöl, Holz und Kohle werden üblicherweise auf einen Heizwert bezogen, 

während die Gasversorgung (auch die rhenag) ihre Absatzmengen auf den Brennwert be-

zieht. Um in der Energiebilanz eine einheitliche Basis zu schaffen, werden die Absätze der 

Gasversorger auf den Heizwert umgerechnet, was zu einer rechnerischen Reduzierung der 

Energiemengen beim Erdgas um rund 10% führt. 
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Strom – RheinEnergie* 372 

Strom – RWE** 

Erdgas 

680 

253 

Heizöl 321 

Kohle 438 

Holz*** 23 

Benzin 358 

Diesel 315 

 

* für Lohmar 

** für Much und Ruppichteroth 

*** Durchschnittswert für Scheitholz, Hackschnitzel, Pellets 

 
Bild 1-1 Spezifische CO2-Äquivalente in g/kWh 

(Quellen:  RWE AG, RheinEnergie AG, GEMIS 4.6 und eigene Berechnungen) 

 

 

Emissionsdaten und Emissionsfaktoren:  Für die Berechnung der Emissionen, die der 

Energieverwendung in den drei Kommunen zuzurechnen sind, kann auf energiespezifische 

Emissionsfaktoren zugegriffen werden. Dabei wird CO2 als Leitschadstoff für die Treibhaus-

problematik betrachtet. Es wird jedoch nicht CO2 unmittelbar, sondern es werden CO2-

Äquivalente betrachtet. Diese CO2-Äquivalente schließen die Wirkung anderer Treibhausgase, 

die die Energieträger enthalten, mit ein. Insbesondere werden Methan (CH4) und Lachgas 

(N2O) berücksichtigt, die im Verhältnis zum CO2 das 25-fache bzw. 298-fache Wirkpotenzial 

haben. Als Datenquelle dient das in Deutschland seit langen Jahren eingeführte und gängige 

Modell GEMIS (Globales Emissions-Modell Integrierter Systeme, Version 4.6). Für den Ener-

gieträger Strom werden Äquivalenzwerte auf der Basis der CO2-Emissionsfaktoren von RWE 

und RheinEnergie gebildet. Neben RWE und RheinEnergie liefern auch andere Unternehmen 

Strom in den Kommunen. Die Anteile dieser Fremdlieferungen werden nicht gesondert aus-

gewiesen. Für sie werden ebenfalls die RWE- bzw. RheinEnergie-Äquivalenzwerte angesetzt 

(Bild 1-1). Die Genauigkeit der daraus errechneten Emissionsmengen in 1.000 t/a korrespon-

diert in ihrer Dimension mit den in GWh/a dargestellten Energiemengen.  

 

Energiepreise:  Die Darstellung des Kostenrahmens der Energieverwendung erfordert den 

Ansatz von spezifischen Energiepreisen, die den einzelnen Energieträgern und Sektoren zuzu-

ordnen sind. Für Strom werden Angaben von Verivox verwendet; bei Erdgas, Heizöl, festen 

Brennstoffen und Kraftstoffen werden statistische Werte verwendet (Quellen s. Bild 1-2). Die 

verwendeten Kostenansätze gelten für Haushalts-Endverbraucher und schließen die Mehr-

wertsteuer ein (Brutto-Verbraucherpreise, Bild 1-2). 
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Strom 24,0 

Erdgas 6,7 

Heizöl 6,7 

Kohle* 4,75 

Holz** 4,0 

Benzin/Diesel*** 13,25 

 

* Durchschnittspreis Lieferung/Abholung 

** Durchschnittspreis Hackschnitzel/Pellets 

*** Durchschnittspreis 

 Bild 1-2 Durchschnittliche Energiepreise im Jahr 2010 in Cent/kWh 
(Quellen: www.verivox.de, C.A.R.M.E.N. e.V., Kohlen- und Frachtenkontor GmbH, 
www.logistikakademie.com) 
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Bild 1-3 Endenergieverbrauch in Lohmar 2010 nach Energieträgern und Verbrauchssektoren 

(GWh/a) 
 (Quelle:  Stadt Lohmar, RheinEnergie AG, rhenag, IT-NRW, ECORegion und eigene Be-

rechnungen) 

 

 

1.5 Energie-, CO2- und Kostenbilanz für Lohmar 

 

In den folgenden Abschnitten werden die Bilanzen für Lohmar, Much und Ruppichteroth für 

das Jahr 2010 dargestellt, und zwar zunächst die Energiebilanz nach Endenergieträgern und 

Verbrauchssektoren, dann die CO2-Bilanz und abschließend die Kostenbilanz.  

 

 

1.5.1 Endenergieträger in Lohmar 

 

Für Lohmar werden zum Stand 2010 folgende Endenergiemengen abgeschätzt (Bild 1-3): 

 

 Insgesamt beträgt der Endenergieverbrauch in Lohmar ca. 750 GWh. Das entspricht 

rund 75 Mio. l Heizöl.  

 Als Stromverbrauch werden in der Energiebilanz knapp 110 GWh veranschlagt.  

 Beim Erdgasverbrauch werden auf der Basis der Angaben der rhenag in der Energiebi-

lanz 170 GWh angesetzt.  

 Der dargestellte Heizölverbrauch in Höhe von 125 GWh oder 12,5 Mio. Litern resultiert 

aus eigenen Berechnungen und Schätzungen auf der Basis von statistischen Daten sowie 

den örtlichen Einschätzungen.  

 Der Verbrauch an Kohle in Höhe von 32 GWh wird wie dargestellt ebenfalls aus statisti-

schen Daten und Annahmen zum örtlichen Energieträgeranteil rückgerechnet.  

 Der Kraftstoffverbrauch von knapp 300 GWh resultiert aus dem dargestellten Berech-

nungsansatz mit spezifischen Fahrleistungen und Verbräuchen auf der Basis der in Lohmar 

zugelassenen Kfz. Dabei werden die Anteile von Benzin und Dieselkraftstoff berücksichtigt.  

 

Die Aufteilung nach Energieträgern ist im Bild 1-4 noch einmal als Tortendiagramm darge-

stellt.  

 

  
Strom Erdgas Heizöl Kohle Holz 

Kraft- 

stoffe 
insg. in % 

private Haushalte 65,9 121,2 44,8 1,4 8,1   241,5 32 

städtische Einrichtungen 2,5 5,7 0,0   0,1   8,4 1 

Dienstleist./Handel 12,5 6,6 10,4 0,5     30,0 4 

Industrie / Gewerbe 29,6 35,9 69,8 30,1 4,4   169,8 23 

Verkehr           298,8 298,8 40 

Insgesamt 110,5 169,4 125,1 32,0 12,6 298,8 748,5 100 

     in % 15 23 17 4 2 40 100   
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Bild 1-4  Endenergieverbrauch 2010 in Lohmar nach Energie-
trägern (GWh) 

(Quelle: wie bei Bild 1-3) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.5.2 Verbrauchssektoren in Lohmar  

 

Sektor Haushalte:  Im Sektor Haushalte werden die Energieträger Strom, Erdgas, Heizöl 

sowie Kohle und Holz eingesetzt. Der Gesamtverbrauch liegt bei über 240 GWh/a (vgl. Bild 1-

3). Der mengenmäßig bedeutendste Einzelposten der Energieverwendung im Sektor Haushal-

te in Lohmar ist der Erdgasverbrauch für Raumwärme und Warmwasser mit 121 GWh/a. Mit 

Abstand folgen der Stromverbrauch und der Heizölverbrauch mit 66 bzw. 45 GWh/a.  

 

Sektor städtische Einrichtungen:  Der Energieverbrauch in den städtischen Einrichtungen 

wird von der Stadtverwaltung erfasst und aufgeschlüsselt. Der Anteil der Erdgasverwendung 

für Raumwärme liegt bei rund 6 GWh/a, der Stromverbrauch beträgt ca. 2,5 GWh/a. Heizöl 

wird von der Stadt Lohmar nicht verwendet. 

 

Sektor Dienstleistungen/Handel:  Den größten Anteil der Energieverwendung nimmt hier 

der Strom ein mit 12,5 GWh/a. Beim Gasverbrauch wurden 6,6 GWh/a festgestellt. Der Heiz-

ölverbrauch von etwa 10,4 GWh/a und der Kohleeinsatz von 0,5 GWh/a wurden aufgrund von 

eigenen und örtlichen Annahmen geschätzt.  
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Bild 1-5 Endenergieverbrauch 2010 in Lohmar nach Verbrauchs-

sektoren (GWh) 

(Quelle: wie bei Bild 1-3) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sektor Industrie / Gewerbe:  In diesem Sektor ist der Verbrauch an Heizöl mit 70 GWh/a 

doppelt so hoch wie der Verbrauch der anderen Energiearten Erdgas (36 GWh/a), Kohle und 

Strom (je 30 GWh/a). Der Verbrauch von Holz liegt bei immerhin 4,4 GWh/a. 

 

Sektor Verkehr:  Zum Endenergieverbrauch im Sektor Verkehr von knapp 300 GWh/a ist 

auf die Unsicherheiten des Schätzverfahrens hinzuweisen; er basiert auf dem Bundesdurch-

schnitt der Kfz-Fahrleistungen und des spezifischen Kraftstoffverbrauchs der verschiedenen 

Kfz-Typen.  

 

Im Bild 1-5 sind die sektoralen Anteile noch einmal zusammenfassend als Tortendiagramm 

dargestellt. Auffällig ist vor allem der hohe Anteil des Sektors Verkehr, der in Lohmar 40 % 

des Verbrauchs verursacht.  
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Bild 1-6 CO2-Äquivalente in Lohmar 2010 nach Energieträgern und Verbrauchssektoren in  
1000 t/a 
 (Quelle: Rheinenergie AG, RWE AG, GEMIS 4.6 und eigene Berechnungen) 

 

 

1.5.3 CO2-Bilanz für Lohmar 

 

Die CO2-Bilanz macht deutlich, dass im Jahr 2010 in Lohmar fast 250.000 t CO2-Äquivalente 

emittiert worden sind. Rechnerisch entfallen auf jeden Lohmarer Bürger jährlich knapp 8,0 t 

CO2. Dieser Wert liegt deutlich niedriger als der Bundesdurchschnitt von rund 11,1 t/a (Bild 1-

6).  

 

Der größte Einzelverursacher für CO2-Emissionen in Lohmar ist der Kraftstoffverbrauch des 

Verkehrs mit fast 100.000 t/a.  

 

Danach folgen der Erdgasverbrauch (31.000 t/a) und der Stromverbrauch (24.500 t/a) in den 

privaten Haushalten.  

 

Auch wenn man die einzelnen Energieträger betrachtet, wird deutlich, dass der Kraftstoffver-

brauch die meisten Emissionen verursacht. Sein Emissionsanteil ist mit knapp 40 % mehr als 

doppelt so hoch wie die Emissionen der Energieträger Erdgas (18 %) sowie Strom und Heizöl 

(jeweils 17 %) (Bild 1-7).  

 

Beim Erdgas schließlich liegen die Anteile beim CO2 (18 %) niedriger als beim Energiever-

brauch selber (dort 22 %). Die relativ niedrigen spezifischen CO2-Äquivalente des Erdgases 

machen sich hier bemerkbar.  

 

Bei den Verbrauchssektoren ist die Struktur der Emissionen ähnlich wie beim Energiever-

brauch (Bild 1-8, vgl. auch Bild 1-5). Der größte CO2-Verursacher in Lohmar ist der Verkehr 

mit 40 %, gefolgt von den Verbrauchssektoren private Haushalte (28 %) und Industrie / Ge-

werbe (23 %). 

 

  

  
Strom Erdgas Heizöl Kohle Holz 

Kraft- 

stoffe 
insg. in % 

private Haushalte 24,5 30,7 14,4 0,6 0,2   70,4 29 

städtische Einrichtungen 0,9 1,5 0,0   0,0   2,4 1 

Dienstleist./Handel 4,6 1,7 3,4 0,2     18,9 8 

Industrie / Gewerbe 11,0 9,1 22,4 13,2 0,1   55,8 23 

Verkehr           99,4 99,4 40 

insgesamt 41,1 42,9 40,2 14,0 0,3 99,4 246,9 100 

     in % 17 17 16 6 0 40 100   
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Bild 1-7 CO2-Äquivalente 2010 in Lohmar 
nach Energieträgern 
(Quelle: wie bei Bild 1-6) 

 

 

Bild 1-8 CO2-Äquivalente 2010 in Lohmar 
nach Verbrauchssektoren  
(Quelle: wie bei Bild 1-6) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.5.4 Energiekosten für Lohmar 

 

Zur Abschätzung der Energiekosten für Lohmar wurden die spezifischen Preisansätze verwen-

det, die im Abschnitt 1.4 beschrieben sind (vgl. Bild 1-2). 

 

Auf dieser Berechnungsbasis wurden in Lohmar im Jahr 2010 von allen Beteiligten für gut 750 

GWh Endenergie über 90 Mio. € ausgegeben. Dabei lagen die Kraftstoffkosten wegen ihres 

hohen Mineralölsteueranteils mit fast 40 Mio. € an der Spitze, sie machen fast die Hälfte der 

gesamten Energiekosten aus. Die Stromkosten liegen bei 26,5 Mio. € und die Erdgaskosten 

bei knapp 11,4 Mio. €. Der Rest, 10,5 Mio. € (12 %), verteilt sich auf die übrigen Energieträ-

ger (Bild 1-9).  
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Bild 1-9 Abschätzung der Energiekosten in Lohmar für 2010 
(Quelle: wie bei Bild 1-2, Bild 1-3, eigene Berechnun-
gen) 
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Strom Erdgas Heizöl Kohle Holz 

Kraft- 

stoffe 
insg. in % 

private Haushalte 32,0 27,1 49,5 2,7 15,3   126,7 30 

kommunale Einrichtungen 1,1 3,7 0,1       4,8 1 

Dienstleist./Handel 5,3 2,0 4,1 0,1     11,6 3 

Industrie/Gewerbe 25,8 4,8 53,6 12,3 4,5   100,9 24 

Verkehr           182,3 182,3 43 

insgesamt 64,3 37,6 107,2 15,1 19,8 182,3 426,3 100 

     in % 15 9 25 4 5 43 100 

  

1.6 Energie-, CO2- und Kostenbilanz für Much 

 

1.6.1 Endenergieträger in Much 

 

Für Much wurden zum Stand 2010 folgende Endenergiemengen abgeschätzt (Bild 1-10): 

 

Der Endenergieverbrauch in Much betrug 2010 insgesamt ca. 425 GWh, entsprechend 42,5 

Mio. l Heizöl. Der Stromverbrauch betrug dabei in der Summe 64 GWh, der Erdgasverbrauch 

nach Angaben der rhenag 38 GWh. 

 

Nach eigenen Berechnungen sowie Schätzungen auf Basis statistischer Daten und lokaler Ein-

schätzungen betrug der Verbrauch an Heizöl 107 GWh bzw. 10,7 Mio. Liter. Der Verbrauch an 

Kohle betrug 15 GWh und wurde ebenfalls aus statistischen Daten und Annahmen rückge-

rechnet. Auf Basis der in Much zugelassenen Kraftfahrzeuge wurde der Kraftstoffverbrauch in 

Höhe von 182 GWh errechnet. 

 

Die Aufteilung nach Energieträgern ist im Bild 1-11 noch einmal als Tortendiagramm darge-

stellt. Bemerkenswert ist dabei der vergleichsweise hohe Anteil Holz in der Energiebilanz. 

 

 

1.6.2 Verbrauchssektoren in Much  

 

Sektor Haushalte:  Der Gesamtverbrauch im Sektor Haushalte liegt bei gut 127 GWh/a (vgl. 

Bild 1-10). Heizöl stellt dabei mit fast 50 GWh den größten Einzelposten, gefolgt von Strom  

 

 

Bild 1-10 Endenergieverbrauch in Much 2010 nach Energieträgern und Verbrauchssektoren 
(GWh/a) 
(Quelle: Gemeinde Much, RWE AG, rhenag, IT-NRW, ECORegion und eigene Berech-
nungen) 
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Bild 1-11 Endenergieverbrauch 2010 in Much nach Energie-
trägern (GWh) 
(Quelle: wie bei Bild 1-10) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

mit 32 GWh und Erdgas mit 27 GWh. Der Holzanteil liegt mit 15,3 GWh fast doppelt so hoch 

wie in Lohmar (8,1 GWh) – bei nur halb so viel Einwohnern. 

 

Sektor kommunale Einrichtungen:  In Much beträgt der Anteil für Erdgas 3,7 GWh. Der 

Stromverbrauch liegt bei etwas über 1 GWh. 

 

Sektor Dienstleistungen/Handel:  Auch in Much ist hier der größte Anteil mit 5,3 GWh 

beim Strom zu finden, gefolgt vom Heizöl mit 4,1 GWh. Der Erdgasanteil liegt bei 2 GWh. 

 

Sektor Industrie / Gewerbe:  Wie in Lohmar ist auch in Much der Verbrauch an Heizöl mit 

54 GWh/a mehr als doppelt so hoch wie der Verbrauch an Strom mit 26 GWh. Als nächstes 

folgt der Energieträger Kohle mit 12 GWh, danach erst Erdgas mit 4,8 GWh. Mit 4,5 GWh 

Verbrauch Holz liegt Much beim Sektor Industrie / Gewerbe noch über dem Verbrauch in 

Lohmar (4,4 GWh). 

 

Sektor Verkehr:  Im Verkehr werden aufgrund der zugelassenen KFZ über 182 GWh Ver-

brauch geschätzt. Dies bedeutet gegenüber Lohmar fast 25 % mehr Verbrauch bezogen auf 

die Einwohnerzahl. Hier spiegelt sich wieder, dass Much die größte PKW-Dichte pro Einwohner 

in Rhein-Sieg-Kreis hat. 
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Bild 1-12 Endenergieverbrauch 2010 in Much nach Verbrauchssek-
toren (GWh) 
(Quelle: wie bei Bild 1-10) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Bild 1-12 sind die sektoralen Anteile noch einmal zusammenfassend als Tortendiagramm 

dargestellt. Auffällig ist vor allem der hohe Anteil des Sektors Verkehr, der in Much 43 % des 

Verbrauchs verursacht.  

 

 

1.6.3 CO2-Bilanz für Much 

 

Im Jahr 2010 sind in Much über 155.000 t CO2-Äquivalente emittiert worden. Dies entspricht 

mit 10,5 t in etwa dem Bundesdurchschnitt (11,1 t/a) (Bild 1-13).  

 

Erwartungsgemäß ist der größte Einzelverursacher der Verkehr mit fast 60.000 Tonnen CO2 

jährlich – dies sind nahezu 40% der Emissionen. Dem folgt der Stromverbrauch in den Pri-

vathaushalten mit 22.000 t CO2 / Jahr (Bild 1-13). Der gesamt Emissionsanteil vom Strom 

liegt bei 28 %. Dieser Emissionsanteil ist jedoch um fast das Doppelte größer als sein Ener-

gieanteil in der Energiebilanz (Bild 1-14, vgl. auch Bild 1-11); hier machen sich die hohen 

spezifischen CO2-Emissionen des RWE-Stroms bemerkbar, der zu einem großen Teil in Braun-

kohlekraftwerken gewonnen wird.  

 

Bei den Verbrauchssektoren ist die Struktur der Emissionen ähnlich wie beim Energiever-

brauch (Bild 1-15, vgl. auch Bild 1-12). Der größte CO2-Verursacher in Much ist der Verkehr  
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Bild 1-14 CO2-Äquivalente 2010 in Much nach 
Energieträgern 
(Quelle: wie bei Bild 1-13) 

 

 

Bild 1-15 CO2-Äquivalente 2010 in Much 
nach Verbrauchssektoren  
(Quelle: wie bei Bild 1-13) 

 

 

 
Bild 1-13 CO2-Äquivalente in Much 2010 nach Energieträgern und Verbrauchssektoren in 1000 t/a 

(Quelle:  RWE AG, rhenag, GEMIS 4.6 und eigene Berechnungen) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

mit 38 %, gefolgt von den Verbrauchssektoren private Haushalte (30 %) und Industrie / Ge-

werbe (27 %). 

 

 

1.6.4 Energiekosten für Much 

 

In Much wurden im Jahr 2010 für über 425 GWh Endenergie über 50 Mio. € ausgegeben.  

Den größten Anteil daran hatten mit fast 25 Mio. € die Kraftstoffe, gefolgt von den Stromkos-

ten mit 15 Mio. €. Die Kosten für die übrigen Energieträger (Erdgas, Heizöl, Kohle, Holz) be-

trugen 11 Mio. € (Bild 1-16). 

  
Strom Erdgas Heizöl Kohle Holz 

Kraft- 

stoffe 
insg. in % 

private Haushalte 21,8 6,9 15,9 1,2 0,4   46,1 30 

kommunale Einrichtungen 0,7 0,9 0,0       1,7 1 

Dienstleist./Handel 3,6 0,5 1,3 0,1     6,7 4 

Industrie/Gewerbe 17,5 1,2 17,2 5,4 0,1   41,4 27 

Verkehr           59,8 59,8 38 

insgesamt 43,7 9,5 34,4 6,6 0,5 59,8 155,7 100 

     in % 28 6 22 4 0 38 100   
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Bild 1-16 Abschätzung der Energiekosten in Much für 
2010 
(Quelle: wie bei Bild 1-2, Bild 1-10, eigene 

Berechnung) 
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Bild 1-17 Endenergieverbrauch in Ruppichteroth 2010 nach Energieträgern und Verbrauchssekto-
ren (GWh/a) 
(Quelle: Gemeinde Ruppichteroth, RWE AG, rhenag, IT-NRW, ECORegion und eigene Be-

rechnungen) 

 

 

1.7 Energie-, CO2- und Kostenbilanz für Ruppichteroth 

 

1.7.1 Endenergieträger in Ruppichteroth 

 

Ruppichteroth wies 2010 folgende Endenergiemengen auf (Bild 1-17): 

 

Insgesamt betrug der Endenergieverbrauch in Ruppichteroth 2010 115 GWh, dies entspricht 

11,5 Mio. Liter Heizöl. Bei den einzelnen Energieträgern lag an erster Stelle das Heizöl mit 67 

GWh, gefolgt vom Strom mit insgesamt 41 GWh. Erdgas, Kohle und Holz wurden insgesamt 

in einer Höhe von 21 GWh verbraucht. Die in Ruppichteroth zugelassenen KFZ verbrauchten 

115 GWh. 

 

Die Aufteilung nach Energieträgern ist im Bild 1-18 noch einmal als Tortendiagramm darge-

stellt. Bemerkenswert – wie schon bei Much – ist der hohe Anteil Holz in der Energiebilanz. 

 

 

1.7.2 Verbrauchssektoren in Ruppichteroth 

 

Sektor Haushalte:  Im Sektor Haushalte liegt der Gesamtverbrauch bei 70 GWh/a (vgl. Bild 

1-17). Den größten Posten stellt hier das Heizöl mit 37 GWh. Danach kommt der Stromver-

brauch mit 22 GWh. Der Holzverbrauch liegt mit fast 7 GWh geringfügig unter dem von Loh-

mar. 

 

Sektor kommunale Einrichtungen:  Den höchsten Anteil bei den kommunalen Einrichtun-

gen hat das Heizöl mit 1,6 GWh, gefolgt von Strom (0,8 GWh) und Erdgas (1 GWh). 

 

 

  
Strom Erdgas Heizöl Kohle Holz 

Kraft- 

stoffe 
insg. in % 

private Haushalte 21,8 3,6 37,1 1,2 6,7   70,4 29 

kommunale Einrichtungen 0,8 1,0 1,6   0,1   3,5 1 

Dienstleist./Handel 2,7 0,5 0,7 0,1     3,9 2 

Industrie/Gewerbe 15,7 0,2 27,5 5,8 1,8   50,9 21 

Verkehr           114,7 114,7 47 

insgesamt 41,0 5,3 66,9 7,0 8,6 114,7 243,5 100 

     in % 17 2 27 3 4 47 100   
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Sektor Dienstleistungen/Handel:  Der größte Anteil in diesem Sektor liegt mit 2,7 GWh 

beim Strom. Erdgas, Heizöl und Kohle werden insgesamt in einer Höhe von 1,3 GWh ver-

braucht. 

 

Sektor Industrie / Gewerbe:  In diesem Sektor liegt im Verbrauch an erster Stelle mit 

27,5 GWh das Heizöl. Danach kommt der Stromverbrauch mit knapp 16 GWh. Die übrigen 

Energieträger Erdgas, Holz und Kohle bringen es insgesamt auf fast 8 GWh. 

 

Sektor Verkehr:  Im Verkehr werden aufgrund der zugelassenen KFZ 115 GWh Verbrauch 

geschätzt. Dies sind gegenüber Lohmar 13 % mehr Verbrauch bezogen auf die Einwohner-

zahl.  

 

Im Bild 1-19 sind die sektoralen Anteile noch einmal in einem Tortendiagramm zusammenge-

fasst. Hier ist wieder auffällig der hohe Anteil des Sektors Verkehr, der in Ruppichteroth 47 % 

des Verbrauchs verursacht.  

 

 

1.7.3 CO2-Bilanz für Ruppichteroth 

 

Im Jahr 2010 sind in Ruppichteroth fast 92.000 t CO2-Äquivalente emittiert worden. Dies liegt 

mit 8,7 t je Einwohner unter dem Bundesdurchschnitt (11,1 t/a) (Bild 1-20).  

 

 

Bild 1-18 Endenergieverbrauch 2010 in Rup-

pichteroth nach Energieträgern 
(GWh) 
(Quelle: wie bei Bild 1-17) 

 
 

Bild 1-19 Endenergieverbrauch 2010 in Ruppich-

teroth nach Verbrauchssektoren (GWh) 
(Quelle: wie bei Bild 1-17) 
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Bild 1-21 CO2-Äquivalente 2010 in Rup-
pichteroth nach Energieträgern 
(Quelle: wie bei Bild 1-20) 

 

 

  
Strom Erdgas Heizöl Kohle Holz 

Kraft- 

stoffe 
insg. in % 

private Haushalte 14,8 0,9 11,9 0,5 0,2   28,3 31 

kommunale Einrichtungen 0,5 0,3 0,5   0,0   1,3 1 

Dienstleist./Handel 1,8 0,1 0,2 0,0     2,3 2 

Industrie/Gewerbe 10,7 0,1 8,8 2,5 0,0   22,1 24 

Verkehr           37,8 37,8 41 

insgesamt 27,9 1,3 21,5 3,1 0,2 37,8 91,8 100 

     in % 30 1 23 3 0 41 100   

 

Bild 1-20 CO2-Äquivalente in Ruppichteroth 2010 nach Energieträgern und Verbrauchssektoren in 
1000 t/a  
(Quelle:  Rheinenergie AG, RWE AG, GEMIS 4.6 und eigene Berechnungen) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In 2010 war in Ruppichteroth der größte CO2-Emittent der Verkehr mit 38.000 Tonnen CO2, 

was über 40 % der Emissionen entspricht. Danach folgte wie schon in Much der private 

Stromverbrauch mit 15 t CO2 und danach das private Heizöl mit 12 t CO2 pro Jahr. Auch hier 

machen sich beim Stromverbrauch die hohen CO2-Emissionen des RWE-Stroms bemerkbar 

(Bild 1-21, vgl. auch Bild 1-18). 

 

Wiederum ist bei den Verbrauchssektoren die Struktur der Emissionen ähnlich wie beim Ener-

gieverbrauch (Bild 1-22, vgl. auch Bild 1-19). Der größte CO2-Emmitent ist in Ruppichteroth  

 

Bild 1-22 CO2-Äquivalente 2010 in Ruppichte-
roth nach  Verbrauchssektoren  

(Quelle: wie bei Bild 1-20) 
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Bild 1-23 Abschätzung der Energiekosten in Ruppichteroth 
für 2010 

(Quelle: wie bei Bild 1-2, Bild 1-17, eigene Be-

rechnungen) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

der Verkehr mit 41 %, danach kommen die privaten Haushalte mit 31 % und der Sektor In-

dustrie / Gewerbe mit 24 %. 

 

 

1.7.4 Energiekosten für Ruppichteroth 

 

In 2010 wurden in Ruppichteroth für über 245 GWh Endenergie über 30 Mio. € ausgegeben.  

Dabei schlugen die Kraftstoffe mit über 15 Mio. € zu Buche. Danach kamen die Stromkosten 

mit fast Mio. €. Die Kosten für die übrigen Energieträger (Erdgas, Heizöl, Kohle, Holz) betru-

gen 5,5 Mio. € (Bild 1-23). 
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1.8 Erste Schlussfolgerungen aus den CO2-Bilanzen 

 

Aus der CO2-Bilanz lassen sich Erkenntnisse und erste Ansatzpunkte für den kommunalen 

Klimaschutz ablesen.  

 

 Stromnutzungen:  Der gesamte Bereich der Stromnutzungen ist wegen der hier erreich-

baren überdurchschnittlichen CO2-Minderung sowohl durch Stromeinsparungen als auch 

durch die Steigerung des Anteils erneuerbaren Stroms für den Klimaschutz besonders in-

teressant. Allerdings sind die Stromanwendungen in ihrer Breite auf der kommunalen 

Ebene nur schwer zu beeinflussen. Es besteht jedoch die Möglichkeit, im Rahmen eines 

Klimaschutzkonzeptes konkrete Handlungsempfehlungen, insbesondere für die Nutzung 

von erneuerbaren Energieträgern, herauszuarbeiten. Die kommunalen Einrichtungen 

selbst tragen nur zu einem geringen Teil zum Stromverbrauch in Lohmar, Much und Rup-

pichteroth bei.  

 Wärmebedarf:  An zweiter Stelle ist der Wärmebedarf, besonders der privaten Haushal-

te, zu nennen. Dort müssen die Emissionen aus der Erdgas- und Heizölverwendung ge-

senkt werden. Hier kann ein großes Sparpotenzial genutzt werden. Maßnahmen im Bau-

bestand können sich sowohl auf die Verringerung des Bedarfs beziehen (bessere Wärme-

dämmung) als auch auf die Anlagentechnik (neue Heizkessel) als auch auf Energieträger-

umstellungen (Nutzung von erneuerbaren Energieträgern). Die Kommunen können in die-

sem Bereich Anreize geben, indem sie z.B. einen Zuschuss für die Nutzung von erneuer-

baren Energieträgern gewähren bzw. indem sie die Umstellung auf Gas-Brennwerttechnik 

fördern.  

 Altbau/Gebäudebestand:  Ein weiteres, zentrales Handlungsfeld besteht im Altbaube-

reich bzw. im Gebäudebestand. Ziel sollte hier die Einführung einer Energieberatung für 

private Verbraucher sein. 

 Im Neubaubereich ist der Handlungsdruck vergleichsweise weniger stark gegeben. Die 

Einhaltung der EnEV 2009 allein sorgt für einen relativ geringen Energieverbrauch. Trotz- 

dem sollten die Kommunen, auch angesichts der bis zum Jahr 2020 auf EU-Ebene gefor-

derten „Niedrigstenergieniveaus“, durch z.B. eine gezielte Bauherrenberatung darauf hin-

wirken, dass heute und in den nächsten Jahren nicht die „Altbauten von morgen“ entste-

hen. 

Energieverbrauch im Verkehr:  Mengenmäßig verursacht der motorisierte Individual-

verkehr in Lohmar 40 %, in Much 43 % und in Ruppichteroth sogar 47 % des Energiever-

brauchs und des CO2-Ausstoßes. Der Verkehr ist jedoch ein Handlungsfeld, auf dem die 

Städte als Akteure erst an dritter Stelle genannt werden können. Zunächst sind hier die 

Verkehrsteilnehmer selbst (weniger mit dem Auto fahren) sowie die Automobilindustrie 

(verstärkt kleine, leichte und sparsame Autos entwickeln und anbieten) gefordert. Die 

Kommunen können dann helfen, die Rahmenbedingungen für einen umweltfreundlichen 

Verkehr zu verbessern durch Stärkung des ÖPNV-Angebots, den Ausbau von Rad- und 

Fußwegen, durch kompakte Bebauung und Verhinderung von Zersiedelung. Im eigenen 

Zuständigkeitsbereich können sie darauf hinwirken, den Durchschnittsverbrauch des 

kommunalen Fuhrparks zu senken und Öko-Drive-Schulungen anbieten und damit eine 

Vorbildfunktion einzunehmen.  
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1.9 Spezifische Werte und Status quo der erneuerbaren Energieträger  

 

Der Status quo des Endenergieeinsatzes, der CO2-Emissionen und der Energiekosten in den 

drei Kommunen ist im Bild 1-24 für das Jahr 2010 noch einmal zusammenfassend dargestellt.  

 

Für den Vergleich zwischen den Kommunen eignen sich besonders die einwohnerspezifischen 

Zahlen. Man erkennt, dass Much bei den meisten Kennzahlen die höchsten Werte aufweist, 

was auf den relativ hohen gewerblichen Energieverbrauch zurückzuführen ist. Bei den spezifi-

schen CO2-Äquivalenten kommt der Wert von Much dem Bundesdurchschnitt von 11,1 

t/Einwohner2 nahe, während er in Lohmar und Ruppichteroth darunter liegt. Der vergleichs-

weise geringe Wert für Lohmar hat seine Ursache vor allem in dem niedrigen CO2-Faktor für 

den Strom der RheinEnergie. Beim Energieverbrauch der kommunalen Einrichtungen, der in 

Lohmar fast 20 % unter den Werten von Much und Ruppichteroth liegt, scheinen sich die Be-

mühungen zum sparsamen Umgang mit Energie besonders in den Einrichtungen in Lohmar 

bemerkbar zu machen.   

 

Ein Schlaglicht auf die Nutzung von erneuerbaren Energieträgern im Jahr 2010 in den drei 

Kommunen wirft das Bild 1-25. Man kann erkennen, dass 

 Windenergie derzeit nicht genutzt wird, 

 in Much die höchste spezifische Leistung von PV-Anlagen installiert ist,  

 Biomasseheizungen besonders in Ruppichteroth beliebt sind (hoher Waldanteil!),  

 die Biogas- und die Wasserkraftnutzung von der Anlagenzahl her keine bedeutende Rolle 

spielen und 

 die Nutzung der Geothermie besonders in Ruppichteroth Fuß gefasst hat.  

 

Den mengenmäßig größten Beitrag zur Energieerzeugung dagegen dürfte die Biogasanlage in 

Lohmar mit geschätzten 6.400 MWh/a Strom liefern; im Vergleich dazu werden in Lohmar die 

PV-Anlagen ca. 2.700 MWh/a Strom erzeugen und die Biomasse- und Geothermieanlagen 

maximal 1.900 MWh/a bzw. 2.400 MWh/a an Wärme bereitstellen.  

                                           
2 http://uba.klimaktiv-co2-rechner.de/de_DE/page/  

 

insgesamt
pro 

Einwohner
insgesamt

pro 

Einwohner
insgesamt

pro 

Einwohner

Endenergie (MWh) 748.500 24,0 426.300 28,6 243.500 22,9

CO2-Äquivalente (t) 247.000 7,9 156.000 10,5 92.000 8,7

Kosten (€) 90.000.000 2.891 51.000.000 3.424 31.000.000 2.916

Kommunaler 

Energieverbrauch (MWh)
8.400 0,27 4.800 0,32 3.500 0,33

Lohmar Much Ruppichteroth

Bild 1-24 Zusammenfassende Kennzahlen zu den Energie- und CO2-Bilanzen 

http://uba.klimaktiv-co2-rechner.de/de_DE/page/
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Bild 1-25 Kennzahlen zu den erneuerbaren Energieträgern in den Kommunen im Jahr 2010 

Lohmar Much Ruppichteroth

Wind* Anzahl der Anlagen 0 0 0

Anzahl der Anlagen 297 144 90

Leistung (kW) 3145 2001 752

Leistung (kW / Einwohner) 0,101 0,134 0,071

Anzahl der Anlagen 266 160 108

Fläche (m²) 2104 1381 907

Leistung (m² / Einwohner) 0,067 0,093 0,086

Anzahl der Anlagen 63 47 40

Leistung (kW) 1050 968 978

Leistung (kW / Einwohner) 0,034 0,065 0,092

Anzahl der Anlagen 1 0 0

Leistung (kW) 800

Anzahl der Anlagen 0 0 1

Leistung (kW) 37

Anzahl der Bohrerlaubnisse 115 63 85

Leistung (kW) 1346 737 995

Leistung (kW / Einwohner) 0,04 0,05 0,09
* Quelle: Anlageregister AMPRION http://www.amprion.net/eeg-anlagenstammdaten-aktuell
** Quelle: Bundesverband Solarwirtschaft (BSW-Solar) http://www.solaratlas.de
*** Quelle: http://www.biomasseatlas.de

**** Quelle: Amt für technischen Umweltschutz des Rhein-Sieg-Kreises, Mitteilung vom 30.11.2011; geschätzte 

         durchschnittliche Leistung der Wärmepumpen pro Bohrung 11,7 kW

Geothermie****

PV*

Solarkollektoren**

Biomasse***

Biogas*

Wasser*
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2 Potenzialanalysen 

 

Der zweite Arbeitsschritt im Rahmen des interkommunalen Klimaschutzkonzeptes ist die Po-

tenzialanalyse, also die Ermittlung bzw. die Abschätzung von Potenzialen für Energieeinspa-

rung, für Energieeffizienz und für die Nutzung von erneuerbaren Energieträgern. Die Potenzi-

alanalyse soll den Mengenrahmen aufspannen, innerhalb dessen kurz- und mittelfristig Maß-

nahmen zum Klimaschutz ergriffen werden können. Die Potenzialanalyse soll aufzeigen, wie 

viel Energieeinsparung, welche Energieeffizienz und welche Mengen an erneuerbaren Energien 

aus heutiger Sicht erreicht bzw. nutzbar gemacht werden können.  

 

 

2.1 Methodische Vorgehensweise 

 

Der räumliche Umgriff für die Potenzialanalyse bezieht sich auf die Kommunen Lohmar, 

Much und Ruppichteroth. Nur im Ausnahmefall werden Entwicklungen auch außerhalb des 

Untersuchungsraums mit einbezogen, z.B. wenn beim ÖPNV der Rhein-Sieg-Kreis auf Kreis-

ebene Entscheidungen über das Linienangebot treffen muss.  

 

Als Zeithorizont wird das Jahr 2020 gewählt. Der 10-Jahres-Zeitraum von der Bestandsauf-

nahme und der Energiebilanz des Jahres 2010 bis 2020 erscheint – bei aller Unsicherheit über 

die zukünftige Entwicklung – überschaubar und nahgelegen genug, um sich konkrete Maß-

nahmen zum Klimaschutz vorstellen zu können und sie für umsetzbar zu halten.  

 

Soweit es möglich ist, werden kurz- und mittelfristig erschließbare Potenziale unterschieden. 

Langfristige Potenziale, die im Zeitraum nach dem Jahr 2020 bedeutsam werden können, 

werden hier nicht betrachtet. Die Unterscheidung des wahrscheinlichen Realisierungszeit-

raums ist nur bedingt möglich und sinnvoll:  Wenn Potenziale von technischen Entwicklungen 

abhängig sind (z.B. von der Verfügbarkeit von Elektroautos), kann es absehbar sein, dass ein 

Potenzial nicht kurzfristig, sondern nur mittelfristig erschließbar ist. In der Mehrzahl der Fälle 

wird der zeitliche Aspekt aber eher von den Kosten bestimmt, d.h. die technische oder bauli-

che Möglichkeit ist gegeben und der Zeitpunkt für ihre Umsetzung hängt vor allem von der 

Wirtschaftlichkeit, also ihren Kosten und auch dem Energiepreisniveau ab.  

 

Für die Potenzialabschätzung werden zwei Szenarien gebildet. Ein „Trendszenario“ soll die 

„Ohnehin-Entwicklung“ darstellen, wie sie ohne besondere örtliche Klimaschutzmaßnahmen – 

also z.B. aufgrund von EU-, Bundes- oder Landesvorgaben - zu erwarten sein kann. Das 

Trendszenario soll gleichzeitig die Referenz darstellen für ein „Zielszenario“, das die Entwick-

lung bei der Umsetzung einer konsequenten Klimaschutzpolitik in den Kommunen beschreibt. 

Die beiden Szenarien stellen einen Zielkorridor dar; es ist das Bestreben der drei Kommunen, 

dass sich der Klimaschutz in den nächsten Jahren möglichst nahe an den Werten des Zielsze-

narios entwickeln soll.  
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Beide Szenarien versuchen, die zukünftige Entwicklung der Klimaschutzbemühungen, also die 

Anstrengungen bei der Energieeinsparung, der Energieeffizienz und der Nutzung von erneuer-

baren Energieträgern darzustellen. Dabei ist es klar, dass die Beschreibung der Zukunft nicht 

exakt sein kann, sondern von Unsicherheiten geprägt sein muss. Die Szenarien verwenden 

Werte und Annahmen, die aus heutiger Sicht plausibel und wahrscheinlich erscheinen. Aber 

selbstverständlich enthalten sie auch spekulative Elemente:  Niemand kann heute etwa die 

Entwicklung der Energiepreise im Jahr 2020 mit Sicherheit voraussagen oder auch nur ab-

schätzen. Für das Zielszenario werden einzelne Werte auch bewusst gesetzt – und nicht etwa 

aus erkennbaren Trends oder der vorhandenen Literatur abgeleitet – um gewollte und ange-

strebte Entwicklungen des Klimaschutzes vorzugeben.  

 

In den Szenarien werden acht Themenfelder für den Klimaschutz untersucht und dargestellt 

(Bild 2-1):  

 Kommunale Gebäude und Anlagen, 

 Nahwärme, Kraft-Wärme-Kopplung, 

 Gebäudebestand (Wohngebäude),  

 Bautätigkeit (Neubau),  

 Stromverwendung,  

 

Bild 2-1 Themenfelder für die Szenarioannahmen 
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 Verkehr,  

 erneuerbare Energieträger sowie 

 Abfallverwertung.  

 

Für jedes dieser Themenfelder werden wiederum mehrere Einzelmaßnahmen betrachtet, 

mit denen sich Einsparungen erreichen, mehr Effizienz erzielen oder erneuerbare Energien 

nutzen lassen (Beispiel Themenfeld „Gebäudebestand“ im Bild 2-2). Im Folgenden werden die 

Szenariobedingungen des Trend- und des Zielszenarios für die Themenfelder und ihre Einzel-

maßnahmen im Detail beschrieben. Teilweise werden dabei Entwicklungen zugrunde gelegt, 

die sich aus einschlägigen Untersuchungen zitieren lassen. Zum Teil müssen aber auch plau-

sible, örtlich angepasste und mit den Akteuren vor Ort diskutierte Annahmen getroffen wer-

den.  

 

Die Szenarioannahmen und die Szenarioergebnisse werden für jedes Themenfeld einheitlich 

aufbereitet und in Tabellen dargestellt. Im ersten Schritt werden die Annahmen für jede Ein-

zelmaßnahme kurz beschrieben und begründet. Mit Hilfe von Ergebnistabellen (Beispiel im 

Bild 2-3) werden dann zunächst die jeweiligen Szenarioannahmen für das Trend- und das 

Zielszenario gezeigt und dann in drei Blöcken die Szenarioergebnisse für die Kommunen Loh-

mar, Much und Ruppichteroth. In jedem der Blöcke wird zuerst der Basiswert für die 

Szenarioabschätzungen genannt. In der Regel ist das der derzeitige Endenergieverbrauch, in 

einigen Fällen werden als Basiswerte auch andere Bezugsgrößen wie etwa die Waldfläche (in 

ha, bei der Holznutzung) verwendet. Die Einspar- bzw. Verminderungseffekte, die sich aus 

den Basiswerten errechnen, werden für die beiden Szenarien nicht als Energie (z.B. in  

 

Bild 2-2 Einzelmaßnahmen im Themenfeld „Gebäudebestand“ 
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M1 M2 M3 M…

Trendszenario

Zielszenario

Basiswerte* Lohmar

Trendszenario

Zielszenario

Basiswerte* Much

Trendszenario

Zielszenario

Basiswerte* Ruppichteroth

Trendszenario

Zielszenario

Themenfeld

Potenziale für 

Lohmar**

Szenario-

Annahmen für

Potenziale für 

Ruppichteroth**

Potenziale für 

Much**

pro 
Kommune 
ein Block

Basiswerte
(meist MWh/a)

Minderungs-
potenziale 
(t/a)

Szenario-Annahmen

Themenfeld, 
Maßnahmen

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

MWh/a), sondern in Form von CO2-Äquivalenten (t/a) dargestellt. Damit beziehen sich die 

Szenarioergebnisse unmittelbar auf die klimawirksamen Schadstoffemissionen, die durch den 

Energieverbrauch verursacht werden.  

 

Die Ergebnisse der Potenzialanalyse bauen sich sukzessive auf:  Zunächst werden die Min-

derungsbeiträge für jede Einzelmaßnahme berechnet, diese können zu Themenfeldern zu-

sammengefasst werden und die Ergebnisse für die Themenfelder lassen sich zu einem Ge-

samtergebnis addieren. Um dem eiligen Leser entgegenzukommen, werden die Ergebnisse 

im Folgenden in „umgekehrter“ Reihenfolge, also vom Gesamtüberblick hin zu den Details 

dargestellt: 

 Zunächst werden die Gesamtergebnisse für die drei Kommunen gezeigt (Abschnitt 2.2),  

 dann die Ergebnisse für die acht Themenfelder (Abschnitt 2.3),  

 danach die Ergebnisse zusammenfassend für die Einzelmaßnahmen (Abschnitt 2.4)  

 und abschließend werden die Details für die Berechnung der Einzelmaßnahmen erläutert 

(Abschnitt 2.5).  

 

 

  

Bild 2-3 Aufbau der Ergebnistabellen für die Themenfelder 
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1.000 t/a % 1.000 t/a

in % von 

2010 1.000 t/a

in % von 

2010

Lohmar 247 100 184 75 143 58

Much 156 100 101 65 67 43

Ruppichteroth 92 100 54 59 30 32

ZielszenarioTrendszenarioCO2-Äquivalente 2010 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.2 Gesamtergebnisse der Potenzialanalysen 

 

Die Gesamtsumme aller Einzelpotenziale zur CO2-Minderung belaufen sich in den drei Kom-

munen je nach Szenario-Variante auf eine Größenordnung zwischen knapp 40.000 und gut 

103.000 t/a. Bezogen auf die Ausgangswerte von 2010 werden die verbleibenden CO2-

Äquivalente dadurch auf Werte zwischen 75 % (Lohmar, Trendszenario) und nur noch 32 % 

(Ruppichteroth, Zielszenario) verringert (Bild 2-4). In der grafischen Übersicht zeigt sich, dass 

die Emissionen in Lohmar im Jahr 2010 rund das 2,5-fache von denen in Ruppichteroth be-

tragen haben; die Werte für die Gemeinde Much liegen dazwischen, sie liegen etwa zwei Drit-

tel niedriger als in Lohmar und rund zwei Drittel höher als in Ruppichteroth (Bild 2-5). Für das 

Zielszenario, also bei gezielten und verstärkten Anstrengungen zum Klimaschutz, wird deut-

lich, dass im eher städtischen Raum (Lohmar) mit einer Reduzierung auf knapp 60 % 

Bild 2-4 Ausstoß von CO2-Äquivalenten im Ist-Zustand und für die Szenario-Varianten 

Bild 2-5 Ausstoß von CO2-Äquivalenten: Ausgangslage und Ergebnisse der Szenarien 
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(143.000 t/a) gerechnet wird, während in den ländlicher geprägten Gemeinden (Much, be-

sonders Ruppichteroth) ein Rückgang auf 43 bzw. 32 % (67.000 bzw. 30.000 t/a) abge-

schätzt wird.  

 

Diese Zahlen machen deutlich, dass in den Kommunen unterschiedliche, aber gleichwohl er-

hebliche Spielräume für den Klimaschutz erkennbar sind. Durch geeignete Maßnahmen, die 

im Abschnitt 4 ausgearbeitet und vorgestellt werden, soll die Entwicklung hin zu mehr Klima-

schutz angestoßen und intensiviert werden.  

 

Auf der örtlichen Ebene erkennt man auch, dass die Einspar- und Effizienzpotenziale einer-

seits und die Potenziale der erneuerbaren Energieträger andererseits deutlich unterschiedliche 

Gewichte haben können (Bild 2-6). Besonders in Lohmar werden die Potenziale für Einsparung 

und Effizienz höher abgeschätzt als die der erneuerbaren Energieträgern. Dort erreichen die 

erneuerbaren nur deutlich weniger als die Hälfte der Einspar- und Effizienzpotenziale, und 

zwar sowohl im Trend- als auch im Zielszenario. Anders sehen die Ergebnisse für Much und 

Ruppichteroth aus:  Hier überwiegen die Potenziale der erneuerbaren Energieträger diejeni-

gen aus Einspar- und Effizienzmaßnahmen, in Ruppichteroth noch deutlicher als in Much. Aus 

diesen Zahlen wird erkennbar, dass die Verbrauchs- und die damit einhergehende Emissi-

onsminderung – die sich, wie im Folgenden dargestellt wird, besonders im Gebäudebestand 

und beim Verkehr erreichen lässt – für Lohmar einen Schwerpunkt darstellt. Hingegen haben 

in Much und in Ruppichteroth die erneuerbaren Energieträger die größte Bedeutung; wobei 

natürlich in jeder Kommune der jeweils andere Bereich für den Klimaschutz nicht vernachläs-

sigt werden darf.  
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Bild 2-6 Ausstoß von CO2-Äquivalenten: Ausgangslage und Ergebnisse der Szenarien auf der 
örtlichen Ebene 
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Komm. 

Geb.,  

Anlagen

Nahwärme, 

KWK

Gebäude-

bestand
Bautätigkeit

Stromver-

wendung
Verkehr

erneuer-

bare ET

Abfallver-

wertung

Trendszenario 473 1.009 14.311 265 4.910 27.044 13.835 564

Zielszenario 1.408 2.017 26.052 420 7.505 43.685 21.771 598

Trendszenario 380 4.125 7.632 183 4.067 14.158 23.577 168

Zielszenario 1.004 7.233 13.893 290 6.210 22.847 36.760 213

Trendszenario 372 1.553 4.097 64 2.836 9.227 19.381 137

Zielszenario 858 2.591 7.458 101 4.309 14.900 31.811 148

Ruppich-

teroth

Lohmar

Much

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.3 Potenziale für die Themenfelder 

 

Die gesamten Minderungspotenziale, die im vorangehenden Abschnitt erläutert wurden, sind 

im Bild 2-7 auf die Ebene der acht Themenfelder herunter gebrochen und im Detail darge-

stellt. Die Werte bewegen sich in einer weiten Spannbreite zwischen 64 t/a (Ruppichteroth, 

Trendszenario, Bautätigkeit) und fast 44.000 t/a (Lohmar, Zielszenario, Themenfeld Verkehr).  

 

Wenn man die Potenzialergebnissee für die Themenfelder grafisch wiedergibt, lassen sich u.A. 

die folgenden Sachverhalte erkennen (Bild 2-8 bis 2-10): 

 Die Themenfelder erneuerbare Energieträger, Verkehr und Gebäudebestand können die 

größten Beiträge zum Klimaschutz leisten.  

 Dabei stehen in Lohmar die Themen Verkehr und Gebäudebestand im Vordergrund (Ein-

sparung, Effizienz), während in Much und besonders in Ruppichteroth die erneuerbaren 

Energieträger den höchsten Klimaschutz liefern.  

 Die Stromverwendung leistet in allen Kommunen und in beiden Szenarien gleichmäßig 

einen Minderungsbeitrag von sieben bis acht Prozent.  

 Die kommunalen Gebäude und Anlagen, der Neubaubereich und die Abfallverwertung 

können jeweils nur sehr geringe Werte beisteuern.  

 Die anteiligen Beiträge der Themenfelder sind im Trend- und im Zielszenario in allen drei 

Kommunen sehr ähnlich.  

 

In Lohmar ist das Potenzial im Verkehrsbereich besonders groß (über 40 %) und bei den er-

neuerbaren Energieträgern vergleichsweise gering (knapp über 20 %; Bild 2-7). Die erneuer-

baren Ednergieträger können hier einen Beitrag leisten, der etwa dem der Einsparungen im 

Gebäudebestand entspricht. In Much und in Ruppichteroth dagegen trägt der Verkehr nur zu 

etwa einem Viertel zum Gesamtpotenzial bei (Bild 2-8, Bild 2-9). Dafür liegen die erneuerba-

ren Energien bei über 40 % (Much) und sogar über 50 % (Ruppichteroth). In Much spielt die 

Nahwärme mit rund 8 Prozent eine gewisse Rolle; hier könnten kleine, auf Güllebasis betrie-

bene Biogasanlagen einen erkennbaren Beitrag bringen. Die Potenziale im Gebäudebestand 

nehmen in Ruppichteroth im Vergleich der drei Kommunen den geringsten Raum ein. Die ei- 

 

Bild 2-7 Potenziale für CO2-Minderungen durch Einsparungen, Effizienz und erneuerbare Energie-
träger nach Themenfeldern (t/a) 
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genen kommunalen Gebäude und Anlagen können nur einen sehr kleinen Beitrag von einem 

bis zwei Prozent zum jeweiligen örtlichen Klimaschutz beisteuern.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 2-8 Lohmar, Anteile der CO2-Minderungspotenziale für The-
menfelder in den beiden Szenarien 
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Bild 2-9 Much, Anteile der CO2-Minderungspotenziale für Themenfel-
der in den beiden Szenarien 
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Bild 2-10 Ruppichteroth, Anteile der CO2-Minderungspotenziale für 
Themenfelder in den beiden Szenarien 
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2.4 Potenziale für die Einzelmaßnahmen (Zusammenfassung) 

 

In den Bildern 2-11 bis 2-13 werden diese Ergebnisse für jede Kommune zusammengefasst 

und in Form von Balkendiagrammen dargestellt. Für jede Maßnahme gibt es einen gestapel-

ten Balken. Der untere, dunkle Balkenteil zeigt das Ergebnis für das Trendszenario, der obere, 

helle Teil das zusätzliche Potenzial, das in dem Zielszenario erreicht werden kann.  

 

Von der gesamten Struktur her ähneln sich die Grafiken und damit auch die dargestellten Po-

tenziale in allen drei Kommunen. Die Themenfelder „Kommunale Gebäude, Anlagen“, „Neu-

bau“ und „Abfallverwertung“ weisen nur geringe Potenziale auf. Dagegen lassen sich im Ge-

bäudebestand, beim Verkehr und im Themenfeld der erneuerbaren Energieträger teilweise 

erhebliche Potenziale nutzen. Auffällig ist die Windenergie, deren Potenzial in Much und in 

Ruppichteroth, wo sie mit weitem Abstand an erster Stelle liegt (die jeweiligen Balken sind 

aus Darstellungsgründen gekürzt; im Zielszenario ist er um das 3,1-fache (Much) bzw. das 

3,6-fache (Ruppichteroth) höher als die dargestellte Säule). Die Nutzung der Windenergie ist 

besonders effizient und kann deshalb entsprechend große Klimaentlastungen bewirken. Die 

Kommunen haben hier, auch wenn sie selbst nicht als Investor auftreten, Planungsverantwor-

tung und Koordinierungsmöglichkeiten. Auffällig ist ebenfalls der Handlungsbereich „Effizienz 

im MIV“, die an vorderer Stelle liegt:  Leider kann dieser Bereich auf der kommunalen Ebene 

 

 

Bild 2-11 CO2-Minderungspotenziale der Einzelmaßnahmen für Lohmar  
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Bild 2-12 CO2-Minderungspotenziale der Einzelmaßnahmen für Much 

Bild 2-13 CO2-Minderungspotenziale der Einzelmaßnahmen für Ruppichteroth  
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wenig beeinflusst werden. Hier sind – neben der Automobilindustrie – die einzelnen Autofah-

rer gefordert, indem sie zukünftig verstärkt kleinere, leichtere und energieoptimierte Autos 

kaufen. Generell wird das Potenzial der Geothermie – anders als in der Potenzialstudie des 

Rhein-Sieg-Kreises – aus drei Gründen nur als gering eingeschätzt:  

 die Zahl der Neubauten, die sich für eine Nutzung der Geothermie besonders gut eignen, 

wird in den drei Kommunen vergleichsweise gering sein;  

 im vorhandenen Gebäudebestand ist das Potenzial eher niedrig, weil der Einbau einer 

Niedertemperaturheizung aufwendig und teuer ist;  

 der Strom für die benötigte Wärmepumpe schmälert wegen des hohen CO2-Faktors (be-

sonders in Much und Ruppichteroth wegen des RWE-Stroms) die CO2-Minderung, die die 

Geothermie leistet. 

 

In Lohmar (Bild 2-11) steht das Potenzial der Windenergie nur an der zweiten Stelle. Das liegt 

zum einen daran, dass für Lohmar weniger Ausbaumöglichkeiten gesehen werden als für die 

beiden anderen Gemeinden. Zum anderen wird in Lohmar (rechnerisch) RheinEnergie-Strom 

verdrängt, der einen geringeren CO2-Emissionsfaktor hat als der RWE-Strom, der in Much und 

Ruppichteroth gegen gerechnet werden muss. Der Verkehr nimmt mit den weiteren Maßnah-

men „ÖPNV-Ausbau“ und „Mobilitätsmanagement“ ein großes Gewicht ein. Auch die Potenzia-

le im Gebäudebestand einschließlich des Stromverbrauchs der privaten Haushalte sind wichti-

ge Themen für Lohmar, die gleichzeitig auch auf die Bedeutung der Beratung hinweisen, die 

häufig notwendig ist, um vorhandene Potenziale erst ausschöpfen zu können.  

 

In Much (Bild 2-12) gibt es relativ viele landwirtschaftliche Betriebe mit Viehhaltung. Deshalb 

wird hier ein nennenswertes Potenzial für kleine, auf Güllebasis betriebene Biogasanlagen 

gesehen. Das Stromsparen der Haushalte nimmt wegen des gegen gerechneten RWE-Stroms 

hier und in Ruppichteroth eine noch größere Rolle als in Lohmar ein. Auch bei der Nutzung 

der Photovoltaik macht sich dieser Effekt bemerkbar.  

 

Für Ruppichteroth (Bild 2-13) ist, wie bereits dargestellt, die Nutzung der Windenergie von 

besonderer Bedeutung und Wirkung für die CO2-Minderung. Wenn es gelingt, hier auch in 

Zusammenarbeit mit Nachbargemeinden Flächen für die Windenergienutzung auszuweisen 

und diese Flächen zu nutzen, kann ein wichtiger Beitrag nicht nur zum Klimaschutz, sondern 

auch zur dezentralen Stromerzeugung und –versorgung geleistet werden.  
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2.5 Berechnungsdetails für die Einzelmaßnahmen  

 

In diesem Abschnitt werden die Details für die Berechnung der CO2-Minderungspotenziale in 

den beiden Szenarien für die Einzelmaßnahmen erläutert.  

 

 

2.5.1 Potenziale für Kommunale Gebäude und Anlagen 

 

Das Themenfeld der kommunalen Gebäude und Anlagen steht auch deshalb an erster Stelle 

der Potenzialanalyse, weil die Kommunen hier die unmittelbare und umfassende Zuständig-

keit haben. Der Themenbereich gliedert sich vor allem in solche Maßnahmen auf, die auf die 

energetische Qualität und die Potenziale im Gebäudebereich betreffen. Zusätzlich wird die 

Straßenbeleuchtung als Potenzial für den Klimaschutz identifiziert. Im Bild 2-14 werden die 

Szenarioannahmen des Themenfelds für Trend- und Zielszenario im Einzelnen beschrieben.  

                                           
3 Die Stadt Frankfurt / M. hat seit Jahren ein vorbildhaft ausgebautes Energiemanagement. 

Kommunale Gebäude und Anlagen 

 K1 bauliche Maßnahmen und K2 Gebäudetechnik:  Zur Abschätzung der Potenziale werden 

die Grenz- und Zielwerte für den Energieverbrauch in öffentlichen Einrichtungen verwendet, die 

z.B. auch in der Bewertung des European Energy Award (eea) eingesetzt werden. Für das 

Trendszenario werden die Grenzwerte, für das Zielszenario die – niedrigeren und damit an-

spruchsvolleren - Zielwerte angesetzt.  

 K3 erneuerbare Energieträger:  Für diesen Bereich werden individuelle kommunale Werte 

verwendet.  

 K4 Controlling:  Einsparpotenzial 5 % (Trendszenario) bzw. 10 % (Zielszenario) des Energie-

einsatzes; angelehnt an:  Stadt Frankfurt am Main, Hochbauamt, Energiemanagement 

(http://www.energiemanagement.stadt-frankfurt.de/)3.  

 K5 Nutzerverhalten (Wärme):  Einsparpotenzial 5 % (Trendszenario) bzw. 10 % (Zielszena-

rio) des Energieeinsatzes; angelehnt an:  Stadt Frankfurt am Main, Hochbauamt, Energiemana-

gement (http://www.energiemanagement.stadt-frankfurt.de/).  

 K6 Straßenbeleuchtung:  Stromeinsparung von 30 % (Trendszenario) bzw. 60 % (Zielszena-

rio); angelehnt an das Anforderungsniveau von 60 % Einsparung der BMU-Förderung, bezogen 

auf 50 % (Trend) bzw. 100 % (Ziel) der Leuchten.  

 K7 sonstige Stromverwendung:  Zur Abschätzung der Minderungspotenziale werden die 

Zielwerte für den Energieverbrauch in öffentlichen Einrichtungen verwendet, die z.B. auch in 

der Bewertung des eea eingesetzt werden. Für das Trendszenario werden die Grenzwerte, für 

das Zielszenario wiederum die Zielwerte angesetzt. 

 

Bild 2-14 Szenarioannahmen für das Themenfeld „Kommunale Gebäude und Anlagen“  

http://www.energiemanagement.stadt-frankfurt.de/
http://www.energiemanagement.stadt-frankfurt.de/
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K1 K2 K3 K4 K5 K6 K7

bauliche 

Maßnahmen

Gebäude-

technik

erneuerbare 

ET
Controlling

Nutzer-

verhalten 

(Wärme)

Straßen-

beleuchtung

sonstige 

Stromver-

wendung

Trendszenario 5 % 5 % 30 %
eea- 

Grenzwerte

Zielszenario 10 % 10 % 60 % eea- Zielwerte

Basiswerte* Lohmar 5.815 5.815 672 1.604

Trendszenario 83 83 75 215

Zielszenario 167 167 150 424

Basiswerte* Much 3.360 3.360 179 586

Trendszenario 48 48 36 143

Zielszenario 95 95 73 283

Basiswerte* Ruppichteroth 2.809 2.809 201 500

Trendszenario 42 42 41 122

Zielszenario 83 83 82 241

*  in MWh/a

** in t CO2

501

Szenario-

Annahmen für

eea- Grenzwerte individuelle 

Werte

2.809

3.360

Potenziale für 

Lohmar**

17

367

Potenziale für 

Much**

105

458

eea- Zielwerte

5.815

Potenziale für 

Ruppichteroth**

125

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wie nicht anders zu erwarten, lassen sich in allen Kommunen durch die bauliche Sanierung  

und durch die Verbesserung der (Heiz-) Technik bei den öffentlichen Gebäuden und Anlagen 

nicht nur die größten Energie- und Kosteneinsparungen, sondern auch die meisten CO2-

Minderungen erreichen (Bild 2-15). Besonders im Zielszenario, in dem ambitionierte Ver-

brauchswerte angesetzt werden, werden vergleichsweise hohe Minderungen ausgewiesen. 

Deutlich geringer fallen demgegenüber die Einsparerfolge aus, die sich durch ein (allerdings 

vergleichsweise kostengünstiges) Energiecontrolling und die Beeinflussung des Benutzer-

verhaltens erwarten lassen. Die Einsatzmöglichkeiten für erneuerbare Energieträger werden 

bei den Potenzialen nicht allgemein abgeschätzt, sondern erst konkret bei den Maßnahmen-

vorschlägen genannt (Abschnitt 4).  

 

Bei der allgemeinen Stromverwendung sind ebenfalls in allen Kommunen wegen der ver-

gleichsweise großen CO2-Emissionsfaktoren des Stroms deutliche Minderungspotenziale 

vorhanden, die sich, wenn sie genutzt werden, besonders positiv für den Klimaschutz be-

merkbar machen. Die Potenziale bei der Straßenbeleuchtung stellen einen weiteren, aber 

kleineren Beitrag zur CO2-Minderung und zur Energie- und Kosteneinsparung dar.  

 

 

2.5.2 Potenziale für Nahwärme und Kraft-Wärme-Kopplung 

 

Für das Themenfeld „Nahwärme und Kraft-Wärme-Kopplung“ finden sich in jeder der drei 

Kommunen Ansatzpunkte, die für eine gemeinsame Wärmeversorgung geeignet erscheinen, 

sei es unter Einbeziehung und Verwendung von KWK-Anlagen oder auf der Basis von erneu-

erbaren Energieträgern, für öffentliche Einrichtungen wie für andere Abnehmer. Diese An-

satzpunkte beziehen sich im Hinblick auf den Wärme- und Strombedarf, auf Temperaturni-

veau, Lastgang usw. jeweils auf eine spezielle, individuelle Situation. Soweit sie genannt  

Bild 2-15 Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Kommunale Gebäude und Anlagen“  
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werden können, werden diese konkreten Ansatzpunkte im Maßnahmenkatalog aufgegriffen 

(Abschnitt 4). Für die Ableitung einer eher allgemeinen, für die gesamte Kommune gültigen 

Potenzialaussage sind diese speziellen Beispiele jedoch nicht geeignet.  

 

Ausnahmen stellen die Mikro-KWK und die KWK aus Biogas dar. Die Mikro-KWK (elektrische 

Leistung bis rund 5 kW) lässt sich (auch) in privaten Ein- und Mehrfamilienhäusern einset-

zen. Hier kann eine allgemeine Schätzung vorgenommen werden, indem man davon aus-

geht, dass insbesondere gasversorgte Gebäude mit einem kleinen KWK-Gerät ausgerüstet 

werden können. Für die KWK aus Biogas werden lediglich Kleinanlagen (bis 75 kWel) be-

trachtet, in denen überwiegend Rindergülle eingesetzt wird (> 80 % des Gärsubstrats, d.h. 

Gülle von rund 250 GV) und die als unschädlich für die Landschaft und die Landwirtschaft 

gelten können. Es wird davon ausgegangen, dass nur solche Anlagen gebaut werden, bei 

denen die überschüssige Wärme genutzt werden kann. Die übrigen – und vermutlich deut-

lich größeren - Minderungspotenziale, die mit Nahwärmeversorgungen erreichbar sein mö-

gen, lassen sich für die drei Kommunen auf der Ebene der Potenzialanalyse jedoch nicht 

ermitteln und darstellen (Bild 2-16).  

 

Die Ergebnisse für die Mikro-KWK im Bild 2-17 weisen unter den getroffenen Annahmen nur 

relativ geringe Potenziale für den Klimaschutz auf. Auffällig ist das niedrige Minderungspo- 

Nahwärme, Kraft-Wärme-Kopplung 

 N1 Mikro-KWK:  Für die KWK-Aggregate (angenommene Leistung 1 kWel, 2,5 kWth) werden 

relativ hohe Jahresbenutzungsstunden (3.000) angesetzt; während sie Wärme erzeugen, pro-

duzieren sie gleichzeitig auch Strom, der andernorts nicht erzeugt werden muss. Gegenüber der 

reinen Wärmeversorgung steigt der Erdgasverbrauch im Gebäude, während gleichzeitig der 

Strombezug (und seine Erzeugung) eingespart wird. Im Trendszenario wird angenommen, dass 

5 % der gasversorgten Wohngebäude bis 2020 mit zusätzlichen KWK-Geräten ausgerüstet wer-

den, im Zielszenario werden 10 % angesetzt. 

 N2 bis N4:  Für diese Bereiche werden spezifische Ansatzpunkte und Werte in den Kommunen 

ermittelt, wobei jeweils zueinander „passende“ Erzeugungs- und Verbrauchspotenziale darge-

stellt werden.  Gesamtpotenziale für die kommunale Ebene können nicht abgeleitet werden.  

 N5:  Für das Trendszenario wird angenommen, dass die Hälfte des Rinderbestands nicht für die 

Biogaserzeugung in Frage kommt, weil er in kleinen Betrieben gehalten wird, bei denen der 

Viehbestand zu gering ist; für die verbleibende Hälfte wird angenommen, dass wiederum die 

Hälfte aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen (z.B. Weidegang, Festmisthaltung) nicht 

geeignet ist, so dass am Ende nur ein Viertel des Rinderbestands für die Biogaserzeugung zur 

Verfügung steht. Im Zielszenario wird angenommen, dass jeweils ein Drittel der Rinder wegen 

der Betriebsgröße und aus technisch-wirtschaftlichen Gründen ungeeignet sind; damit bleiben 

dann 4/9 oder 44 % des Rinderbestands für die Biogaserzeugung verfügbar.  

 

Bild 2-16 Szenarioannahmen für das Themenfeld „Nahwärme, Kraft-Wärme-Kopplung“  
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N1 N2 N3 N4 N5

Mikro-KWK
Öffentliche 

Einrichtungen

andere 

Abnehmer

Hackschnit-

zelnutzung

Biogas-

nutzung

Trendszenario 5%
1/4 der GV 

nutzbar

Zielszenario 10%
4/9 der GV 

nutzbar

Basiswerte Lohmar
5.716 Erdgas-

kunden

3.873 Rinder-

GV

Trendszenario 10 999

Zielszenario 19 1.998

Basiswerte Much
1.135 Erdgas-

kunden

8.025 Rinder-

GV

Trendszenario 55 4.070

Zielszenario 110 7.123

Basiswerte Ruppichteroth
209 Erdgas-

kunden

3.232 Rinder-

GV

Trendszenario 10 1.543

Zielszenario 19 2.572

* in t CO2

Szenario-

Annahmen für

Potenziale für 

Lohmar*

Potenziale für 

Much*

jeweils individuelle

kommunale Werte

Potenziale für 

Ruppichteroth*

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

tenzial für Lohmar:  Der relativ geringe CO2-Faktor für den Strom in Lohmar und der not-

wendige, zusätzliche Erdgasverbrauch des Motors verringern den Entlastungseffekt stark. In 

Ruppichteroth, wo der Basiswert nur vier Prozent des Lohmarer Wertes ausmacht, können 

wegen des hohen CO2-Faktors dennoch die gleichen Minderungseffekte erzielt werden wie in 

Lohmar. Bei der KWK aus Biogas sind vor allem im Zielszenario für Much mit mehr als 7.000 

t CO2 deutliche Potenziale sichtbar. Hier werden erhebliche Anstrengungen notwendig sein, 

um die gewünschte Wärmenutzung tatsächlich möglich zu machen.  

 

 

2.5.3 Potenziale für Energieeinsparung im Gebäudebestand 

 

Die energetische Sanierung im Gebäudebestand besteht aus drei Elementen:   

 Der Verminderung des Wärmebedarfs vor allem durch eine bessere Wärmedämmung,  

 dem Austausch der vorhandenen durch eine neue, effizientere Heiztechnik und  

 gegebenenfalls durch den Wechsel vom vorhandenen, meist fossilen Energieträger zu 

einem erneuerbaren und CO2-freien Energieträger.  

 

Mit jeder dieser Maßnahmen, die in der angegebenen Reihenfolge durchgeführt werden soll-

ten und die im Idealfall alle zusammen in Angriff genommen werden, lässt sich der Energie-

bedarf der vorhandenen Gebäude senken und der Schadstoffausstoß vermindern. Eine wei-

tere, flankierende Maßnahme für das Themenfeld Gebäudebestand ist die  

Bild 2-17 Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Nahwärme, KWK“  
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Energieberatung, die das Sanierungsgeschehen initiieren, fachlich unterstützen und beglei-

ten kann. Die Szenarioannahmen für das Themenfeld werden im Bild 2-18 im Detail darge-

stellt.  

 

Insgesamt werden im Gebäudebestand Einsparpotenziale in der Größenordnung von knapp 

30 % (Trendszenario) bis über 50 % (Zielszenario) abgeschätzt, was in CO2-Minderungen 

zwischen 4.000 t/a (Ruppichteroth, Trendszenario) und 26.000 t/a (Lohmar, Zielszenario) 

resultiert (Bild 2-19). Um diese Größenordnungen zu erreichen, sind erhebliche Anstrengun-

gen notwendig; insbesondere, weil die größten Potenziale dieses Themenfelds mit rund 35 

bis 40 % bei der Wärmedämmung, also dem erhöhten baulichen Wärmeschutz erwartet 

werden (G1; größtes Einzelpotenzial außerhalb des Verkehrsbereichs). Um die Gebäude 

nachträglich zu dämmen, müssen jedoch hohe Investitionen getätigt werden. Die Erneue-

rung der Heiztechnik ist vergleichsweise kostengünstiger, hier wird allerdings auch nur etwa 

ein Fünftel des Minderungspotenzials dieses Themenfelds erwartet.  

Energieeinsparung im Gebäudebestand 

 G1 Wärmedämmung:  Für das Trendszenario wird davon ausgegangen, dass bei einer (ener-

getischen) Sanierung eines Bestandsgebäudes ein durchschnittliches Einsparpotenzial von 50 % 

erreicht wird; außerdem wird davon ausgegangen, dass pro Jahr zwei Prozent des Bestands sa-

niert werden. Daraus errechnet sich für 10 Jahre (bis zum Jahr 2020) ein Einsparpotenzial von 

insgesamt 10 %. Für das Zielszenario wird ein Einsparerfolg von 67 % und eine jährliche Sanie-

rungsrate von drei Prozent angenommen; damit liegt das Einsparpotenzial bei insgesamt 20 %.  

 G2 Heiztechnik:  Mit dem Austausch des vorhandenen Heizkessels durch einen effizienteren, 

richtig dimensionierten Kessel lassen sich durchschnittlich 10 % der Heizenergie einsparen. Bei 

einem durchschnittlichen Kesselalter von 15 Jahren werden bis 2020 zwei Drittel der Kessel er-

neuert; daraus errechnet sich insgesamt eine Einsparung von 6,7 %. Eine Unterscheidung zwi-

schen Trend- und Zielszenario erscheint hier nicht sinnvoll.  

 G3 Erneuerbare Energieträger:  Beim Austausch eines Heizkessels besteht der Anlass und 

die Möglichkeit, den (fossilen) Energieträger zu wechseln und erneuerbare Energie zu verwen-

den. Im Trendszenario wird angenommen, dass 10 % der Gebäudeeigentümer beim Kesselaus-

tausch von dieser Möglichkeit Gebrauch machen. Beim durchschnittlichen Kesselalter von 15 

Jahren  errechnet sich dann eine Einsparung (von fossilen Energieträgern) von insgesamt 6,7 % 

(vgl. G2). Für das Zielszenario wird eine Wechselrate von 15 % angenommen, was zu einer 

Einsparung von insgesamt 10 % führt.  

 G4 Energieberatung:  Die gezielte Energieberatung kann den Anstoß für die Ausführung von 

Einsparmaßnahmen (z.B. der Bereiche G1 bis G3) geben. Im Trendszenario werden dafür 5 % 

Einsparung angesetzt, im Zielszenario, d.h. bei einer intensiven, auch aktiv operierenden Ener-

gieberatung, werden 15 % Einsparung angesetzt.   

 

Bild 2-18 Szenarioannahmen für das Themenfeld „Energieeinsparung im Gebäudebestand“  
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G1 G2 G3 G4

Wärme-

dämmung
Heiztechnik

erneuerbare 

ET

Energie-

beratung

Trendszenario 10 % 6,7 % 5 %

Zielszenario 20 % 10 % 15 %

Basiswerte* Lohmar 175.570 175.570 175.570 175.570

Trendszenario 5.039 3.376 3.376 2.520

Zielszenario 10.078 3.376 5.039 7.559

Basiswerte* Much 94.683 94.683 94.683 94.683

Trendszenario 2.687 1.800 1.800 1.344

Zielszenario 5.374 1.800 2.687 4.031

Basiswerte* Ruppichteroth 48.552 48.552 48.552 48.552

Trendszenario 1.443 967 967 721

Zielszenario 2.885 967 1.443 2.164

*  in MWh/a

** in t CO2

Potenziale für 

Ruppichteroth**

6,7 %
Szenario-

Annahmen für

Potenziale für 

Lohmar**

Potenziale für 

Much**

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Einsatz von erneuerbaren Energieträgern kann zu einer Verringerung von Emissionen 

durch fossile Energieträger um rund ein weiteres Fünftel führen. Wichtige zusätzliche Effekte 

können durch eine verstärkte, flankierende Energieberatung erreicht werden; insbesondere 

für das Zielszenario werden hier weitere 30 % Minderung angenommen.  

 

 

2.5.4 Potenziale im Themenfeld Bautätigkeit 

 

Das Themenfeld „Bautätigkeit/Neubau“ nimmt mit Blick auf die nächste, verschärfte Fas-

sung der EnEV und die Europäische Gebäuderichtlinie ein immer geringeres Gewicht ein – 

bis zum Jahr 2020 sollen Neubauten „nearly-zero-energy-buildings“ sein, also zumindest die 

Passivhauskriterien einhalten. Der Energiebedarf der Neubauten und ihre CO2-Belastung 

wird im Untersuchungszeitraum beständig abnehmen. Diese Entwicklung kann einerseits 

durch eine Förderung von energetisch orientiertem Bauen („EnEV+“) unterstützt werden, 

wie dies z.B. mit der KfW-Förderung geschieht, und andererseits durch eine gezielte energe-

tische Beratung der Bauwilligen und der Bauherren.  

 

Eine Voraussetzung für energetisch orientierte Neubautätigkeit stellt die solar optimierte B-

Planung dar. Diese solare Optimierung wird als „Ohnehin-Entwicklung“ verstanden, so dass 

damit kein zusätzliches Potenzial erschlossen werden kann. Im Bild 2-20 werden die Szena-

rioannahmen für das Themenfeld erläutert.  

 

 

Bild 2-19 Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Gebäudebestand“  
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Bautätigkeit (Neubau) 

 B1 Voraussetzung für solares Bauen:  Dieser Bereich wird für die Szenarien nicht quantifi-

ziert. Es sollte selbstverständlich sein, dass (zukünftige) B-Pläne solar optimiert werden. Die 

positive Wirkung der solaren Optimierung im Verhältnis zu einer fiktiv mangelhaften B-Planung 

auszuweisen erscheint nicht sinnvoll.  

 B2 „EnEV+“:  Eine Unterschreitung der jeweils gültigen EnEV-Werte ist bautechnisch möglich 

und förderpolitisch erwünscht. Im Trendszenario wird angenommen, dass ein Viertel der Bau-

herren die EnEV-Werte um 25 % unterschreitet; daraus ergibt sich ein Minderungspotenzial von 

insgesamt 6,25 %. Für das Zielszenario wird von einem Drittel der Bauherren und einer Unter-

schreitung von 33 % ausgegangen, was in einer Minderung von insgesamt 9,9 % resultiert.  

 B3 Energieberatung:  Durch die gezielte Energieberatung kann das Bauen nach „EnEV+“ (vgl. 

B2) intensiviert werden. Für die beiden Szenarien wird jeweils eine Verdoppelung der im Be-

reich B2 gesetzten Werte, d.h. im Ergebnis eine zusätzliche Minderung von 6,25 bzw. 9,9 % 

angenommen.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Bautätigkeit“ (Bild 2-21) zeigen, dass die Ein-

zelmaßnahmen in diesem Bereich mit Minderungspotenzialen zwischen 32 t/a (Ruppichte-

roth, Trendszenario) und maximal 210 t/a (Lohmar, Zielszenario) nur geringe  

Bild 2-20 Szenarioannahmen für das Themenfeld „Bautätigkeit“  

Bild 2-21 Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Bautätigkeit“  

B1 B2 B3

Vorausset-

zung für 

solares Bauen

EnEV+
Energie-

beratung

Trendszenario 6,25 % 6,25 %

Zielszenario 9,9 % 9,9 %

Basiswerte* Lohmar 620 WE 620 WE

Trendszenario 133 133

Zielszenario 210 210

Basiswerte* Much 430 WE 430 WE

Trendszenario 91 91

Zielszenario 145 145

Basiswerte* Ruppichteroth 150 WE 150 WE

Trendszenario 32 32

Zielszenario 51 51

*    Wohneinheiten (WE)

** in t CO2

Potenziale für 

Much**

Potenziale für 

Ruppichteroth**

Szenario-

Annahmen für

Potenziale für 

Lohmar**

nicht 

quantifiziert
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Beiträge liefern können – zum Vergleich:  Die Maßnahme G1 (Wärmedämmung) wird im 

Zielszenario für Lohmar mit mehr als 10.000 t/a oder dem fast 50-fachen abgeschätzt. Auch 

wenn in diesem Themenfeld wie erwartet nur geringe Einsparungen absehbar sind, ist es 

doch wichtig, weil hier der Weg hin zum Baustandard für die Zeit nach dem Jahr 2020 ge-

ebnet werden kann.  

 

 

2.5.5 Potenziale bei der Stromverwendung 

 

Bei der Stromverwendung wird es in den nächsten Jahren weiterhin darauf ankommen, 

durch Effizienzmaßnahmen CO2-Minderungen zu erzielen. Das betrifft die privaten Haushalte 

(effizientere Haushalts-, Informations- und Kommunikationsgeräte, Vermeidung von Stand-

by-Verlusten) ebenso wie Gewerbe/Industrie und die öffentliche Hand; in allen Sektoren 

sind noch erhebliche Effizienzpotenziale zu erwarten. Zusätzlicher Stromverbrauch wird u.a. 

durch die E-Mobilität entstehen; im Saldo kann die unten ausgewiesene Minderung auch 

geringer ausfallen, wenn weitere stromverbrauchende Geräte und Anwendungen eingeführt 

und genutzt werden. Die Szenarioannahmen für das Themenfeld sind im Bild 2-22 im Ein-

zelnen dargestellt.  

 

 

 

 

Stromverwendung 

 S1 Haushalte:  Für die Stromeinsparung in Haushalten wird hier auf die 1.000-kWh-Kampagne 

des Öko-Institut e.V. Bezug genommen, die darauf abzielt, dass eine Einsparung von 1.000 

kWh pro Jahr bis zum Jahr 2020 von allen deutschen Haushalten erreichbar ist (Trendszenario). 

Für das Zielszenario werden sogar 1.500 kWh Minderverbrauch angesetzt.  

 S2 Öffentliche Einrichtungen:  Die Stromeinsparung bei den öffentlichen Einrichtungen der 

Kommunen werden im Bereich K7 dargestellt.  

 S3 (Büro-) Maschinen:  Im Bereich der (Büro-) Maschinen (Sektor Gewerbe, Handel, Dienst-

leistungen; ca. 30 % des Stromverbrauchs) sind einerseits Stromeinsparungen durch Effizienz-

effekte zu erwarten, andererseits wird der Stromverbrauch durch die Ausstattung mit zusätzli-

chen Maschinen auch steigen. Die Einsparung wird mit 20 % (Trendszenario) bzw. 40 % (Ziel-

szenario) angesetzt, angelehnt an das Anforderungsniveau von 40 % Einsparung der BMU-

Förderung für Green-IT, bezogen auf 50 % (Trend) bzw. 100 % (Ziel) der (Büro-) Maschinen-

ausstattung.  

 S4 Mobilität:  Mit der Zunahme der Elektromobilität wird der Stromverbrauch steigen (bei 

gleichzeitiger Abnahme des Kraftstoffverbrauchs); vgl. auch Bereich V9.  

 

Bild 2-22 Szenarioannahmen für das Themenfeld „Stromverwendung“ 
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Die Stromeinsparung kann bereits auf der Endenergieebene erhebliche Einsparpotenziale 

erreichen. Das gilt wegen der hohen spezifischen Emissionsfaktoren umso mehr für die CO2-

Minderung und insbesondere für Much und Ruppichteroth wegen des relativ hoch belasteten 

RWE-Stroms. In Ruppichteroth stellt das Potenzial bei den privaten Haushalten das zweit-

größte Potenzial durch Einsparungen dar (Maßnahme S1 mit gut 2.700 bzw. knapp 4.100 

t/a, Bild 2-23), wobei die zugrundeliegende Annahme über eine Einsparung von 1.500 

kWh/a für einen durchschnittlichen Haushalt sicherlich ambitioniert ist. Der Beitrag, der im 

Bereich der elektrischen Büroausstattung (S2) geleistet werden kann, ist vergleichsweise 

gering.  

 

Der Zuwachs beim Stromverbrauch, der sich aus der wachsenden Elektromobilität (S4) 

ergibt, erscheint überschaubar, insbesondere wenn man die Kraftstoffeinsparungen durch 

den Ersatz von Verbrennungsmotoren gegenrechnet (vgl. Abschnitt 2.5.6).  

 

 

2.5.6 Potenziale im Verkehr 

 

Das Themenfeld Verkehr ist in der Vergangenheit in Klimaschutz- und Energiekonzepten in 

der Regel zu kurz behandelt oder sogar übergangen worden. Die energetischen Auswirkun-

gen von Maßnahmen im Verkehr sind deshalb vergleichsweise schlecht untersucht und do-

kumentiert, so dass viele Abschätzungen von Einspar- und Minderungspotenzialen sich auf 

(plausible) Annahmen stützen müssen, die nicht exakt untersucht und nachgewiesen sind. 

Ein weiteres Problem entsteht dadurch, dass Energieeinsparungen im Verkehr im  

S1 S2 S3 S4

private 

Haushalte

öffentliche 

Einrichtungen

(Büro-) 

Maschinen

Mobilität 

(Zuwachs)

Trendszenario 1.000 kWh/a 20 %

Zielszenario 1.500 kWh/a 40 %

Basiswerte* Lohmar 12.450 HH 3.747

Trendszenario 4.631 279

Zielszenario 6.947 558

Basiswerte* Much 5.660 HH 1.604

Trendszenario 3.849 218

Zielszenario 5.773 436

Basiswerte* Ruppichteroth 4.010 HH 806

Trendszenario 2.727 110

Zielszenario 4.090 219

*    wenn nicht anders angegeben, in MWh/a

**  in t/a

in V9 

enthalten

Potenziale für 

Ruppichteroth**

siehe K7
Szenario-

Annahmen für

Potenziale für 

Lohmar**

Potenziale für 

Much**

 
Bild 2-23 Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Stromverwendung“  
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Verkehr 

 V1 Ausbau ÖV:  Der Zuwachs, den der ÖV aus dem Bereich des MIV erreichen kann, und die 

damit einhergehende Kraftstoffeinsparung und CO2-Minderung wird hier durch Annahmen ab-

geschätzt:  Im Trendszenario wird eine Einsparung von 10 %, im Zielszenario von 15 % ange-

setzt.  

 V2 Jobticket/Mobilitätskarte:  Als zusätzliche Maßnahme zur allgemeinen Stärkung des 

ÖV-Anteils (vgl. V1) kann der Umstieg auf den ÖV organisatorisch/tariflich durch das Jobticket 

und/oder durch eine allgemein verfügbare Mobilitätskarte erleichtert werden. Die Auswirkun-

gen werden für das Trendszenario mit einer Minderung von 2,5 % und für das Zielszenario 

von 5 % angenommen.  

 V3 Fahrgemeinschaften:  Auch für diesen Bereich werden Annahmen gesetzt. Im Trendsze-

nario wird eine Minderung von 2,5 % und im Zielszenario von 5 % veranschlagt.  

 V4 Mobilitätsmanagement:  Ein gezieltes Mobilitätsmanagement, das eine Mobilitätsbera-

tung mit einschließt, kann dazu beitragen, ein rationelleres Mobilitätsverhalten zu erreichen, 

mit dem Energie eingespart, die Umwelt entlastet und gleichzeitig Mobilitätskosten eingespart 

werden können. Ein regionales Mobilitätsmanagement kann sowohl für Privatpersonen und 

private Haushalte als auch - und vor allem - für Betriebe (Güterverkehr und Pendlerverkehr 

der Mitarbeiter) eingerichtet werden. Für das Mobilitätsmanagement werden CO2-Minderungen 

von 5 % (Trendszenario) und 10 % (Zielszenario) angesetzt.  

 V5 Ausbau Radwege:  Knapp acht Prozent aller gefahrenen Kilometer, die im Rhein-Sieg-

Kreis mit dem Auto zurückgelegt werden, werden auf Wegen zurückgelegt, die kürzer als 5 

km sind und damit als „fahrradtauglich“ gelten können. Für das Trendszenario wird ange-

nommen, dass bei einem Ausbau der Radwege im Jahr 2020 dann 10 % dieser Wege mit dem 

Fahrrad zurückgelegt werden, für das Zielszenario werden 15 % angesetzt. Daraus errechnen 

sich Kraftstoffeinsparungen von 0,8 % bzw. 1,2 %.  

 V6 Pedelec-Infrastruktur:  Für den Ausbau der Pedelec-Infrastruktur (z.B. Verleih- und La-

destationen) werden die gleichen Ansätze gewählt wie im Bereich V5; hier werden also eben-

falls Kraftstoffeinsparungen von 0,8 % (Trendszenario) bzw. 1,2 % (Zielszenario) angenom-

men.  

 V7 Vermeidung von MIV:  Die Stärkung des Umweltverbunds (Bereiche V1 bis V6) muss 

ergänzende Maßnahmen zur Vermeidung von Autoverkehr (z.B. Parkraumbewirtschaftung, 

Fahrradstraßen usw.) umfassen. Die Wirkungen solcher Maßnahmen werden nicht gesondert 

quantifiziert; sie sind in den Bereichen V1 bis V6 enthalten.  

 V8 Effizienz beim MIV:  Im vergangenen Jahrzehnt ist die Effizienz der Motoren (bezüglich 

der Kraftstoffeinsparung und damit CO2-Minderung) im deutschen Pkw-Bestand um weniger 

als ein Prozent pro Jahr gestiegen (d.h. die Einsparung beim spezifischen Kraftstoffverbrauch 

lag bei weniger als ein Prozent). Wenn man davon ausgeht, dass sich die Effizienzsteigerung 

der Motoren bis zum Jahr 2020 auf 1,0 %/a (Trendszenario) bzw. 1,5 %/a (Zielszenario) ver-

bessert, führt dies 2020 zu einer Kraftstoffeinsparung von 10 % bzw. 14 %.  
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Verkehr Fortsetzung 

 V9 Elektroautos:  Das Ziel der Bundesregierung ist, dass es bis 2020 1 Mio. Elektroautos in 

Deutschland gibt. Wenn man von einem im Wesentlichen gesättigten Bestand von gut 50 Mio. 

Kfz ausgeht, machen die Elektroautos dann einen Anteil von etwa 2 % aus und reduzieren den 

Kraftstoffverbrauch um ebenfalls 2 %. Diese Größenordnung wird für das Trendszenario zugrun-

de gelegt; für das Zielszenario wird angenommen, dass der Anteil der Elektroautos (und die 

Kraftstoffeinsparung) noch einmal um die Hälfte auf 3 % der Kfz-Flotte gesteigert werden kann. 

Auf der anderen Seite kann man davon ausgehen, dass durch den Ersatz von Verbrennungsmo-

toren durch elektrische Antriebe ein Drittel des eingesparten Kraftstoffs in Form von zusätzli-

chem Stromverbrauch benötigt wird. Daraus errechnen sich Zuwächse beim Stromverbrauch in 

Höhe von 0,66 % (Trendszenario) bzw. 1,0 % (Zielszenario; jeweils bezogen auf den Kraftstoff-

verbrauch).  

 

 

 

Wesentlichen durch die Verminderung von motorisiertem Individualverkehr (MIV), also 

durch weniger Autofahren, erreicht werden können. Da das Auto trotz der Umweltprobleme, 

die es mit sich bringt – neben den CO2-Emissionen seien hier nur der Flächenverbrauch und 

der Lärm genannt – große Bequemlichkeit und einen hohen Prestigewert besitzt, sind Maß-

nahmen zur Minderung des MIV auf den ersten Blick häufig nicht populär und politisch 

schwer durchzusetzen.  

 

In diesem Themenfeld werden deshalb vor allem Maßnahmen und Szenarioannahmen be-

trachtet, die die Attraktivität von nicht-motorisiertem Verkehr steigern und damit zu Entlas-

tungen im Verkehrsbereich führen können (Bild 2-24). 

 

Im Ergebnis (Bild 2-25) wird deutlich, dass es für den Verkehr eine vordringliche Maßnahme 

gibt, die ein großes Einspar- und Minderungspotenzial besitzt, nämlich die Effizienzsteige-

rung beim MIV (V8), die 35 - 40 % des Potenzials ausmacht. Diese Maßnahme liefert mit 

knapp 10.000 MWh/a bzw. fast 14.000 t/a (Lohmar, Trend- bzw. Zielszenario) den bei wei-

tem größten Einzelbeitrag aller Maßnahmen im Verkehr. Daneben können der Ausbau des 

ÖPNV (V1) mit rund 25 % und ein gezieltes Mobilitätsmanagement (V4, ca. 20 %) wesentli-

che CO2-Minderungen leisten. Alle anderen Maßnahmen, auch der Ausbau der Elektromobili-

tät (V9 mit durchgängig weniger als fünf Prozent), können nur geringe Einsparbeträge bei-

steuern. Damit wird deutlich, dass die entscheidende Rolle für den Klimaschutz im Verkehr 

nicht bei den Kommunen, sondern bei der Automobilindustrie (Bau von verbrauchsarmen 

Motoren) und den Autokäufern (Kauf von spritsparenden Autos) liegt.  

 

Die Kommunen können gefordert sein, beim Aufbau und der laufenden Arbeit eines Mobili-

tätsmanagements mitzuwirken und einen Beitrag zur Verbesserung des ÖPNV-Angebots zu 

leisten. Gerade der letzte Punkt ist ein komplexes Thema, das im Gesamtzusammenhang 

der ÖPNV-Finanzierung und Tarifierung im VRS betrachtet werden muss; der unmittelbare  

 

Bild 2-24 Szenarioannahmen für das Themenfeld „Verkehr“  
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V1 V2 V3 V4 V5 V6 V7 V8 V9

Ausbau ÖPNV
Jobticket/Mo-

bilitätskarte

Fahrgemein-

schaften

Mobilitäts-

management

Ausbau 

Radwege

Pedelec-Infra-

struktur

Vermeidung 

von MIV

Effizienz beim 

MIV
Elektroautos

Trendszenario 10 % 2,5 % 2,5 % 5 % 0,8 % 0,8 % 10 % 2 %

Zielszenario 15 % 5 % 5 % 10 % 1,2 % 1,2 % 14 % 3 %

Basiswerte* Lohmar 197.208 197.208 197.208 298.800 197.208 197.208 298.800 298.800

Trendszenario 6.558 1.639 1.639 4.968 525 525 9.936 1.254

Zielszenario 9.837 3.279 3.279 9.936 787 787 13.911 1.869

Basiswerte* Much 88.413 88.413 88.413 182.300 88.413 88.413 182.300 182.300

Trendszenario 2.899 725 725 2.989 232 232 5.978 378

Zielszenario 4.349 1.450 1.450 5.978 348 348 8.370 554

Basiswerte* Ruppichteroth 60.805 60.805 60.805 114.700 60.805 60.805 114.700 114.700

Trendszenario 2.002 500 500 1.888 160 160 3.776 240

Zielszenario 3.003 1.001 1.001 3.776 240 240 5.286 353

*  in MWh/a Kraftstoff

**  in t/a CO2

Szenario-

Annahmen für

Potenziale für 

Lohmar*

Potenziale für 

Much*

Potenziale für 

Ruppichteroth*

in V1 - V6 

enthalten

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einfluss der drei Kommunen und ihre finanziellen Spielräume sind hier gering. Das Mobili-

tätsmanagement wiederum stellt eine „weiche“ Maßnahme dar, deren Erfolge bezüglich des 

Klimaschutzes nur mittelbar nachzuweisen sein werden. Zumindest mittelfristig ist hier aber 

eine Option gegeben, die die Kommunen – besonders auch im Verbund – nutzen können.  

 

 

2.5.7 Potenziale für erneuerbare Energieträger 

 

Neben der Energieeinsparung und der Energieeffizienz sollen und können die erneuerbaren 

Energieträger einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Die Beiträge, die die ver-

schiedenen erneuerbaren Energien in der Zukunft liefern, hängt einerseits von den jeweili-

gen naturräumlichen Gegebenheiten ab, andererseits auch von den wirtschaftlichen und den 

politischen Rahmenbedingungen. Die Wasserkraft etwa, von alters her im Bergischen als 

Energiequelle genutzt, wird für den Klimaschutz praktisch keine Rolle spielen, weil andere 

Schutzziele (FFH, Naturschutz) konkurrieren. Die (landwirtschaftliche) Biogaserzeugung 

kann wegen der vorhandenen Viehhaltung besonders in Much eine Bedeutung erhalten, 

auch wenn keine weitere Flächenkonkurrenz durch den Anbau von nachwachsenden Roh-

stoffen erwünscht ist.  

 

Der Beitrag, den die Geothermie leisten kann, wird deutlich niedriger angesetzt als in der 

Potenzialstudie für den Rhein-Sieg-Kreis. Während dort die Potenziale vor allem durch ge-

eignete Flächen bestimmt waren (verfügbare Freiflächen für Bohrungen), werden hier die im 

Gebäudebestand vorhandenen Heizsysteme als deutlich begrenzender Faktor eingeschätzt:  

für eine geothermische Nutzung ist es notwendig, die Heizung auf ein Niedertemperatursys-

tem umzurüsten, was in der Regel einen hohen technischen und finanziellen Aufwand mit 

sich bringt. Außerdem verringert der für die (elektrische) Wärmepumpe benötigte Strom 

den CO2-Minderungseffekt. Die systematische Energieholz-Nutzung und die Nutzung der 

Solarenergie (Photovoltaik, Solarthermie) liefern Potenziale, die in Much und Ruppichteroth 

höher anzusetzen sind als die der Geothermie. Ein hervorragender Beitrag kann durch die  

besonders effiziente, bislang aber noch ungenutzte Windenergie erwartet werden. Die Sze-

Bild 2-25 Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Verkehr“  
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narioannahmen für das Themenfeld der erneuerbaren Energien werden im Bild 2-26 gezeigt.  

 

Die Potenzialstudie zur Windenergie des Landes NRW, die im Oktober 2012 veröffentlicht 

wurde4, konnte für die Potenzialermittlung des Klimaschutzkonzepts nicht mehr berücksich-

tigt werden. In einem Exkurs werden jedoch die Ergebnisse der Potenzialermittlung, die hier 

vorgenommen wurde, den Aussagen der Landestudie für die drei Kommunen gegenüberge-

stellt (Bild 2-27).  

 

Unter den erneuerbaren Energieträgern ist es vor allem die Windenergie, die einen über-

durchschnittlichen Beitrag leisten kann, wenn man die Voraussetzungen der Szenarioan-

nahmen für realisierbar hält:  Die Windenergie liefert etwa zwei Drittel (Lohmar) bis rund 85 

% (Much, Ruppichteroth) der CO2-Minderungspotenziale in diesem Themenfeld (Bild 2-28). 

Die besonders hohen Werte für Much und Ruppichteroth entstehen wegen der derzeitigen 

Stromversorgung durch RWE. Es wird ganz deutlich, dass die Windenergie auch in den Bin-

nenlandstandorten des Rhein-Sieg-Kreises einen unverzichtbaren Beitrag zum Umbau des 

Energiesystems und zum Ausbau des Klimaschutzes bringen kann.  

 

Die Anteile der übrigen erneuerbaren Energieträger liegen prozentual überwiegend nur im 

einstelligen Bereich. Dabei wird in Much das nächst größte Potenzial bei der Photovoltaik 

gesehen, während die Holznutzung nur in Ruppichteroth einen nennenswerten Beitrag leis-

ten kann.  

 

 

2.5.8 Potenziale bei der Abfallverwertung 

 

Energie aus Abfall kann als eine Form der erneuerbaren Energie verstanden werden. Die 

Steuerung des Abfallbereichs befindet sich im öffentlichen, aber nur zum Teil im individuel-

len kommunalen Einfluss. Die drei Kommunen haben deshalb nur beschränkte Möglichkei-

ten, die energetische Nutzung des Abfalls zu beeinflussen. Die größten Potenziale werden 

bei der Verwertung der organischen Abfälle aus der öffentlichen Sammlung gesehen, wäh-

rend bei der Klärgasnutzung keine weiteren Potenziale zur Verfügung stehen. Beim Stra-

ßenbegleitgrün haben die Kommunen die Möglichkeit, eigenes Material, das heute noch - 

zum Teil kostenpflichtig – entsorgt wird, als Brennstoff in eigenen Anlagen zu nutzen. Die 

Szenarioannahmen für die Abfallverwertung sind im Bild 2-29 dargestellt.  

 

Die größten CO2-Minderungspotenziale finden sich bei der Abfallvergärung und in Lohmar, 

das die höchsten Abfallmengen aufweist (Bild 2-30). Das in Much und Ruppichteroth ange-

lieferte Material und die daraus erreichbare CO2-Minderung beträgt jeweils weniger als ein 

Viertel des Lohmarer Wertes. Die verbrennbaren Anteile des kommunalen Straßenbegleit-

grüns können nur einen kleinen Potenzialbeitrag zur Energieeinsparung und zum Klima-

schutz leisten. 

                                           
4 LANUV (Hrsg.), Potenzialstudie Erneuerbare Energien NRW Teil 1 – Windenergie, Recklinghausen 2012 (=LANUV-

Fachbericht 40) 
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Erneuerbare Energieträger 

 E1 Holznutzung:  Es wird davon ausgegangen, dass theoretisch eine t (Schwach- und Rest-) 

Holz pro ha und Jahr zur Verfügung steht. Für das Trendszenario wird angenommen, dass ein 

Drittel davon tatsächlich genutzt wird; im Zielszenario wird insbesondere davon ausgegangen, 

dass es gelingt, den bisher nicht wirtschaftlich genutzten Anteil des Privatwalds (ca. 15 – 20 %) 

zu mobilisieren; dadurch steigt die Holznutzung auf zwei Drittel (der theoretisch verfügbaren 

t/ha und Jahr).  

 E2 Windenergie:  Windenergieanlagen mit 3 MW Leistung werden in den nächsten Jahren den 

Standard beim Ausbau der Windenergienutzung darstellen. Eine 3-MW-Anlage benötigt eine 

Fläche von rund 12 ha und kann an einem Binnenlandstandort pro Jahr ca. 5.000 MWh Strom 

erzeugen. Das Ziel der Landesregierung NRW ist es, bis zum Jahr 2020 15 % des in NRW benö-

tigten Stroms durch Windenergie zu erzeugen; dafür könnte bis zu zwei Prozent der Fläche ge-

nutzt werden. Für das Trendszenario wird, in Abhängigkeit von der Fläche und der Siedlungs-

dichte der Kommunen, ein moderater Ausbau veranschlagt (fünf Anlagen in Lohmar, sechs An-

lagen in Much, fünf Anlagen in Ruppichteroth), im Zielszenario ein verstärkter Ausbau (sieben, 

neun bzw. acht Anlagen). Damit würden zwischen 0,9 % (Lohmar, Trendszenario) und 1,5 % 

(Ruppichteroth, Zielszenario) der jeweiligen Gemeindeflächen in Anspruch genommen.  

 E3 Wasserkraft:  Die Möglichkeiten für die Wasserkraftnutzung werden in den drei Kommunen 

als sehr gering eingeschätzt, u.a. aufgrund der vorhandenen Zielkonflikte mit dem Natur- und 

Artenschutz. Auf die Ausweisung von kommunalen Potenzialen wird deshalb verzichtet. Das be-

deutet nicht, dass im Einzelfall eine lokale Wasserkraftnutzung doch möglich sein kann.  

 E4 Oberflächennahe Geothermie:  Die Nutzung der oberflächennahen Erdwärme setzt eine 

entsprechende Niedertemperaturheizung im Gebäude voraus. Im Neubaubereich ist diese Vo-

raussetzung eher gegeben als im Gebäudebestand. Deshalb wird für das Trendszenario die An-

nahme getroffen, dass 2,5 % des Bestands und 15 % der Neubauten mit Erdwärme versorgt 

werden können. Im Zielszenario werden 5 % des Gebäudebestands und 25 % im Neubaube-

reich angenommen.  

 E5 Photovoltaik:  Anfang 2012 kann der von der Bundesregierung erwünschte Ausbautrend 

für die Photovoltaik mit 3.000 MW/a angenommen werden. Auf der Basis der 2010 installierten 

Leistung von 16.910 MW errechnet sich für das Jahr 2020 ein Ausbaufaktor von 1,6, als durch-

schnittlicher Jahresertrag werden 800 kWh/kW angesetzt. Damit rechnen sich die Werte für das 

Trendszenario; für das Zielszenario werden sie verdoppelt.  

 E6 Solarthermie:  Es wird davon ausgegangen, dass die im Jahr 2010 installierte Kollektorleis-

tung bis 2020 verdreifacht (Trendszenario) bzw. verfünffacht wird (Zielszenario).  

 E7 Biogas:  Die (landwirtschaftliche) Biogasnutzung ist mit kleinen Anlagen (bis 75 kWel, min-

destens 80 % Gülleeinsatz) denkbar, wenn geeignete Wärmesenken (z.B. mit einem Nahwär-

menetz) versorgt werden können. Potenziale werden im Themenfeld „Nahwärme, Kraft-Wärme-

Kopplung“ (N5) ausgewiesen.  

 

Bild 2-26 Szenarioannahmen für das Themenfeld „Erneuerbare Energieträger“ 
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Exkurs:  Potenzialanalyse des IKK und Potenzialstudie Erneuerbare Energien NRW  
 
Im Oktober 2012 hat das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) den Teil 1 – Wind-
energie – einer Potenzialstudie Erneuerbare Energien NRW veröffentlicht. Die Ergebnisse der Studie konnten zwar für 
die Potenzialanalyse des IKK nicht mehr berücksichtigt werden. Die ortsbezogenen Kernaussagen der Potenzialanaly-
se und der LANUV-Studie lassen sich jedoch einander gegenüberstellen.  
 
Die Potenzialanalyse des IKK betrachtet das Trendszenario (Entwicklung ohne besondere örtliche Klimaschutzmaß-
nahmen) und das Zielszenario (Umsetzung einer konsequenten örtlichen Klimaschutzpolitik). Die LANUV-Studie un-
terscheidet bei den nutzbaren Flächen die Szenarien  
 NRWalt:  Keine Nutzung von Waldflächen,  
 NRW-Leitszenario:  Zusätzliche Nutzung von Nadelwald- und (Kyrill-) Windwurfflächen  
 NRWplus:  Zusätzliche Nutzung auch von Laub- und Mischwäldern.  

 
Ein einfacher, erster Vergleich der Ergebnisse der Potenzialanalyse des IKK und der LANUV-Studie lässt sich anhand 
der Anzahl der örtlich möglichen Windenergieanlagen (WEA) ziehen. Beide Untersuchungen gehen von WEA mit einer 
Leistung von jeweils 3 MW aus. Für die drei Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth zusammen werden im IKK 

für das Trendszenario 16 und das Zielszenario 24 WEA ausgewiesen. Die LANUV-Studie rechnet für NRWalt mit 18 
und im NRW-Leitszenario mit 27 WEA. Im Szenario NRWplus werden sogar 36 WEA genannt. Trendszenario und 
NRWalt sowie Ziel- und NRW-Leitszenario liegen also jeweils nahe beieinander, während bei NRWplus eine deutlich 
höhere Anlagenzahl angenommen wird.  
 
Auf der Ebene der einzelnen Kommunen machen sich Unterschiede zwischen den beiden Abschätzungen bemerkbar 
(vgl. Bild). Tendenziell  
 liegen die Ausbauwerte für Lohmar in der LANUV-Studie deutlich niedriger als in der Potenzialanalyse des IKK;  
 liegen sie in Much im Vergleich (auch) zum Zielszenario höher als im IKK und  
 übersteigen sie für Ruppichteroth die IKK-Werte deutlich, wenn auch die Waldflächen zur Verfügung stehen 

(NRW-Leitszenario und NRWplus).  
 
Insgesamt ist die Potenzialanalyse für die Windenergienutzung im IKK im Vergleich zur LANUV-Studie als zurückhal-
tend anzusehen. Das gilt insbesondere in Bezug auf das Szenario NRWplus, das die vollständige Waldfläche in die 
Nutzungsbetrachtung einschließt.  Die örtlichen Unterschiede erklären sich aus der gegenüber dem IKK weitaus diffe-
renzierteren Raumanalyse in der LANUV-Studie. Wie weit die Ergebnisse der Studien in der Realität erreicht werden 
können, werden die anstehenden, notwendigen Einzelfallprüfungen für mögliche WEA-Standorte erweisen.  
 
Bild:  Vergleich der Anzahl der ausgewiesenen WEA in der Potenzialanalyse des IKK und der LANUV-Studie  

 

 

 
Bild 2-27 Exkurs zur Potenzialanalyse und der Landesstudie zur Windenergie 
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Bild 2-28 Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Erneuerbare Energieträger“  

 

 

 
Bild 2-29 Szenarioannahmen für das Themenfeld „Abfallverwertung“  

 

 

 

E1 E2 E3 E4 E5 E6 E7

Holznutzung Windenergie Wasserkraft

Geothermie 

(oberflächen-

nah)

Photovoltaik Solarthermie Biogas

Trendszenario 1/3 t pro ha/a
moderater 

Ausbau

2,5 % im 

Bestand, 15 % 

im Neubau

anteilig 

Bundesniveau 

Trend 2020

Verdrei-

fachung des 

Bestands

Zielszenario 2/3 t pro ha/a
verstärkter 

Ausbau

5 % im 

Bestand, 25 % 

im Neubau

Verdoppelung 

Bundesniveau 

Trend 2020

Verfünf-

fachung des 

Bestands

Basiswerte Lohmar 2.700 ha 13.029/620* 3.162 kW 2.667 m²

Trendszenario 1.033 9.300 1.195 1.503 804

Zielszenario 2.067 13.020 2.340 3.005 1.340

Basiswerte Much 1.600 ha 5.970/430* 2.044 kW 1.802 m²

Trendszenario 605 20.400 260 1.775 537

Zielszenario 1.211 30.600 505 3.549 895

Basiswerte Ruppichteroth 2.900 ha 4.129/150* 700 kW 1.390 m²

Trendszenario 1.149 17.000 192 607 434

Zielszenario 2.298 27.200 378 1.213 723

*    Wohneinheiten im Bestand/für den Neubau

**  in t/a

Szenario-

Annahmen für

Potenziale für 

Lohmar**

Potenziale für 

Much**

Potenziale für 

Ruppichteroth**

keine 

Potenziale
siehe N5

Abfallverwertung 

 A1 Energetische Abfallverwertung:  Es wird davon ausgegangen, dass die RSAG bis 2020 

einen Großteil der organischen Abfälle in einer zentralen Biogasanlage (außerhalb des Untersu-

chungsraums) vergären wird und mit dem Biogas Strom und Wärme erzeugt. Es wird eine voll-

ständige Vergärung des angelieferten, gärfähigen Materials angenommen, weshalb eine Unter-

scheidung zwischen Trend- und Zielszenario nicht gegeben ist. Als Basiswerte werden die aus 

den Kommunen angelieferten Materialmengen verwendet.  

 A2 Klärgas:  Die Energiepotenziale aus der Abwasserklärung werden durch den Aggerverband 

auf den Kläranlagen in Kraft-Wärme-Kopplung genutzt. Zusätzlich nutzbare Klärgas- und damit 

CO2-Minderungspotenziale sind nicht absehbar.  

 A3 Thermische Abwassernutzung:  In diesem Bereich werden derzeit keine wirtschaftlich 

nutzbaren Potenziale gesehen.  

 A4 Straßenbegleitgrün:  Für diesen Bereich werden spezifische kommunale Werte ermittelt. 

Im Trendszenario wird davon ausgegangen, dass 50 % des energetisch verwertbaren Materials 

genutzt wird, das Zielszenario rechnet mit einer vollständigen Nutzung des verwertbaren Mate-

rials.  
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Bild 2-30 Szenarioergebnisse für das Themenfeld „Abfallverwertung“  

 

 

 

A1 A2 A3 A4

energetische 

Abfallverwer-

tung

Klärgas

therm. 

Abwasser-

nutzung

Straßen-

begleitgrün

Trendszenario

50 % des 

verbrennbare

n Materials

Zielszenario

100 % des 

verbrennbare

n Materials

Basiswerte Lohmar 1.440 t 300 m³

Trendszenario 529 34

Zielszenario 529 69

Basiswerte Much 240 t 400 m³

Trendszenario 123 45

Zielszenario 123 91

Basiswerte Ruppichteroth 240 t 100 m³

Trendszenario 125 12

Zielszenario 125 24

*  in t/a

Potenziale für 

Ruppichteroth*

Szenario-

Annahmen für

Potenziale für 

Lohmar*

Potenziale für 

Much*

vollständige 

Vergärung des 

angelieferten 

Materials

keine 

Potenziale

keine zusätzl. 

Potenziale
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3 Akteursbeteiligung 

 

Die Akteursbeteiligung zum Interkommunalen Klimaschutzkonzept für die Kommunen Loh-

mar, Much und Ruppichteroth fand einerseits im Rahmen des Klimaschutzkonzeptes statt, 

andererseits wird es auch in Zukunft laufend weitere Aktivitäten in den Kommunen geben, die 

sich inhaltlich auf das Klimaschutzkonzept beziehen und durch das Konzept aufgegriffen und 

unterstützt werden können.  

 

3.1 Klimakonferenzen 

 

Bei der Erstellung des Interkommunalen Klimaschutzkonzeptes selbst wurde besonderer Wert 

auf die Akteursbeteiligung gelegt. Während der Laufzeit des Vorhabens wurden zwei öffentli-

che Veranstaltungen durchgeführt. Nach Abschluss des Vorhabens werden die zentralen Er-

gebnisse des Konzeptes sowie die vorgeschlagenen Maßnahmen in einer weiteren Veranstal-

tung der Öffentlichkeit präsentiert. 

Zu den beiden Klimakonferenzen wurde die interessierte Bevölkerung mit Flyern und Plakaten 

eingeladen (Bild 3-1). 

 

Die 1. Klimakonferenz fand am 10. Mai 2012 im Schulzentrum Much statt. 

Auszug aus der Pressemitteilung: 

„Zur Klimakonferenz fanden sich Donnerstag am 10. Mai um 18.00 Uhr rund fünfzig interes-

sierte Bürgerinnen und Bürger in der Mensa des Schulzentrums in Much ein. Beigeordneter 

Norbert Büscher begrüßte die engagierten KlimaschützerInnen der Klimaschutz Kommunen 

aus Lohmar, Ruppichteroth und Much zu dieser ersten Konferenz. Unter ihnen auch Bürger-

meister Mario Loskill, der mit seinen Ruppichterothern den größten Anteil der Konferenz 

TeilnehmerInnnen stellte, und Beigeordneter Dirk Brügge aus Lohmar. Jost Eberhard, von 

dem mit der Erstellung des Interkommunalen Klimaschutzkonzeptes beauftragten Ingenieur-

büro, führte sodann kurz in die Thematik Klimaschutz ein und bat alle Anwesenden sich an 

den vorbereiteten zehn Thementischen zu beteiligen. Bei den offenen Diskussionsrunden ent-

wickelten sich schnell interessante Gespräche zu Themen wie: klimagerechte Dorfentwicklung, 

Energie und Verkehr, Holznutzung, Windenergie, Bürgerenergieanlagen und Genossenschaf-

ten. Dabei wurden viele gute Vorschläge und Ideen entwickelt und zusammengetragen, die 

Eingang finden werden in das Klimaschutzkonzept unserer drei Klimakommunen.“ 

 

Die Ergebnisse der Thementische sind im Anhang 2 detailliert dargestellt. 

 

Die 2. Klimakonferenz fand am 31. Mai 2012 in Ruppichteroth in der Gemeinschafts-

Grundschule Schönenberg mit über 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmern statt. In zwei Refe-

raten wurden die Energie- und Klimabilanzen für Lohmar, Much und Ruppichteroth sowie der 

Maßnahmenkatalog vorgestellt. Im Anschluss fand eine lebhafte Diskussion aller Beteiligten 

statt. 

Ergänzend zu den Referaten wurden sieben Poster mit den Energie- und Klimabilanzen und 

den Maßnahmenvorschlägen für alle drei Kommunen präsentiert. 
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Bild 3-1 Einladungs-Plakat zu den Klimakonferenzen 

 

 

3.2  Sitzungen des Projektbeirats 

 

Über einen Projektbeirat sollten interessierte Vertreter der Region aus Wirtschaft, Finanzen 

und Verbänden informiert und im Prozess „mitgenommen“ werden. Der Projektbeirat war auf-

gerufen, das IKK mit zu gestalten. Aus dem Projektbeirat wurden Hinweise und Anregungen 

für energie- und klimapolitische Inhalte sowie Fragestellungen für die Region / vor Ort aufge-

nommen. Der Projektbeirat tagte im Dezember 2011 sowie im Juni und im Oktober 2012. 
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3.3  Multiplikatorengespräche 

 

Neben diesen öffentlichen Veranstaltungen haben eine Vielzahl von informellen Kontakten 

und Gesprächen stattgefunden, in denen Fragestellungen aus dem Konzept erörtert wurden. 

Sogenannte Multiplikatorengespräche fanden statt mit: 

 RSAG 

 Aggerverband 

 rhenag 

 Stadtwerke Lohmar / RheinEnergie 

 Landesbetrieb Wald und Holz NRW, Gräflich Nesselrodesche Forstverwaltung 

 Umweltbeauftragter Gemeinde Ruppichteroth 

 Landwirtschaftskammer NRW (LWK) und Kreisbauernschaft Bonn-Rhein-Sieg e.V. 

 Schöpcherhof (Biogasanlage) 

 Naturschule Aggerbogen 

 Lokale Agenda Lohmar 

 Kreishandwerkerschaft 

 ÖPNV und zukünftige Mobilität: Rhein-Sieg-Kreis: Planungsamt, Abteilung ÖPNV und 

Amt für technischen Umweltschutz 

 LIEBE-BIKE – Köln-Porz 

 GWG (Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft für den Rhein-Sieg-Kreis mbH) 

 Ansätze für weiteren Klimaschutz bei GKN Walterscheid 

 emitec Lohmar 

 

Die ausführlichen Berichte aus den Gesprächen finden sich im Anhang 1 wieder. 
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4 Maßnahmenvorschläge 

 

4.1 Methodische Vorgehensweise 

 

Der zentrale Arbeitsschritt des interkommunalen Klimaschutzkonzeptes ist die Aufstellung 

eines Maßnahmenkatalogs, in dem alle diejenigen Maßnahmen und Aktionen beschrieben 

werden, die in den drei Kommunen ergriffen werden können, um wirksame Beiträge zum Kli-

maschutz anzustoßen, zu unterstützen und zu erreichen.  

 

 

4.1.1 Maßnahmenbereiche 

 

Die einzelnen Maßnahmenvorschläge und möglichen Aktionen stammen im Wesentlichen aus 

vier Maßnahmenbereichen, denen unterschiedliche Informations- und Datenquellen zugrunde 

liegen:  

 Sie sind aus den Ermittlungen zu den kommunalen Energiebilanzen und vor allem den 

Potenzialanalysen abgeleitet,  

 sie basieren auf der Analyse von spezifischen örtlichen Problemstellungen und Ansatz-

punkten aus Lohmar, Much und Ruppichteroth,  

 sie beruhen auf der Einschätzung der „Multiplikatoren“, aus ihrer jeweiligen Problemsicht 

und auf ihren Ansatzpunkten und Lösungsvorschlägen zum Klimaschutz und 

 sie greifen einige Vorschläge auf, die bei der 1. Klimakonferenz in Much von Teilnehmern 

entwickelt wurden.  

 

Die Maßnahmenvorschläge sind im Bild 4-1 zusammengefasst nach den Maßnahmenbereichen 

dargestellt. Sie werden in den Abschnitten 4.2 bis 4.7 jeweils inhaltlich kurz beschrieben. Da-

bei werden, wenn möglich, spezifische energetische, örtliche und auch finanzielle Aspekte 

genannt. Die Vorschläge überschneiden sich teilweise sowohl vom Inhalt her als auch bezüg-

lich ihrer fachlichen und organisatorischen Umsetzung. Einige ergänzende Maßnahmen bezie-

hen sich auf differenzierte Detailaspekte. Diese ergänzenden Detailmaßnahmen werden in den 

Abschnitten 4.2 bis 4.7 stichwortartig genannt und nicht im Einzelnen ausgeführt. Sie sind im 

Bild 4-1 kursiv dargestellt. Einige weitere Maßnahmenvorschläge für die Stadt Lohmar, die im 

Rahmen des IKK ebenfalls nicht vertieft worden sind, sind im Anhang 4 wiedergegeben. 

 

Im Abschnitt 4.8 werden die Maßnahmenvorschläge im Hinblick auf die Tätigkeit eines zu-

künftigen Klimaschutzmanagers und weiterer Merkmale noch einmal zusammengefasst.  

 

 

4.1.2 „Fahrpläne“ und Bewertungskriterien 

 

In der Beschreibung der Maßnahmenvorschläge in den Abschnitten 4.2 bis 4.7 werden mit 

Hilfe von tabellarischen Übersichten „Fahrpläne“ für die Vorschläge entwickelt, in denen   
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Bild 4-1 Maßnahmenvorschläge nach Maßnahmenbereichen  

 

 

 

Maßnahmenvorschläge aus Energiebilanzen und Potenzialanalysen 

p1 Nutzung der Windenergie 

p2 Erzeugung und Nutzung von Biogas (vor allem in Much)  

p3 Auf- und Ausbau der energetischen Holznutzung (vor allem in Ruppichteroth)  

p4 Initiative/Unterstützung zur energetischen Verbesserung im Gebäudebestand  

  Initiative/Unterstützung zur Stromeinsparung der privaten Haushalte 

  beide Maßnahmen unterstützen durch intensive, verstärkte Beratung 

 Aufbau einer Mobilitätsberatung und eines Mobilitätsmanagements (als Ergänzung oder in 
Kooperation mit der Energieberatung) 

p5 Ausbau des ÖPNV 

p6 Teilkonzepte „Erschließung der Erneuerbare-Energien-Potenziale“ und „Anpassung an den 
Klimawandel“ 

Maßnahmenvorschläge aus Lohmar 

l1 Nahwärmeversorgung (auch unter Verwendung von Hackschnitzeln) für Neubaugebiete und 
das Schulzentrum „Donrather Dreieck“ 

l2 Straßenbeleuchtung nach Ablauf des Beleuchtungsvertrags neu regeln 

l3 Interkommunale Koordinierungsstelle Klimaschutz einrichten, Klimaschutzkonzept umset-

zen (Klimaschutzmanager) 

l4 energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

l5 Ausrichtung des Beschaffungswesens (Einkaufsrichtlinien) auf Energie- und Klimaaspekte 

l6 Checkliste für energieorientiertes Bauen  

l7 Energieautarkie, Verwendung von erneuerbaren ET:  Bürgergenossenschaft, Windenergie, 
Solarenergie (auch kommunale Dächer), energieautarke Quartiere 

 

Maßnahmenvorschläge aus Much 

m1 Nahwärmeversorgung (auch mit Hackschnitzeln) für das Schulzentrum Much (Schulen, 

Altenheime, auch Wohngebäude) 

m2 energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

m3 Ergänzung Windenergie:  Überprüfung und Sicherung von Standorten, Überarbeitung des 
vorliegenden Gutachtens auf der Grundlage des aktuellen Windenergieerlasses NRW, mög-
lichst interkommunal 

m4 Gewerbegebiet Bövingen (neu):  Sammelversorgung mit Hackschnitzeln planen (mit Forst-

betriebsgemeinschaft, mit Lindner-Hotel), eventuell mit Betrieben im alten Gewerbegebiet 

Bövingen 

m5 Gewerbegebiet Nackhausen:  Neuen Bauhof (mit Gemeinde Neunkirchen-Seelscheid) mit 
erneuerbaren ET planen (Hackschnitzel, Scheitholz, Solarthermie) 

m6 Herrenteich:  Wasserkraft nutzen 
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Bild 4-1  Maßnahmenvorschläge nach Maßnahmenbereichen (Fortsetzung) 

 

 

Arbeitsschritte, dazugehörende Handlungsschritte und Bausteine sowie die Akteure – Ver-

antwortliche, Beteiligte, Zielgruppen – dargestellt sind (soweit Verantwortliche eindeutig 

identifiziert werden können, sind sie fett gedruckt wiedergegeben). Diese Fahrpläne sind als 

Vorschläge zur Vorgehensweise zu verstehen, an denen sich die Kommunen bzw. die Akteu-

re bei der Umsetzung der Maßnahmenvorschläge orientieren können. Insbesondere bei 

komplexen Planungs- und Investitionsentscheidungen erheben sie nicht den Anspruch auf 

alleinige oder Allgemeingültigkeit. Vor Ort und im Detail kann sich die Situation neu stellen, 

so dass auch der Fahrplan geändert oder neu aufgestellt werden muss.  

Maßnahmenvorschläge aus Ruppichteroth 

r1 Kesselanlagen in Turnhallen auf Erneuerungsbedarf prüfen 

r2 Neubaugebiet Winterscheid-Nord:  Möglichkeit einer Nahwärmeversorgung prüfen (Hack-
schnitzel oder andere erneuerbare ET); solar optimierte Planung der Bebauung; Städte-

baulichen Vertrag prüfen 

r3 energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

r4 Ergänzung zur Windenergie:  Vorrangflächen finden, auch in Zusammenarbeit mit Nach-
barkommunen und privaten Waldbesitzern 

r5 Energiekonzept für das HUWIL-Gelände 

r6 Pilotvorhaben im Rahmen der Energieagentur Bonn/Rhein-Sieg 

r7 Gewerbegebiet Ruppichteroth-Nord:  Abwärmepotenzial von holzverarbeitendem Betrieb 
nutzen; Nahwärmeversorgung für den 2. Bauabschnitt prüfen  

Maßnahmenvorschläge aus der Sicht von „Multiplikatoren“ (Fachleuten) 

f1 Möglichkeiten der betrieblichen Kraft-Wärme-Kopplung und der überbetrieblichen Nutzung 
von Wärme (auch Abwärme) prüfen, realisieren  

f2 Eine (zweistufige) Energie- und Mobilitätsberatung für die Region (bzw. den rechtsrheini-
schen Kreis) einrichten  

f3 Die Ergebnisse des Modellversuchs „Kleine Biogasanlage auf Güllebasis“ für die Region prü-
fen und in die Region übertragen   

f4 Aufbau/Ausbau von Verkehrsberatung und Mobilitätsmanagement unterstützen; Jobtickets 

und Mitfahrbörsen unterstützen; Ausbau der Pedelec-Infrastruktur fördern 

f5 Energiebeirat (auch interkommunal) einrichten und institutionell verankern  

 

Maßnahmenvorschläge von Teilnehmern der Klimakonferenz 

t1 Einrichtung von Sammelparkplätzen für Mitfahrgelegenheiten und Park’n-Ride  

t2 „Mitfahrbörse“ (Verabredung über Internet / Smartphone / „Fahrplan“ im Internet) 

t3 Ausbau von Fahrradwegen 

t4 Zukunftsthema:  Änderung des Mobilitätsverhaltens  

t5 Windenergie:  Bürgerbeteiligung, Ausgleichszahlungen, interkommunale Suche, Energiege-
nossenschaft  
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Die Fahrpläne mit den Arbeits- und Handlungsschritten sowie den Akteuren werden ergänzt 

um Angaben zum Realisierungszeitraum für die Bearbeitung und zum Controlling der Maß-

nahmen. Leitparameter für das Controlling sind, soweit sie darstellbar sind, die erreichte 

CO2-Minderung und die Energieeinsparung bzw. die Energieerzeugung. Sie gelten für jeden 

Maßnahmenvorschlag und werden deshalb nicht explizit bei jeder Maßnahme wiederholt 

(vgl. auch Abschnitt 5.3.3 „Maßnahmencontrolling“).  

 

Darüber hinaus werden weitere quantitative und qualitative Bewertungskriterien dargestellt 

 zur CO2-Minderung,  

 zur Energieeinsparung bzw. zur Energieerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern,  

 zur Energiekosteneinsparung,  

 zu den Gesamtkosten der Maßnahme,  

 zur regionalen Wertschöpfung sowie  

 zum Aspekt der kommunalen Zusammenarbeit.  

 

Dabei werden, soweit das möglich ist, immer Spannweiten für die Potenziale - und die da-

raus abgeleiteten Werte - gemäß Trend- und Zielszenario angegeben.  

 

Die Fahrpläne, die Angaben zum Zeitraum und zum Controlling und die Bewertungskriterien 

werden in drei Blöcken einer gemeinsamen Tabelle dargestellt (Bild 4-2). Für eine Reihe von 

Maßnahmenvorschläge werden keine Fahrpläne aufgestellt, weil es sich um komplexe, poli-

tisch und qualitativ zu bearbeitende Maßnahmen handelt wie z.B. den Ausbau des ÖPNV 

(vgl. Abschnitt 4.2.5, Maßnahmenvorschlag p5). Trotzdem wird versucht, für diese Fälle 

zumindest die Angaben zum Zeitraum und zum Controlling und die Bewertungskriterien zu 

nennen. Auf die Darstellung eines Fahrplans wird ebenfalls verzichtet bei einigen ergänzen-

den Maßnahmen (z.B. Vorschlag r4, Windenergie in Ruppichteroth, als Ergänzung zu p1, 

Nutzung der Windenergie). Für die ergänzenden Maßnahmen und die Detailmaßnahmen, die 

stichwortartig genannt und nicht im Einzelnen ausgeführt werden (vgl. Bild 4-1, kursiv ge-

druckte Maßnahmen), werden keine Tabellenübersichten dargestellt.  

 

Die quantitativen Bewertungskriterien wie CO2-Minderung oder Kosten werden, soweit dies 

möglich ist, in ihren jeweiligen Ausprägungen genannt. Qualitative Kriterien wie die kom-

munale Zusammenarbeit werden entsprechend erläutert. Zu einigen Bewertungskriterien ist 

des weiteren zu erläutern:  

 Die Angaben zur CO2-Minderung, zur Energieeinsparung und zur Energieerzeugung 

werden, wenn möglich, aus den Potenzialanalysen übernommen oder abgeleitet. Wenn 

nicht anders angegeben, stellen sie die Potenziale zum Abschluss der Maßnahme dar 

bzw. am Ende des Betrachtungszeitraums, also im Jahr 2020, dar. Sie beziehen sich 

eng auf die vorgeschlagenen Maßnahme; wenn etwa ein energetisches Sanierungskon-

zept vorgeschlagen wird (z.B. Vorschlag l1, Nahwärmeversorgung für das „Donrather 

Dreieck“), resultiert aus dem Konzept zunächst noch keine CO2-Minderung – auch wenn 

mit einer späteren Umsetzung des Konzepts natürlich CO2 gemindert werden kann.  
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

   

   

Zeitraum   

Controlling   

 Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a)   

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

  

Energiekosteneinsparung  
(T €/a) 

  

Gesamtkosten (T €)   

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

  

Kommunale Zusammen-
arbeit 

  

 

Bild 4-2 Tabellenstruktur für Fahrpläne und Bewertungskriterien (Muster) 

 

 

 Einsparungen bei den Energiekosten werden gemäß der Anforderung des Auftraggebers 

Maßnahmen ausgewiesen; es muss betont werden, dass diese Angaben sehr unsicher 

sind. Das Energiepreisniveau des Jahres 2020 ist weder abschätzbar noch vorherseh-

bar. Im Zeitraum zwischen den Jahren 2000 und 2010 haben sich die Endverbraucher-

kosten zwischen 40 % (Superbenzin) und 61 % (Strom, Erdgas) verteuert6. Für den 

hier betrachteten Zeitraum von 2010 bis 2020 wird eine jährliche Teuerungsrate von 

fünf Prozent angenommen, was in einer Preissteigerung für 2020 von rund 63 % ge-

genüber dem Jahr 2010 resultiert. Einsparungen bei Energiekosten werden nur für die-

jenigen Maßnahmen angegeben, bei denen tatsächlich Energieeinsparungen anfallen.  

Die Kosten der Maßnahmen sind sehr schwer abzuschätzen. Eine verlässliche Unter-

scheidung z.B. von Investitionskosten, Kosten für Energieträger, sonstige Betriebskos-

ten oder Personalkosten kann hier nicht geleistet werden. In Abhängigkeit von der Art 

der Maßnahme werden z.B. Investitionskosten abgeschätzt (z.B. für Vorschlag p1, Nut-

zung der Windenergie), ohne dass auch die (jährlichen) Betriebs- und damit auch die  

 

                                           
6 Statistisches Bundesamt, Preise - Daten zur Energiepreisentwicklung, aufgerufen im Oktober 2012 unter 
www.destatis.de 
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Bild 4-3 Ausprägungen für die Kriterien in der zusammenfassenden Bewertung  

 

 

Erzeugungskosten für den Windstrom kalkulierbar wären; oder es werden Kosten für ein 

Gutachten genannt, also weder Investitions- noch Personalkosten (Vorschlag l1, Nah-

wärmeversorgung für das „Donrather Dreieck“); oder es werden Personalkosten darge-

stellt, etwa für die Einstellung eines Klimaschutzmanagers (Vorschlag l3).  

 Generell können Personal- und Sachkosten, die bei den Kommunen für die Mitarbeit 

oder die Betreuung von einzelnen Maßnahmen in unterschiedlichem Umfang anfallen 

können, nicht gesondert ausgewiesen werden.  

 Die Regionale Wertschöpfung wird, soweit das sachlich angemessen ist, mit dem „Wert-

schöpfungsrechner“7 quantitativ abgeschätzt. In den anderen Fällen wird die Wert-

schöpfung qualitativ dargestellt.  

 Da es sich um ein gemeinsames Klimaschutzkonzept der drei Kommunen Lohmar, Much 

und Ruppichteroth handelt, wird außerdem eine Einschätzung vorgenommen, ob und 

wie sich die einzelnen Maßnahmenvorschläge für die kommunale Zusammenarbeit beim 

Klimaschutz eignen, ob sie für die Zusammenarbeit wichtig sind bzw. ob sie sinnvoller-

weise nur gemeinsam bearbeitet werden sollten.  
 

 

Mit Ausnahme der Kriterien „Zeitraum“ und „Controlling“ wird für die übrigen Bewertungs-

kriterien zusätzlich eine zusammenfassende Bewertung vorgenommen (Bild 4-2, Spalte 

„Bewertung“). Dazu wird eine vierstufige Skala verwendet. Die Skalenwerte und ihre Aus-

prägungen bei den einzelnen Kriterien sind im Bild 4-3 dargestellt.  

 

  

                                           
7 Online-Wertschöpfungsrechner  (Quelle: http://www.kommunal-erneuerbar.de/de/kommunale-
wertschoepfung/rechner.html) 

sehr hoch hoch mittel gering

CO2-Minderung +++ ++ + o
Energieeinsparung +++ ++ + o
Gesamtkosten o + ++ +++
Regionale Wertschöpfung +++ ++ + o
Kommunale Zusammenarbeit1) +++ ++ + o
1)  Die Bewertung ist hier zu interpretieren als sehr wichtig, wichtig, mittel und gering



 Interkommunales Klimaschutzkonzept Lohmar, Much und Ruppichteroth 

 

 

 

 77 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bild 4-4 Maßnahmenvorschläge aus Energiebilanzen und Potenzialanalysen 

 

 

4.2 Maßnahmenvorschläge aus Energiebilanzen und Potenzialanalysen 

 

Aus den Potenzialanalysen (Abschnitt 2) werden solche Maßnahmen abgeleitet, die sich auf 

besonders hohe Potenziale beziehen, aus denen ein entsprechend hoher Beitrag zum Klima-

schutz erwartet und erreicht werden kann. Da die Potenziale in den drei Kommunen struktu-

rell ähnlich sind, beziehen sich die Maßnahmen ganz überwiegend auch auf alle drei Kommu-

nen. Außerdem ist festzustellen, dass die Mehrzahl der hier genannten Vorschläge für eine 

gemeinsame und koordinierte Bearbeitung der Kommunen geeignet ist bzw. diese auch er-

fordert. Die Maßnahmenvorschläge aus den Potenzialanalysen sind im Bild 4-4 zusammenge-

fasst.  

 

 

4.2.1 Nutzung der Windenergie (Maßnahmenvorschlag p1, auch t5) 

 

Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Stromerzeugung durch Windenergie in 

NRW bis zum Jahr 2020 zu verfünffachen. Die Rahmenbedingungen hat die Landesregierung 

durch einen Windenergie-Erlass (2011) und einen Leitfaden für Windenergieanlagen im Wald 

(2012) präzisiert und erneut dargestellt.  

 

Weil die Windenergie in allen Kommunen das größte Einzelpotenzial zur CO2-Minderung mit 

sich bringt, stellt ihre Nutzung eine vordringliche Maßnahme dar. Derzeit wird die Windener-

gie im Untersuchungsraum zwar nicht genutzt, das Thema ist aber in der jeweiligen örtlichen 

Diskussion. Wenn man die graphische Übersicht im Bild 4-5 heranzieht, befindet man sich im 

linken, unteren Bereich (Motivation, Standortsuche). Die Planung von Windenergieanlagen 

lässt sich in die drei Phasen  

 Vorklärung,  

 Standortanalyse und 

 Planung in engeren Sinn  

Maßnahmenvorschläge aus Energiebilanzen und Potenzialanalysen 

p1 Nutzung der Windenergie 

p2 Erzeugung und Nutzung von Biogas (vor allem in Much)  

p3 Auf- und Ausbau der energetischen Holznutzung (vor allem in Ruppichteroth)  

p4 Initiative/Unterstützung zur energetischen Verbesserung im Gebäudebestand  

  Initiative/Unterstützung zur Stromeinsparung der privaten Haushalte 

  beide Maßnahmen unterstützen durch intensive, verstärkte Beratung 

 Aufbau einer Mobilitätsberatung und eines Mobilitätsmanagements (als Ergänzung oder in 

Kooperation mit der Energieberatung) 

p5 Ausbau des ÖPNV 

p6 Teilkonzepte „Erschließung der Erneuerbare-Energien-Potenziale“ und „Anpassung an den 
Klimawandel“ 
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Bild 4-5 Idealtypisches Ablaufschema „Projektsteuerung (kommunale) Windkraftanlage“ 

(Quelle: Ministerium für Umwelt, Energie und Verkehr (Hrsg.), Leitfaden zur Windener-
gienutzung im Saarland, Saarbrücken 2012) 

 

 

einteilen. Wichtige Arbeitsschritte für die beiden ersten Phasen werden im Maßnahmenvor-

schlag beschrieben. Dabei wird angenommen, dass die Kommune (Politik, Verwaltung) bzw. 

auch Kommunen gemeinsam als Akteur die treibende Kraft sind, die die Nutzung der Wind-

energie möglich machen wollen. Das weitere Vorgehen – bei der eigentlichen Planung, beim 

Bau und beim Betrieb von Windenergieanlagen - wird hier nicht behandelt. Diese Arbeits-

schritte muss ein möglicher Investor in eigener Verantwortung gestalten. Die Zielsetzung die-

ses Maßnahmenvorschlags ist es, die rechtlichen Grundlagen für die Windenergienutzung zu 

schaffen und dabei die örtliche Einbindung der Windenergienutzung - und auch der finanziel-

len Vorteile - im Blick zu haben. Eine denkbare Vorgehensweise bei der Vorklärung und der 

Standortanalyse sowie die Bewertungskriterien für diesen Maßnahmenvorschlag sind im Bild 

4-6 dargestellt. Bei den Bewertungskriterien wird nicht nur die im Fahrplan beschriebene 

Schaffung der rechtlichen Grundlagen, sondern die gesamte Investition und Umsetzung der 

Windenergienutzung bewertet.  

 

Dieser Maßnahmenvorschlag bezieht sich auf alle drei der beteiligten Kommunen. Für Much 

und Ruppichteroth werden die speziellen Voraussetzungen bzw. Ausgangslagen zusätzlich in 

den Maßnahmenvorschlägen der Abschnitte 4.4.3 und 4.5.4 beschrieben. 
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Vorklärungen schaffen 

Technische Fragen klären 

 

 

Akzeptanz schaffen (wirt-
schaftliche Fragen beant-
worten)  

 

 

 

 

 

 

Sich selbst und andere 
informieren 

 

 

 

Planungsrechtliche Grund-
lagen schaffen 

 

 

Windverhältnisse klären, darstellen 

Flächeneignung und Flächengrößen abschätzen 

Art und Anzahl der Anlagen bestimmen 

Eigentumsverhältnisse klären (wer soll Eigentümer 
werden?) 

Wirtschaftliche Aspekte vermitteln (Investitionen, Ren-
dite, Pachten, Steuern, Ausgleichszahlungen)  

Vor- und Nachteile von Energiegenossenschaft, Be-
treibergemeinschaft, Bürgerwindpark, Eigentum in 
kommunaler Hand kommunizieren, diskutieren  

Vorteile darstellen (energetisch, ökologisch, ökono-
misch), Vermeidung von Nachteilen erklären (Störwir-
kungen, Arten- und Landschaftsschutz, Ausgleich für 
evtl. Betroffene)  

Anlagen besichtigen,  Besichtigungsfahrten organisie-
ren 

Kontakte nutzen (Kommunen mit einschlägiger Erfah-
rung, Nachbarkommunen, Kreis, Reg.-Bezirk) 

Örtlich informieren (Multiplikatoren, Land- und Forstwir-
te, Öffentlichkeit) 

Beschluss zur Aufstellung eines (Teil-)                   
Flächennutzungsplans herbeiführen 

Inhalte des T-FNP festlegen:  Aussagen über optische 
Wirkungen, Lärmschutz, Artenschutz, Landschafts-
schutz; Darstellung der Ist-Situation und von (räumli-
chen) Zielsetzungen auch von Fachplanungen 

 

Verwaltung, Klima-
schutzmanager, evtl. 

Gutachter oder Investor; 
auch überörtlich 

Verwaltung, Politik, 
Klimaschutzmanager, 

örtliche Banken, interes-
sierte Bürger, mögliche 
Investoren  

 

 

 

 

Verwaltung mit Politik, 
Klimaschutzmanager, 

Multiplikatoren und örtlich 
Interessierten 

 

 

Stadt-, Gemeinderat; 

auch überörtlich 

Verwaltung(en), evtl. 

Gutachter 

Standortanalysen vor-
nehmen 

Technische Fragen im 
Detail klären 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Klärung von wirtschaftli-
chen und rechtlichen Fra-

 
 

Windverhältnisse erhärten, Windgutachten erstellen 
 

Flächeneignung im Detail prüfen:  Darstellung von  

1. übergeordneten Planungen – Landesplanung, 
Regionalplanung - der Landschaftsplanung, 
Planungen der Nachbarkommunen,  

2. Lärmsituation,  
3. optischer Situation (Schattenwurf, Lichtrefle-

xe),  
4. Natur- und Artenschutz (Schutzgebiete, Ta-

buzonen),  
5. Landschaft, Erholung,  
6. sonstige Restriktionszonen 

Darstellung von potenziellen Konzentrationszonen 
durch Überlagerung von Windeignung und Flächeneig-
nung 

 Wie viele Anlagen (auf wie vielen Teilflächen) sol-
len gebaut werden? 

 

 

Verwaltung (durch Gut-

achten) 

Gutachten (auch Verwal-
tung)  

 

 

 

 

 

Gutachten (auch Verwal-
tung) 

 

Politik, Verwaltung, Kli-
maschutzmanager, 
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gen wie  

 

 

 

 

 
 

 

Planerische Voraussetzung 
schaffen 

 Wie sind die Flächen zu sichern? 

 Soll es eine (mehrere) Bürgerwindanlage(n) ge-
ben?  

 Will sich die Kommune oder ein kommunaler Be-
trieb finanziell beteiligen? 

 Unterstützt ein möglicher Hersteller/Investor/Be-
treiber kommunale Ziele, örtliches Engagement?  

 Wie sieht ein Finanzierungskonzept aus?  

 Welche Gesellschaftsform wird angestrebt?  

 Wie stellen sich die örtlichen Vorteile dar?  

Änderung des FNP beschließen 

engagierte Bürger, örtli-
che Banken, mögliche 
Investoren 

 

 

 
 

 

 
Stadt-, Gemeinderat; 

auch überörtlich 

Zeitraum I/2013 – IV/2015 (für die planerische Sicherung)  

Controlling Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers: 
Vorlage der versch. Gutachten, Vorlage der erforderli-
chen Beschlüsse, Investorensuche, -findung, Ausarbei-
tung des Finanzierungskonzepts, 
Änderung des FNP 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) 46.700 – 70.800 +++ 

Energieerzeugung 
(MWh/a) 

96.000 – 144.000 +++ 

Gesamtkosten (T €) 48.000 – 72.000 O 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

975 - 1.460 ++ 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja +++ 

 
Bild 4-6 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für die Nutzung der Windenergie 

 

 

4.2.2 Erzeugung und Nutzung von Biogas (vor allem in Much) (Maßnahmenvor- 

schlag p2, auch f3) 

 

In der Untersuchungsregion besteht – wie inzwischen nahezu überall in Deutschland - eine 

Konkurrenzsituation zwischen Biogasanlagen und „Kuhmagen“ durch steigende Pachtpreise 

für die landwirtschaftliche Nutzfläche. Eine Studie im Auftrag der Landwirtschaftskammer 

NRW ergab für den Rhein-Sieg-Kreis potentielle Standorte für Maisanbau nur auf den ausge-

prägten Ackerstandorten bei Troisdorf/Niederkassel und im linksrheinischen Bereich. Für eine 

500 kW-Biogasanlage werden ca. 200 ha Mais im transportwürdigen Umkreis (d.h. bis 15 km) 

benötigt. Durch große expandierende Milchviehbetriebe auf Grünlandstandorten in der Unter-

suchungsregion ist keine Fläche mehr für Energiepflanzenanbau vorhanden. Im Übrigen ist 

der Grünlandumbruch in NRW verboten. Die Agrarreform 2014 (Stichwort „dreigliedrige 
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Fruchtfolge“) wird die Situation nochmals verschärfen. Lohmar verfügt über ca. 3.900 Rinder-

Großvieheinheiten, Much über mehr als 8.000 Rinder-GV und Ruppichteroth über ca. 3.200 

Rinder-GV8. Der durchschnittliche Milchviehbetrieb in der Region hat 60-80 Stück Vieh. Mehr 

als 50 % der Landwirte bewirtschaften den Betrieb im Nebenerwerb. Durch fehlende Hofnach-

folger wird sich die Zahl der Betriebe in den nächsten 20 Jahren halbieren9.  

 

Das Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in 

seiner Novellierung von 201210 führt eine Sonderkategorie ein für kleine Hofanlagen mit 

höchstens 75 kW installierter Leistung und mindestens 80 % Gülleeinsatz (massebezogen) 

und 25 ct/kWh Vergütung. Dies dient neben der Energieerzeugung insbesondere dem Klima-

schutz (Methanemissionen der Gülle werden vermieden) und dem Umweltschutz (Grundwas-

ser). Im Detail heißt es in diesem Gesetz: 

 

„§ 27b Vergärung von Gülle  

(1) Für Strom aus Anlagen, die Biogas einsetzen, das durch anaerobe Vergärung von Biomas-

se im Sinne der Biomasseverordnung gewonnen worden ist, beträgt die Vergütung 25,0 Cent 

pro Kilowattstunde, wenn  

1. die Stromerzeugung am Standort der Biogaserzeugungsanlage erfolgt,  

2. die installierte Leistung am Standort der Biogaserzeugungsanlage insgesamt höchstens 

75 Kilowatt beträgt und  

3. zur Erzeugung des Biogases in dem jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich ein Anteil 

von Gülle im Sinne der Nummern 9 und 11 bis 15 der Anlage 3 zur Biomasseverord-

nung von mindestens 80 Masseprozent eingesetzt wird.“ 

 

Die Landwirtschaftskammer prüft derzeit die Möglichkeit, eine Biogasanlage rein auf 

Güllebasis zu betreiben und den dritten und vierten Grünlandschnitt bzw. den Schröpfschnitt 

zusätzlich einzubringen. Dabei wird auf Erfahrungen aus Österreich, der Schweiz und Bayern 

zurückgegriffen, ein Modellversuch soll im links-rheinischen Rhein-Sieg-Kreis stattfinden (75 

kW-Biogasanlage, Schwerpunkt Rindergülle, dezentral, Investitionskosten ca. 50.000 €). Die-

se Art von Biogasanlage berücksichtigt auch die neuesten wissenschaftlichen Bedenken zur 

Nutzung von Bioenergie11.  

 

Es soll versucht werden, die Bürger über die Wärmenutzung einzubinden, auch, um die Ak-

zeptanz der Anlage zu verbessern. (Anzumerken ist hier, dass die Wärmenutzung im 

EEG2012 für diese kleinen Anlagen nicht zwingend vorgeschrieben wird.) 

Eine 75 kW-Biogasanlage benötigt unter diesen Bedingungen Gülle von rund 150-250 Rinder-

GV12. 

                                           
8 www.landesdatenbank.nrw.de und http://www.it.nrw.de 
9 mdl. Mitteilung (2012) F.-J. Schockemöhle (Landwirtschaftskammer NRW) u. C. Köhnen (Kreisbauernschaft Bonn-

Rhein-Sieg e.V.). 
10 http://www.erneuerbare-energien.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/eeg_2012_bf.pdf 
11 Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina (2012): Bioenergie – Möglichkeiten und Grenzen 
12 Dederer, M. und Messner, J. (2011): „Kleine Anlagen lukrativ?“, top agrar Energiemagazin, 11/2011, S. 18-22. 

Rauh, S. (2011): „Güllekleinanlagen eine Option in der Zukunft“, BIOGAS Journal, 5/2011, S. 50-53 
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Als Maßnahme wird demzufolge vorgeschlagen, den von der Landwirtschaftskammer Nord-

Rhein-Westfalen im links-rheinischen Rhein-Sieg-Kreis geplanten Modellversuch zu beobach-

ten. Bei Erfolg dieses Versuches sollte seine Übertragbarkeit auf die Bedingungen des Berg-

ischen Landes geprüft werden. Die in Zukunft in der Untersuchungsregion größeren Betriebs-

strukturen könnten eine Biogasanlage nach oben genanntem Modellversuch wirtschaftlich 

attraktiv machen, wobei ein vernünftiges Wärmekonzept berücksichtigt werden muss. Dies 

besonders auch, um die Akzeptanz für die Anlage zu erhöhen. Die anstehende Umstrukturie-

rung der Milchproduktion kann gut mit dem Bau von Biogasanlagen verbunden werden. 

Diese Maßnahme kann am ehesten in Much umgesetzt werden, weil hier mit über 8.000 Rin-

der-GV der höchste Viehbesatz der drei Kommunen zu finden ist.  

 

Ein Vorschlag für eine mögliche Vorgehensweise sowie Bewertungskriterien werden im Bild 4-

7 gezeigt. Bei den Bewertungskriterien wird davon ausgegangen, dass alle in der Potenzial-

analyse angenommenen Anlagen gebaut werden.  

 

 

4.2.3 Auf- und Ausbau der energetischen Holznutzung (Maßnahmenvorschlag p3, 

auch m4, m5, r7) 

 

Holz aus der Forstwirtschaft sowie Holz aus Straßen- und Baumpflegemaßnahmen, das für 

energetische Zwecke eingesetzt wird, wird als „Energieholz“ bezeichnet.  

 

Bei Verbrennung dieses Holzes wird nur die Menge an CO2 emittiert, die vorher während des 

Wachstums aufgenommen wurde. Die Nutzung gilt daher als CO2-neutral. In diesem Zusam-

menhang spricht man auch von „gespeicherter Sonnenenergie“ (Bild 4-8). Mit dieser Spei-

cherfähigkeit ist Energieholz gegenüber beispielsweise Windenergie oder Photovoltaik im Vor-

teil. 

 

Angesichts steigender Energiepreise für fossile Energieträger bei gleichzeitig konstanten Prei-

sen von Holzhackschnitzeln empfiehlt sich dringend die Nutzung des heimischen Energiehol-

zes (Bild 4-9). 

 

In der Untersuchungsregion gibt es folgende Waldflächen: Lohmar 2.700 ha, Much 1.600 ha, 

Ruppichteroth 2.900 ha. Die Besitzverhältnisse stellen sich wie folgt dar (Bild 4-10). 

 

Dem gesamten nord-östlichen Kreisgebiet wird ein großes Holzpotential zugesprochen. Dem 

entgegenstehen Probleme durch die Schwierigkeiten bei der Holzbergung (Steillagen, nicht 

vorhandene Wege). Außerdem könnten durch eine Mobilisierung der privaten Waldbesitzer 

weitere große Holzpotentiale erschlossen werden. Dies kann jedoch nicht Aufgabe der Kom-

munen sein. 
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Modellversuch beobachten Die Untersuchung des Modellversuchs einer kleinen 
Biogasanlage auf Güllebasis sollte weiter verfolgt wer-
den. 

Information der örtlichen Landwirte sicherstellen 

Landwirtschaftskammer, 
Klimaschutzmanager 

Anwendbarkeit überprüfen Die Anwendbarkeit des Modellversuchs auf die Unter-
suchungsregion sollte geprüft werden. 

Landwirtschaftskammer, 
Klimaschutzmanager, 
örtliche Landwirte 

Umsetzung Ein örtlicher Landwirt für den Praxisversuch einer klei-
nen Biogasanlage muss gefunden werden 

Landwirtschaftskammer, 
Klimaschutzmanager, 
örtliche Landwirte, In-

vestoren 

Planung Wärmekonzept Gemeinsam mit dem Ortslandwirt und der anliegenden 
Bevölkerung wird ein Wärmekonzept erarbeitet. 

Landwirtschaftskammer, 
Klimaschutzmanager, 
örtliche Landwirte, In-

vestoren 

Bau Biogasanlage Bau der Biogasanlage inklusive dem geplanten Wär-
mekonzept (z.B. Nahwärmenetz) 

Örtliche Landwirte, 

Investoren 

Zeitraum 2013 - 2018  

Controlling Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers (Modell-
versuch, Wärmekonzept): 
Landwirte informiert, Landwirt(e) gefunden, Wärme-
konzept(e) erstellt, Biogasanlage(n) gebaut 

 

 Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) 6.600 – 11.700 ++ 

Energieerzeugung 
(MWh/a) 

Wärme:  5.810 – 10.375 
Strom:    8.050 – 14.375 

++ 

Gesamtkosten (T €) 7.400 – 13.300 + 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

210 - 375 ++ 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja, Ergebnisse übertragbar ++ 

 
Bild 4-7 Vorgehensweise und Bewertungskriterien beim Maßnahmenvorschlag „Nutzung von Bio-

gas“ 
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Bild 4-8  Holz ist gespeicherte Sonnenenergie 
(Quelle: www.energielandschaft.de) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 4-9 Preisentwicklung bei Holzhackschnitzeln, Holzpellets, Heizöl und Erdgas.  
Quelle: C.A.R.M.E.N Centrales Agrar-Rohstoff-Marketing- und Entwicklungs-Netzwer 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 4-10 Waldflächen in Lohmar, Much und Ruppichteroth  

 Staatswald Kommunaler Wald Privatwald 

Lohmar 10% 10% 80% 

Much   100% 

Ruppichteroth 10%  90% 
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Von Seiten der Forstwirtschaft (Landesbetrieb Wald und Holz NRW) wird geschätzt, dass 

schon jetzt in den drei Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth, bei selbstverständlich 

nachhaltiger Bewirtschaftung, 2.000 – 5.000 m³ Nadelholz jährlich als Energieholz zur Verfü-

gung stehen könnten. Wichtig dafür ist die Bereitstellung von Flächen zur Energieholzlagerung 

/ -trocknung außerhalb von Gewerbegebieten. Darüber hinaus stehen aus Straßenpflegemaß-

nahmen der drei Kommunen ca. 600-800 m³ Holzhackschnitzel zur Verfügung. Die Gesamt-

menge wäre ausreichend für 15-40 größere (ca. 150 kW) Holzhackschnitzel-Heizungen. 

Daher sollte als Maßnahme der Auf- und Ausbau der lokalen energetischen Holznutzung ins 

Auge gefasst werden. Eine denkbare Vorgehensweise sowie Bewertungskriterien für diesen 

Vorschlag werden im Bild 4-11 dargestellt. Bei den Bewertungskriterien wird die gesamte 

Investition und Umsetzung der energetischen Holznutzung bewertet.  

 

 

4.2.4 Initiative/Unterstützung zur Energieeinsparung (Maßnahmenvorschlag p4, 

auch r6, f2, f4, t4) 

 

Die Energieeinsparung der privaten Hauseigentümer und Haushalte im Gebäudebestand, bei 

der Stromeinsparung und im Verkehr sind von vorrangiger Bedeutung für den Klimaschutz. 

Auch wenn sie sich auf unterschiedliche Themenfelder beziehen, sollten sie im Zusammen-

hang betrachtet werden, insbesondere, wenn man das Thema der Einsparberatung als 

wichtigen Ansatzpunkt und gemeinsamen Hebel mit betrachtet. Deshalb werden die zunächst 

getrennt ermittelten Potenziale und die dafür jeweils abgeleiteten Maßnahmenvorschläge zum 

umfassenden Vorschlag „Energieeinsparung“ zusammengefasst.  

 

Auf der kommunalen Ebene wird es nicht – oder nur in sehr geringem Maße – möglich sein, 

durch finanzielle Mittel, steuerliche Maßnahmen oder rechtliche Vorgaben in nennenswertem 

Umfang unmittelbar auf die energetische Verbesserung des Gebäudebestands, auf Stroman-

wendungen oder auf das Mobilitätsverhalten hinzuwirken. Jedoch können die Kommunen mit-

helfen, die Voraussetzungen für die Energieeinsparung zu verbessern, indem sie helfen, die 

vielen beteiligten Akteure zusammenzuführen und ein für die Bürger übersichtliches Angebot 

von Maßnahmen, Aktionen, Beratungen usw. zu gestalten. Im Einzelfall kann es wünschens-

wert oder notwendig sein, die vorhandenen Aktionen um eigene Inhalte und eine örtliche 

Kampagne zu erweitern oder zu ergänzen. Das gilt insbesondere für den Bereich der Mobili-

tät, für den es heute wenige ausgearbeitete Beratungsangebote gibt (Beispiel im Bild 4-12; 

vgl. auch Abschnitt 4.6.4). Um dieses Angebot zu erstellen, laufend zu aktualisieren und 

möglicherweise zu ergänzen, sind seitens der Kommunen auch finanzielle bzw. personelle 

Anstrengungen nötig.  

 

An dieser Stelle können keine Kampagnen oder konkrete Einsparaktionen konzipiert werden. 

Hier geht es vielmehr darum zu skizzieren, wie auf der kommunalen – bzw. überörtlichen - 

Ebene verbesserte Rahmenbedingungen geschaffen werden können, mit denen sich die in der 

Potenzialanalyse abgeschätzten, umfangreichen Einsparpotenziale heben lassen. Die Zielset-

zung dieses Maßnahmenvorschlags ist es also, die vielfältig vorhandenen Beratungsangebote  
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Potentialerfassung Ener-
gieholz 

Potentielle Mengen an staatlichem / kommunalem 
Energieholz werden erfasst 

Erfassung durch Waldinventur 

Landesbetrieb Wald und Holz 
NRW, Forstbetriebsgemein-
schaften, Klimaschutzmana-
ger 

Privatwald Mobilisierung der privaten Waldbesitzer 

Identifizierung der Privatwaldbesitzer im Grundbuch 

Direkte Ansprache der Privatwaldbesitzer 

Organisation einer gebündelten Vermarktung 

Landesbetrieb Wald und Holz 
NRW, Forstbetriebsgemein-
schaften, Klimaschutzmanager 

Potentialerfassung Stra-
ßenbegleitgrün 

Erfassung potentieller Mengen an Holzhackschnitzeln 
aus Straßenpflegemaßnahmen  

Kommunen, Klimaschutzma-
nager, andere Straßenlastträ-

ger z.B. Straßen.NRW 

Energieholzlagerung / -
trocknung 

Bereitstellung von Flächen zur Energieholzlagerung / -
trocknung außerhalb von Gewerbegebieten. 

Kommunen, Landesbetrieb 
Wald und Holz NRW, Klima-
schutzmanager 

Holzhackschnitzellagerung Bereitstellung einer Lagerhalle zur Trocknung der 
Holzhackschnitzel aus Straßenpflegemaßnahmen 

Kommunen, Klimaschutzma-
nager 

Standortsuche Holzhack-
schnitzelheizung 

Suche nach möglichen Standorten für Holzhackschnit-
zelheizungen 

Kommunen, Klimaschutzma-
nager 

Zeitraum 2013 – 2018, schrittweise  

Controlling Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers: 
Potenzialerfassung(en) liegen vor, Lagerflächen sind 
bereitgestellt, Standorte sind ausgewiesen (Inves-
tor(en) sind gefunden, Anlagen sind errichtet) 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) 2.800 – 5.600 + 

Energieerzeugung (MWh/a) 9.600 – 19.200 + 

Gesamtkosten (T €) 900 – 2.400 ++ 

Regionale Wertschöpfung 
(T €/a) 

30 - 75 +++ 

Kommunale Zusammenar-
beit 

Ja +++ 

 

Bild 4-11 Vorgehensweise und Bewertungskriterien beim Maßnahmenvorschlag „Auf- und Ausbau 
der energetischen Holznutzung“ 

 

 

zu bündeln, und für den Bürger übersichtlich und nutzbar zu machen – Stichwort „Beratungs-

lotse“. Eine mögliche Vorgehensweise und Bewertungskriterien sind im Bild 4-13 dargestellt. 

Es wird deutlich, dass dieser Maßnahmenvorschlag ganz wesentlich von dem Klimaschutzma-

nager bearbeitet werden soll, den die drei Kommunen einstellen möchten.   
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Bild 4-12 Flyer Mobilitätsberatung der VZ Baden-Württemberg 

(Quelle:  VZ Baden-Württemberg, Stand 2010) 
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgrup-
pe

1)
 

Bestandsaufnahme durch-
führen 

Vorhandene Beratungsange-
bote sichten, beschreiben 

 

 
Darstellung der  

 Programme auf Bundesebene (Beratung + Förde-
rung)  

 Darstellung der Programme des Landes NRW 
(Beratung + Förderung)  

 Darstellung der Aktivitäten des Kreises (Beratung, 
Information: z.B. Solardachkataster)  

 Darstellung von Aktivitäten anderer Kommunen 
(im Kreis, bundesweit)  

 Darstellung der Angebote Dritter (Energieversor-
ger, Kreishandwerkerschaft, Handwerker, freie Be-
rater, …) 

 

 

 
 

Klimaschutzmanager 

mit BAFA, KfW 

Klimaschutzmanager 

mit EA NRW, VZ NRW 

Klimaschutzmanager 

mit  Rhein-Sieg-Kreis 

Klimaschutzmanager  

 

Klimaschutzmanager, 

RWE, RheinEnergie, 
rhenag, Stadtwerke 
Lohmar, Kreishand-
werkerschaft, … 

Angebote bewerten Kurzes Bewertungsschema entwickeln (für Beratung, 
Förderung); Kriterien: 

 Wer wird beraten? 

 Was wird beraten (welche Themen)? 

 In welchem Umfang? 

 Gibt es aktive Beratung? 

 Welche Informationen werden mitgegeben? 

 Was kostet die Beratung, wie wird sie gefördert? 

Bewertung vornehmen  

Klimaschutzmanager 

 

 

 

 

 

Klimaschutzmanager 

Beratungskonzept entwi-
ckeln (kommunal, inter-
kommunal) 

Beratungsbedarf darstellen 

 

Örtlich vorhandene Angebote 
beschreiben 

 

Zusätzlichen Bedarf formulie-
ren 

 

 

Anforderungen an Zusam-
menarbeit/Arbeitsteilung fest-
stellen  

Beratungsform und Bera-
tungsmedien beschreiben 

 

 
 
Zielsetzungen, Themenfelder für die (örtliche, überörtli-
che) Energie- und Mobilitätsberatung formulieren 

Darstellung des Ist-Stands, historische Entwicklung 
(was war erfolgreich, was hat nicht geklappt – und 
warum 

Aus der Wunschvorstellung (Maximalvariante) eine 
praktikable Vorgehensweise ableiten; dabei auch zu-
sätzliche Beratungsmodule oder Kampagnen und 
Kommunikationsbedarf skizzieren, wenn notwendig 

Zusammen mit anderen Beratungsträgern und –anbie-
tern Kooperationen und Aufgabenteilungen diskutieren, 
abstimmen, vereinbaren 

Abgestimmte Beratungsform und Beratungsangebot 
beschreiben (persönliche Beratung, Beratung vor Ort, 
mehrstufige Beratung, notwendige Informationsmedien, 
Anforderungen an Internetauftritt und –inhalte), Kom-
munikation  

 

 
 
Politik, Verwaltung, 
Klimaschutzmanager 

Klimaschutzmanager 

mit anderen Anbietern 
(s.o.) 

Klimaschutzmanager 

 

 

Klimaschutzmanager 

mit anderen Anbietern 
(s.o.) 

Klimaschutzmanager 

(mit Verwaltung und 
Politik) 

Personelle und finanzielle 
Anforderungen ableiten 

Personalbedarf definieren 

 

 
Aus dem Beratungskonzept und der Beratungsform 
sowohl den notwendigen (örtlichen) Personalbedarf 

 

 
Klimaschutzmanager 
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Sächlichen Aufwand ermitteln 

 

Finanzierungsmöglichkeiten 
darstellen 

ableiten 

als auch die benötigten Sachmittel (Räume, Mittel für 
Kampagnen, Info-Material, Internetauftritt und –aus-
stattung, Kommunikationsmittel 

Finanzierungsvorschlag erarbeiten:  Eigenmittel der 
Kommune(n), Beiträge der anderen Anbieter (s.o.); 
Fördermöglichkeiten aus der Klimaschutzinitiative und 
aus Landesmitteln prüfen, einwerben 

 

Klimaschutzmanager 

 

Klimaschutzmanager 

mit Verwaltung und 
anderen Anbietern 
(s.o.) 

Beschlüsse herbeiführen 

Beratungskonzept beschließen 

Vereinbarungen mit Bera-
tungspartnern  

 

Beschlussvorlage abstimmen, beschließen lassen 

Kooperation, Mitarbeit, Mitfinanzierung verbindlich 
vereinbaren (nach Bedarf z.B. Absichtserklärung, Ko-
operationsvereinbarung, Finanzierungsvertrag, …) 

 

Stadt-, Gemeinderat 

Kommune(n) mit ande-

ren Anbietern (s.o.), 
Fördergebern 

Zeitraum kontinuierlich bis 2020  

Controlling Beratungsangebote systematisch gesichtet, Bewer-
tungsschema für Beratungsbestand entwickelt und 
Bewertung vorgenommen 
Örtliche Beratungsangebote gesichtet, spezifischen 
Beratungsbedarf definiert, Beratungskonzept beschrie-
ben  
Personal- und Sachkostenaufwand ermittelt und be-
schrieben 
Notwendige Beschlüsse herbeigeführt (kommunal, 
interkommunal, mit Dritten) 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) 41.000 – 74.700 +++ 

Energieeinsparung (MWh/a) 121.000 – 226.000 +++ 

Energiekosteneinsparung  
(T €/a) 

22.600 – 40.300 +++ 

Gesamtkosten (T €) 98.000 – 245.000
2)
 O 

Regionale Wertschöpfung   
(T €/a) 

sehr hoch, wenn Handwerkerleistungen für Wärme-
dämmung und Heiztechnik aus der Region bezogen 
werden  

+++ 

Kommunale Zusammenar-
beit 

Ja ++ 

1) Die Zielgruppe für den gesamten Maßnahmenvorschlag sind die Hausbesitzer, Energieverbraucher und Verkehrsteilnehmer in den 

Kommunen 

2) Schätzwerte:  Investitionen von jeweils 30.000 € bzw. 50.000 € für Energiesparmaßnahmen bei 20 % bzw. 30 % der Wohngebäude 

 

 
Bild 4-13 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Initiati-

ve/Unterstützung zur Energieeinsparung“ 
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4.2.5 Ausbau des ÖPNV (Maßnahmenvorschlag p5, auch t1, t2) 

 

Der Ausbau des ÖPNV und die damit beabsichtigte Verlagerung von Verkehrsaufwand weg 

vom Auto (MIV) hin auf Bus und Bahn kann einen wesentlichen Beitrag zur Energieeinsparung 

und zur CO2-Minderung mit sich bringen (vgl. Abschnitt 2.5.6). Unter den heute gegebenen 

Rahmenbedingungen – den wirtschaftlichen, finanziellen, technischen, organisatorischen, 

rechtlichen Bedingungen – ist eine deutliche Verbesserung des ÖPNV im Sinne einer Auswei-

tung des Fahrtenangebots jedoch nicht vorstellbar. Änderungsbedarf besteht etwa bei  

 der Wirtschaftlichkeit (z.B. "kostenloser" ÖPNV ohne Tarife und Fahrscheinautomaten und 

ohne den dafür notwendigen Personal- und Verwaltungsaufwand),  

 der Finanzierung (Deckung der nicht durch Haushaltsmittel finanzierten Kosten z.B. durch 

eine allgemeine "Mobilitätsabgabe"),  

 der Technik (neben den herkömmlichen Fahrzeugen weitere Integration z.B. von AST, 

Angebot von Pedelecs für den "letzten Kilometer"),  

 der Organisation (zumindest zum Beginn z.B. Möglichkeit einer angebotsorientierten Aus-

richtung des ÖPNV), aber auch bei Gestaltungsdetails wie 

 der Verknüpfung von ÖPNV und Radverkehr (schnelle Radverbindungen zu den Bahnhö-

fen Siegburg, Rösrath und Honrath) sowie qualitativ gute (überdachte und teilweise ab-

schließbare) Fahrrad-Parkplätze oder  

 der Erweiterung der AST-Verkehre auch zu den außerhalb liegenden Bahnhöfen.  

 

Diese und weitere tiefgreifende Änderungen bei der Struktur des ÖPNV-Angebots können auf 

der örtlichen Ebene und auch interkommunal nicht erreicht werden. Dazu ist eine grundsätzli-

che Umorientierung der Verkehrspolitik im Hinblick auf den ÖPNV notwendig. Die drei Kom-

munen können hier politisch aufklärend und werbend tätig werden und z.B. versuchen, das 

Thema innerhalb der Kommunen, aber z.B. auch auf der Kreisebene oder im Rahmen des 

VRS zu positionieren und die Diskussion voranzubringen. Weil der unmittelbare örtliche Hand-

lungsaspekt bei diesem Maßnahmenvorschlag aber nicht greifbar ist, werden hier keine kon-

kreten Arbeitsschritte, Maßnahmen und Akteure genannt. Die mit diesem Maßnahmenvor-

schlag verbundene politische und eher mittelfristige Perspektive bedeutet aber nicht, dass der 

Ausbau des ÖPNV von der kommunalen Agenda zum Klimaschutz zu streichen wäre. Deshalb 

werden für den Maßnahmenvorschlag nur Bewertungskriterien dargestellt (Bild 4-14).  
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Zeitraum kontinuierlich bis 2020  

Controlling Durch laufende Berichte des Klimaschutzmanagers bzw. 
der ÖPNV-Verkehrsträger 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) 11.500 – 17.200 ++ 

Energieeinsparung (MWh/a) 35.000 – 52.000 ++ 

Energiekosteneinsparung  
(T €/a) 

7.600 – 11.200  ++ 

Gesamtkosten (T €) Nicht bekannt / 

Regionale Wertschöpfung (T 
€/a) 

Nicht bekannt / 

Kommunale Zusammenarbeit Ja +++ 

 
Bild 4-14 Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Ausbau des ÖPNV“ 

 

 

 

4.2.6 Teilkonzepte „Erschließung der Erneuerbaren-Energien-Potenziale“ und 

„Anpassung an den Klimawandel“ (Maßnahmenvorschlag p6) 

 

Bei den Potenzialanalysen ist dargestellt worden, welchen großen Anteil die erneuerbaren 

Energien zum Klimaschutz in der Region beitragen können (vgl. Abschnitte 2.2, 2.3). Das 

betrifft in erster Linie, aber nicht nur, die Windenergie. Gerade auch, um die anderen Potenzi-

ale nutzbar zu machen, können die Kommunen im Rahmen der Klimaschutzinitiative des 

Bundes die Förderung eines Teilkonzeptes beantragen, in dem im Detail untersucht wird, in 

welchem Umfang in den drei Kommunen erneuerbare Energieträger verfügbar gemacht wer-

den können und wie sie wirtschaftlich und ökologisch nachhaltig genutzt werden können.  

 

Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel sind von den Kommunen auch in der Ver-

gangenheit ergriffen worden, Beispiele:  Bau von Regenrückhaltebecken, Entsiegelung von 

Schulhöfen, Dachbegrünung. Diese und andere Aktivitäten sind jedoch nicht systematisch 

unter dem Blickwinkel der Anpassung an den Klimawandel erfolgt. Um hier eine sachlich an-

gemessene und umfassende Strategie entwickeln zu können, können die Kommunen beim 

BMU die Förderung eines entsprechenden Teilkonzepts beantragen.  

 

Die Vorgehensweise bei der Antragstellung, die bei beiden Teilkonzepten ähnlich ist, und die 

Bewertung für den Maßnahmenvorschlag sind im Bild 4-15 erläutert.  
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Vorhabenbeschreibung 
erstellen 

Eckpunkte und Inhalte des Projekts in Form einer Vor-
habenbeschreibung für das Teilkonzept festlegen (an-
hand des Merkblatts „Erstellung von Klimaschutzteil-
konzepten“ des BMU in der 2013 gültigen Fassung und 
der dort formulierten Vorgaben), vermutlich:  

 Titel des Projekts 

 Angaben zum Antragsteller 

 Beschreibung der Ausgangssituation 

 Beschreibung der Zielsetzung und der Arbeits-
schritte  

 Kurzübersicht der geplanten Ausgaben 

 Projektablauf/Balkenplan  

Fachabteilung der feder-

führenden Kommunal-
verwaltung (Lohmar) 

Förderantrag stellen Nach Vorliegen der Vorhabenbeschreibung Förderan-
trag beim BMU (PtJ) stellen (Antragsfrist 1.1.2013-
31.3.2013) 

Fachabteilung 

Teilkonzept ausschrei-
ben, beauftragen 

Ausschreibungsverfahren auf der Basis der Vorhaben-
beschreibung durchführen, Auftrag erteilen  

Verschiedene Abteilun-
gen der drei beteiligten 

Kommunen 

Zeitraum 2013 - 2014  

Controlling Vorhabenbeschreibungen liegen vor, Förderanträge sind ge-
stellt, Teilkonzepte sind ausgeschrieben, Aufträge sind erteilt, 
Ergebnisse liegen vor 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Zunächst keine / 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Zunächst keine / 

Gesamtkosten (T €) 37,5 / 30,0  (geschätzt; abzüglich BMU-Förderung) +++ 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Bis zu 100 %, wenn Auftragnehmer für das Teilkonzept 
aus der Region stammt 

O 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja +++ 

 
Bild 4-15 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Teilkonzepte 

‚Erschließung der Erneuerbaren-Energien-Potenziale‘ “ und „Anpassung an den Klima-
wandel“ 
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Bild 4-16 Örtliche Maßnahmenvorschläge aus Lohmar 

 

 

4.3 Örtliche Maßnahmenvorschläge aus Lohmar 

 

Die Maßnahmenvorschläge (Bild 4-16) wurden vor allem aus den Gesprächen mit Mitarbeitern 

der Stadtverwaltung in Lohmar entwickelt.  

 

 

4.3.1 Nahwärmeversorgung für das Schulzentrum „Donrather Dreieck“ 

(Maßnahmenvorschlag l1) 

 

Das Schulzentrum am Donrather Dreieck in Lohmar umfasst ein Gymnasium, eine Realschule, 

eine Cafeteria für das Schulzentrum, eine Veranstaltungshalle (Jabachhalle) und in räumli-

chem Zusammenhang einen Kindergarten und die Feuerwehr Lohmar (Bild 4-17). Das Schul-

zentrum wird derzeit beheizt über einen Gas-Brennwert- und einen Gas-Niedertemperatur-

kessel mit jeweils rund 1.300 kW Leistung, 13 Jahre alt; außerdem gibt es ein BHKW mit al-

lerdings eingeschränkter Funktion (Leistung 93 kWth, 66 kWel). Der Heizenergieverbrauch für 

das Jahr 2010 betrug rund 1.850 MWh.  

 

Im Zuge geplanter Baumaßnahmen soll das Schulzentrum heiztechnisch und energetisch un-

tersucht werden. Insbesondere sollen die Möglichkeiten von Nutzung regenerativer Energien 

mit Schwerpunkt Holzhackschnitzel (möglichst aus eigenen oder regionalen Quellen) sowie 

die Einbindung weiterer Verbraucher in das vorhandene Wärmenetz (Kindergarten, Hausmeis-

terhaus, Feuerwehr) geprüft werden. Für das zu erstellende Konzept soll in einem ersten 

Schritt der Inhalt des Sanierungskonzeptes (Vorhabenbeschreibung) bestimmt und ein För-

derantrag zur Teilfinanzierung des Konzeptes aus KfW-Mittel (Programmnummer 432 der 

KfW) gestellt werden. Die Kosten für das Konzept sollen aus Mitteln für die energetische 

Stadtsanierung gefördert werden.  

 

Die Zielsetzung der zu konzipierenden Sanierung ist es, den Endenergieträger Erdgas durch 

einen erneuerbaren Energieträger – vornehmlich Holzhackschnitzel - zu ersetzen und damit  

Maßnahmenvorschläge aus Lohmar 

l1 Nahwärmeversorgung (auch unter Verwendung von Hackschnitzeln) für Neubaugebiete und 
das Schulzentrum „Donrather Dreieck“,  

l2 Straßenbeleuchtung nach Ablauf des Beleuchtungsvertrags neu regeln 

l3 Interkommunale Koordinierungsstelle Klimaschutz einrichten, Klimaschutzkonzept umset-

zen (Klimaschutzmanager) 

l4 energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

l5 Ausrichtung des Beschaffungswesens (Einkaufsrichtlinien) auf Energie- und Klimaaspekte 

l6 Checkliste für energieorientiertes Bauen  

l7 Energieautarkie, Verwendung von erneuerbaren ET:  Bürgergenossenschaft, Windenergie, 
Solarenergie (auch kommunale Dächer), energieautarke Quartiere 
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Bild 4-17 Gebäude im „Donrather Dreieck“ in Lohmar 

 

einerseits den CO2-Ausstoß und Heizkosten zu verringern sowie andererseits eine Absatzmög-

lichkeit für örtlich oder regional aufbereitete Hackschnitzel zu schaffen. Eine mögliche Vorge-

hensweise ist im Bild 4-18 dargestellt.  

 

 

4.3.2 Straßenbeleuchtung neu regeln (Maßnahmenvorschlag l2) 

 

Der Betrieb der Straßenbeleuchtung einschließlich der Instandhaltung der Anlagen liegt in 

Lohmar derzeit bei der RWE AG. Zum Ende des laufenden Beleuchtungsvertrags im März 

2013 besteht die Gelegenheit, die Straßenbeleuchtung zu prüfen, erkannte Schwachstellen zu 

beheben und das Beleuchtungssystem generell neu zu regeln. Dazu sollte ein Konzept erstellt 

werden, wie mit den derzeit rund 3.300 Leuchten in Lohmar umzugehen ist, wie und wie viele 

Leuchten ertüchtigt werden sollten und wie die Steuerungstechnik geändert werden kann, um 

eine nicht nur verkehrs-, sondern auch klimaschutzgerechte städtische Beleuchtung zu errei-

chen. Besonderes Augenmerk soll hierbei auf den Einsatz bzw. die Umstellung auf LED-

Technik gelegt werden. 

 

Das Anforderungsniveau soll so definiert werden, dass mit allen vorgesehenen Maßnahmen  

 Jabachhalle 1 

 Jabachhalle 2 

 Realschule 

 Erweiterung 
Realschule 

 Cafeteria 

 Gymnasium 

 Jabachkin-
dergarten 

 Feuerwehr 
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Vorhabenbeschreibung 
erstellen 

Eckpunkte und Inhalte des Projekts in Form einer Vor-
habenbeschreibung für das Sanierungskonzept festle-
gen (vgl. auch Merkblatt Nr. 600 000 2110 der KfW):  

 Angaben zum Quartier (Abgrenzung, Nutzung)  

 Beschreibung der energetischen und (städte-) 
baulichen Ausgangssituation  

 Beschreibung der Zielsetzung und der erforderli-
chen Arbeitsschritte 

 Kurzübersicht über die geplanten Ausgaben  

 Projektablaufplan 

 Kostenschätzung für das Sanierungskonzept  

Amt 23, Klimaschutzma-

nager 

Förderantrag stellen Nach Vorliegen der Vorhabenbeschreibung Förderan-
trag bei der KfW stellen (dabei Einzelheiten aus dem 
Merkblatt Nr. 600 000 2110 der KfW beachten)  

Amt 23, Klimaschutzma-

nager 

Sanierungskonzept aus-
schreiben, beauftragen 

Ausschreibungsverfahren auf der Basis der Vorhaben-
beschreibung durchführen, Auftrag erteilen (Bearbei-
tungszeit von maximal sechs Monaten vorgeben) 

Amt 23, Klimaschutzma-

nager, RPA, Fachämter 

Zeitraum bis III/2013    

Controlling Vorhabenbeschreibung liegt vor, Förderantrag ist gestellt, 
Sanierungskonzept ist ausgeschrieben, Auftrag ist erteilt, 
Sanierungskonzept liegt vor 

 

 Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Zunächst keine / 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Zunächst keine / 

Gesamtkosten (T €) 21  (geschätzt, abzüglich 65 % durch KfW-Förderung) +++ 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Bis zu 100 %, wenn Auftragnehmer für die Konzepterstel-
lung aus der Region stammt 

O 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Nein, spezifische Lohmarer Maßnahme O 

 
Bild 4-18 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Nahwärmever-

sorgung für das Schulzentrum „Donrather Dreieck““ 

 

eine Stromeinsparung und CO2-Minderung von mindestens 60 % gegenüber dem Ist-Zustand 

erreicht wird, so dass eine Förderung der Maßnahmen im Rahmen der BMU-Klimaschutzinitia-

tive möglich ist (derzeit 25 % Investitionskostenzuschuss für LED-Leuchten und geeignete 

Steuerung). Langfristig sollte das Zielniveau der 60 %-Minderung für die gesamte öffentliche 

Straßenbeleuchtung in Lohmar erreicht werden.  

 

Die Arbeitsschritte, die absehbaren einzelnen Maßnahmen und die dabei verantwortlichen 

bzw. beteiligten Akteure sowie Bewertungskriterien sind im Bild 4-19 dargestellt. 
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Bestandsanalyse vor-
nehmen 

Vertraglichen Rahmen 
darstellen  

Aktuellen Bestand darstel-
len 

Wertermittlung vornehmen 

 
Betriebsführung uns Kos-
ten analysieren 

 

Beschluss vorbereiten 

 

 
Vertragsinhalte, Vertragsbedingungen, Vertragslaufzeit 
darstellen  

Bestand an Leuchtmitteln, Leuchten, Steuerungseinrich-
tungen usw. fortschreiben und darstellen  

Wertermittlung der Bestandseinrichtungen vornehmen 
(abschätzen)  

Bisherige Betriebsführung analysieren und darstellen 
(Management, Abläufe, Wartung, zeitliche Intervalle), 
Kostenübersicht herstellen (Wartung, Erneuerung, 
Verbrauch) 

Beschluss für Umstellungskonzept herbeiführen 

 

 
Amt 66, Amt 20, RWE, 

Stadtwerke Lohmar, 
Klimaschutzmanager 
 

 

 

 
 
 

 
Amt 66, Amt 20, Klima-

schutzmanager, polit. 
Gremien 

Umstellungskonzept für 
die Technik aufstellen 

Konzept erstellen 
 

 
Auswirkungen auf den 
Bestand prüfen 

 

 

 
Standards für die bedarfs- und klimagerechte Beleuch-
tungsverringerung formulieren 
 

Umstellungsbedarf prüfen und definieren:  Art und Anzahl 
von 

 Leuchtmitteln, 

 Leuchten, 

 Steuerungstechnik (zum Dimmen, Reduzieren) 

Umstellungspotenzial quantifizieren 

Investitionsbedarf ermitteln  

 

 
Amt 66, RWE, Stadtwer-

ke Lohmar, Klimaschutz-
manager 

Amt 66   

 

Umstellung der Betriebs-
führung prüfen 

 

Umfang und Schnittstellen für Eigenleistung und Dienst-
leistungen prüfen 

Mögliche Auswirkungen darstellen:  Vertragliche Ände-
rungen, Personalbedarf, Dienstleistungsbedarf  

Amt 66, Stadtwerke 

Lohmar, Klimaschutzma-
nager  

 

Weitere Umsetzung dar-
stellen, herbeiführen 

Darstellung der Kosten (Investitionen, Betrieb, Energie, 
Wartung) unter Berücksichtigung von Fördermöglichkei-
ten; Ermittlung von Kosteneinsparungen 

Auswirkungen auf den Klimaschutz:  Energieein-
sparung, CO2-Minderung 

Zeitplan aufstellen z.B. für  

 Vertragsänderungen (Fristen beachten!),  

 Leistungsausschreibung und -vergabe,  

 Personalausschreibung und –einstellung 
 

Politischen Beschluss herbeiführen 

Amt 66, Stadtwerke 

Lohmar, Klimaschutzma-
nager, polit. Gremien 

 

Zeitraum ab II/2013 laufend und sukzessive   

Controlling Bestandsanalyse liegt vor, Umstellungskonzept steht, 
Umstellung ist beschlossen 
Ab dann laufender (jährlicher) Bericht von Amt 66 über 
den Fortgang der Umstellung 
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 Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) 160  (langfristiges Ziel) O 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

425  (langfristiges Ziel) O 

Energiekosteneinsparung  
(T €/a) 

125  O 

Gesamtkosten (T €) Hier nicht abgeschätzt; derzeit 25 % Investitionskosten-
zuschuss für LED-Leuchten und für Steuerung möglich 

/ 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Nicht abzuschätzen / 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja, wünschenswert (aber auch als spezifische Lohmarer 
Maßnahme sinnvoll) 

+ 

 
Bild 4-19 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Straßenbe-

leuchtung neu regeln“ 

 

 

4.3.3 Interkommunale Koordinierungsstelle Klimaschutz einrichten, 

Klimaschutzkonzept umsetzen (Maßnahmenvorschlag l3) 

 

Für die Koordination und Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes ist eine personelle Veranke-

rung des Klimaschutzes in der kommunalen Verwaltung unerlässlich. Dafür ist die Schaffung 

der Stelle eines interkommunalen Klimaschutzmanagers für die Kommunen Lohmar, Much 

und Ruppichteroth unbedingt erforderlich, da für die Umsetzung / Fortschreibung des Klima-

schutzkonzeptes die benötigte Personalressource / Fachkompetenz derzeit bei den Kommu-

nen nicht vorhanden ist. Da der Klimaschutzmanager in den Kommunen und interkommunal 

übergreifend arbeiten soll ist es wichtig, die Stelle politisch stabil zu verankern (Stabsstelle). 

 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) fördert die 

„Fachlich-inhaltliche Unterstützung bei der Umsetzung von Klimaschutzkonzepten“ durch die 

Anstellung eines Klimaschutzmanagers mit mindestens 65%. In seinem Merkblatt hierzu be-

schreibt das BMU die Aufgaben des Klimaschutzmanagers wie folgt: 

„Die Klimaschutzmanager informieren sowohl verwaltungsintern als auch extern über das 

Klimaschutzkonzept […] und initiieren Prozesse für die übergreifende Zusammenarbeit und 

Vernetzung wichtiger Akteure. Durch Information, Moderation und Management soll die Um-

setzung des Gesamtkonzeptes und einzelner Klimaschutzmaßnahmen unterstützt werden. Ziel 

ist es, verstärkt Klimaschutzaspekte in die Verwaltungsabläufe zu integrieren.“ 

 

Nach der Richtlinie ist es möglich, die Förderquote zu erhöhen, wenn der Antragsteller keine 

ausreichenden Eigenmittel bereitstellen kann und eine Kreditfinanzierung nicht zugelassen ist. 

Aus diesem Grund kann die Förderquote für Kommunen, deren Konzept zur Haushaltssiche-

rung von der Kommunalaufsicht genehmigt wurde, um bis zu 20 % erhöht werden. Kommu-
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nen, deren Konzept zur Haushaltssicherung bzw. deren Haushalt von der Kommunalaufsicht 

abgelehnt wurde („Nothaushaltskommunen“), können eine Förderquote von bis zu 95 % er-

halten. Außerdem werden in diesem Rahmen Sach- und Reisekosten sowie Ausgaben für 

Maßnahmen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit gefördert. Darüber hinaus fördert das BMU 

die Umsetzung einer ausgewählten Klimaschutzmaßnahme durch einen nicht rückzahlbaren 

Zuschuss in Höhe von bis zu 50 % der zuwendungsfähigen Ausgaben (höchstens 250.000 

Euro). Dies muss von dem Klimaschutzmanager beantragt werden. 

 

Zu den vielfältigen Aufgaben des Klimaschutzmanagers zählen darüber hinaus: 

 Übernahme des Projektmanagements und fachliche Unterstützung bei der Vorbereitung, 

Planung und Umsetzung einzelner Maßnahmen aus dem vorliegenden interkommunalen 

Klimaschutzkonzept der Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth; 

 Durchführung von verwaltungsinternen Schulungen, Weiterbildungs- und Informationsver-

anstaltungen sowie Unterstützung bei der Koordinierung verwaltungsinterner Zusammen-

arbeit im Bereich des Klimaschutzes und der Energieeinsparung; 

 Erfassung von für den Klimaschutz relevanter Daten. Fortführung der Energie- und CO2-

Bilanz; 

 Planung und Durchführung von Veranstaltungen für Bürgerinnen und Bürger; Öffentlich-

keitsarbeit; 

 Information über Anpassungsmöglichkeiten an den Klimawandel. 

 Fortschreibung des Klimaschutzkonzeptes und Berichtswesen 

 

Konkrete Aufgaben des Klimaschutzmanagers werden bereits hier in Abschnitt 4 beschrieben. 

Dies sind u.a.: 

 Vorklärungen und Mediation zur Nutzung der Windenergie (Maßnahme p1). 

 Ausbau des ÖPNV (Maßnahmen p5, auch t1, t2). 

 Begleitung Projekt Nahwärmeversorgung für das Schulzentrum „Donrather Dreieck“ (Maß-

nahme l1). 

 Begleitung Projekt Straßenbeleuchtung neu regeln (Maßnahme l2). 

 Einrichtung einer Interkommunalen Koordinierungsstelle Klimaschutz, Klimaschutzkonzept 

umsetzen (Maßnahme l3). 

 Begleitung der Projekte „Energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand“ 

(Maßnahmen l4, m2, r3). 

 Richtlinie zur klimaschonenden Beschaffung ausarbeiten (Maßnahme l5). 

 Initiative/Unterstützung zur Energieeinsparung initiieren (Maßnahme p4, auch f2, f4, t4). 

 Untersuchung des Modellversuchs einer kleinen Biogasanlage auf Güllebasis verfolgen und 

ggf. Übertragbarkeit auf die Region prüfen (Maßnahme p2 und f3). 

 Auf- und Ausbau der lokalen energetischen Holznutzung (Maßnahme p3, l1, m1, m4, m5, 

r7). 

 Prüfung der Möglichkeiten zur Wasserkraftnutzung (Maßnahme m6). 

 Information und Beratung zu Betrieblicher Kraft-Wärme-Kopplung und überbetrieblicher 

Wärmenutzung (Maßnahme f1). 

 Unterstützung beim Aufbau/Ausbau von Verkehrsberatung und Mobilitätsmanagement 

(Maßnahme f4). 
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Weitere Aufgaben eines interkommunalen Klimaschutzmanagers in Lohmar, Much und Rup-

pichteroth werden im Anhang 3 beschrieben. Eine Übersicht für die Vorgehensweise sowie 

Bewertungskriterien zeigt das Bild 4-20. 

 

 

4.3.4 Energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

(Maßnahmenvorschlag l4) 

 

Diese Maßnahme bezieht sich zwar auf die örtliche Situation der Stadt Lohmar, sie findet sich 

aber auch bei Much und Ruppichteroth wieder. Der Vorschlag für eine systematische Vorge-

hensweise für den kommunalen Gebäudebestand (vgl. Bild 4-23) wird in diesem Abschnitt 

dargestellt; er ist gleichzeitig auf die Situation in den beiden anderen Gemeinden zu übertra-

gen und anwendbar.  

 

Obwohl im Bestand der kommunalen Gebäude und Einrichtungen ständig Erneuerungs- und 

Sanierungsmaßnahmen vorgenommen werden, die auch energetisch wirksam sind, bleiben 

zusätzliche Erneuerungs- und Einsparpotenziale, die im Rahmen der Gebäudebewirtschaftung 

und –instandhaltung ausgeschöpft werden können. Das gilt sowohl für den Wärme- als auch 

für den Stromverbrauch. Den größten Anteil am städtischen Wärmeverbrauch in Lohmar von 

gut 5,8 GWh/a machen mit rund 57 % die Schulen aus, gefolgt von der Jabachhalle (11 %), 

den Kindertagesstätten und den Verwaltungsgebäuden (jeweils 7 %). Beim Stromverbrauch 

(insgesamt ca. 1,6 GWh/a) liegen ebenfalls die Schulen an erster Stelle mit 58 %, den Ver-

waltungsgebäuden mit 13 % und der Jabachhalle mit 12 %.  

 

Wenn man den spezifischen Energieverbrauch betrachtet (Kennwerte in kWh/m²) und ihn mit 

den Grenz- und Zielwerten vergleicht, die im eea-Verfahren verwendet werden, wird deutlich, 

dass die Kennwerte überwiegend niedriger liegen als die Grenzwerte, teilweise sogar niedriger 

als die Zielwerte (Bild 4-21; allerdings ist zu berücksichtigen, dass die „Schulen mit Turnhal-

len“ als der größte Einzelverbraucher (35 %) den Grenzwert nicht einhalten). Beim Stromver-

brauch überschreitet der Kennwert für die „Schulen mit Turnhallen“ ebenfalls den Grenzwert, 

ebenso die Jabachhalle; daneben liegen aber viele spezifische Werte auch unterhalb der 

Grenzwerte (Bild 4-22).  

 

Auch wenn der städtische Gebäudebestand in Lohmar insgesamt bereits ein relativ niedriges 

Verbrauchsniveau aufweist, bleiben bei der Kennwertbetrachtung für den Wärmebereich 

Energieeinsparpotenziale von 7 % bezogen auf den Grenzwert und 28 % beim Zielwert. Beim 

Stromverbrauch sind es 36 % (Grenzwert) bzw. 69 % (Zielwert). Die Zielsetzung dieses 

Maßnahmenvorschlags ist es daher, diese Einsparpotenziale weiter auszuschöpfen. Neben der 

Durchführung von baulichen Maßnahmen muss hier insbesondere Einfluss auf das Nutzerver-

halten genommen werden (Stichworte:  Controlling, Nutzerinformationen, Fremdnutzungen, 

Belegungspläne), um unnötige und technisch nicht beeinflussbare Energieverbräuche zu ver-

meiden. Eine mögliche Vorgehensweise dazu sowie Bewertungskriterien sind im Bild 4-23 

skizziert.  
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Arbeitsschritt Maßnahmen Akteure 

Stelle Klimaschutzmana-

ger 

Beschluss für Einstellung eines Klimaschutzmanagers  

Beantragung beim BMU  

Stellenplan ergänzen um Stelle „Klimamanager“ 

Nach Bewilligung Ausschreibung 

Auswahl 

Vorstellungsgespräche 

Einstellung 

politische Gremien 

Amt 23 

 

 

Kommunen, Amt 10, Amt 

23, Personalrat, polit. 

Gremien 

Projektmanagement / 

Umsetzung IKK 

 Klimaschutzmanager, 

Diverse weitere Akteure 

Ausgewählte Klima-

schutzmaßnahme 

Auswahl 

 

 

 

Beantragung beim BMU 

 

Umsetzung vorbehaltlich Förderung 

Interkommunale Arbeits-

gruppe IKK, Klima-

schutzmanager, Kommu-

nalpolitik 

 

Klimaschutzmanager 

 

Klimaschutzmanager, 

diverse weitere Akteure 

Zeitraum ab III/2013 für drei Jahre (mit Förderung; danach Wei-
terbeschäftigung wünschenswert)  

 

Controlling Vorhabenbeschreibung liegt vor, Förderantrag ist ge-
stellt, Stelle ist ausgeschrieben, Stelle ist besetzt 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Zunächst keine / 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Zunächst keine / 

Gesamtkosten (T €) 225  (Personalkosten für drei Jahre, abzüglich BMU-
Förderung) 

+++ 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Bis zu 100 %, wenn Klimaschutzmanager in der Regi-
on ansässig ist  

+ 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja +++ 

 

Bild 4-20 Vorgehensweise beim Maßnahmenvorschlag „Interkommunale Koordinierungsstelle 

Klimaschutz einrichten, Klimaschutzkonzept umsetzen“  
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Bild 4-21 Lohmar, spezifischer Wärmeverbrauch 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bild 4-22 Lohmar, spezifischer Stromverbrauch 
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Bestandsaufnahme (auch 
für systematisches Con-
trolling) 

Bestandsaufnahme der (für den Energieverbrauch 
wichtigen) grundlegenden Daten  

 zum Gebäude (Alter, BGF, Zustand) 

 zur Beheizung (zumindest Energieträger, Kes-
selalter, Kesselleistung) 

 zu durchgeführten / geplanten / notwendigen Er-
haltungs- und Sanierungsmaßnahmen 

Amt 23, Fachämter, 

Klimaschutzmanager 

Regelmäßige Ver-
brauchserfassung und  
-kontrolle 

Regelmäßige (mindestens jährlich, wünschenswert 
monatlich) Erfassung des Verbrauchs an Heizenergie, 
Strom, Wasser 

Regelmäßige Auswertung der erfassten Werte, Ver-
gleich der Ist- mit den Sollwerten (Grenzwerte / Ziel-
werte)  

Routinemäßige Meldung von Unregelmäßigkeiten (und 
unmittelbare Behebung von kleinen Störungen)  

Amt 23, Hausmeister, 

Klimaschutzmanager 
 
Amt 23, Klimaschutzma-

nager 
 

Hausmeister an Amt 23 

Erstellung und Fort-
schreibung eines energe-
tischen Sanierungspro-
gramms 

Schwachstellenanalyse auf der Basis von Bestands-
aufnahme und laufender Verbrauchserfassung im 
Vergleich von Ist- und Sollwerten  

Bildung einer Prioritätenliste (aus der Sicht von CO2-
Minderung) mit kurz-, mittel- und langfristigen Maß-
nahmen  

Detailliierte Beschreibung der notwendigen / vorge-
schlagenen Maßnahmen, Vorschlag zur Vorgehens-
weise (Eigenleistung, Auftrag, Controlling, …) 

Darstellung / Abschätzung der Wirkung der Maßnah-
men (Energie- und Kosteneinsparung, CO2-Minderung) 

Ermittlung des Investitions- und Finanzierungsbedarfs 
sowie von Fördermöglichkeiten (Land, Bund, Energie-
versorger, …) 

alle Maßnahmen:  Klima-
schutzmanager, Amt 23, 

u.U. mit Hilfe von (exter-
nen) Gutachtern 

Umsetzung des Sanie-
rungsprogramms  

Erstellung einer Beschlussvorlage mit Maßnahmen und 
Verfahren, Prioritäten, Zeitplan, Kostenschätzung, 
Wirkungsabschätzung (Energie-, Kosteneinsparung)  
usw. 

Beschluss des Sanierungsprogramms 

Klimaschutzmanager, 

Amt 23 

 

 

Polit. Gremien 

Zeitraum Ab 2013 laufend und sukzessive   

Controlling Regelmäßige Erfassung des Verbrauchs an Heizener-
gie, Strom, Wasser 
Regelmäßige Auswertung der erfassten Werte, Ver-
gleich der Ist- mit den Sollwerten (Grenzwerte / Ziel-
werte)  
Jährliche Fortführung der Energie- und CO2-Bilanz 
durch den Klimaschutzmanager, städtischer Energie-
bericht (mindestens jährlich) 

 

 Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Wärme:  100 – 400 
Strom:  220 – 410 

O 
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Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Wärme:  390 – 1.600 
Strom:  590 – 1.100 

O 

Energiekosteneinsparung  
(T €/a) 

270 - 600 O 

Gesamtkosten (T €) Nicht bekannt, da keine Einzelmaßnahmen definiert / 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Hoch, wenn Auftragsvergabe in der Region stattfindet  ++ 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Nein, spezifische Lohmarer Maßnahme  (die Aufga-
benstellung ist allerdings in Much und in Ruppichteroth 
vergleichbar) 

O 

 
Bild 4-23 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Energetische 

Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand“ in Lohmar 

 

 

4.3.5 Ausrichtung des Beschaffungswesens (Einkaufsrichtlinien) auf Energie- und 

Klimaaspekte (Maßnahmenvorschlag l5) 

 

Kommunen und kommunale Unternehmen vereinen innerhalb des öffentlichen Sektors ein 

Beschaffungsvolumen von ca. 250 Mrd. Euro. Durch diese starke Nachfrage sind sie in der 

Lage, Marktentwicklungen direkt zu beeinflussen13. 

 

Die Kommunen können durch klimafreundlichen Einkauf als Hebel für Umweltschutz und Zu-

kunftsmärkte fungieren. Wichtige Bereiche sind zum Beispiel Gebäuderenovierung und -

neubau, Büroausstattung (Leuchtmittel, Büroartikel), Elektrizität aus erneuerbaren Energie-

quellen, umweltfreundlicher öffentlicher Verkehr, Elektroautos (Bild 4-24), IT und Elektroge-

räte. Der Anteil des öffentlichen Sektors in einzelnen Teilbereichen kann dabei erheblich sein. 

Außer den direkten Einsparungen sind die Vorbildwirkung für die Mitarbeiter und die Bürger 

der Kommunen von Bedeutung. 

 

Als Maßnahme wird daher vorgeschlagen, dass bei der Beschaffung Nachhaltigkeit oberste 

Priorität besitzen muss. Anschaffungen sollten eine hohe Umweltverträglichkeit besitzen und 

sozialen wie ökonomischen Aspekten entsprechen. Die Maßnahme wird hier für Lohmar vor-

geschlagen, gilt jedoch in gleichem Umfang für Much und Ruppichteroth. Eine mögliche Vor-

gehensweise und Bewertungskriterien werden im Bild 4-25 dargestellt.  

 

 

 

 

 

                                           
13 McKinsey & Company Inc. (2008): Potenziale der öffentlichen Beschaffung für ökologische Industriepolitik und 

Klimaschutz 
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Bild 4-24 Elektroauto der Stadtwerke Lohmar (Photo: Schulz) 

 

 

Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Erarbeitung der Beschaf-
fungsrichtlinie 

Eine Richtlinie zur klimaschonenden Beschaffung wird 
ausgearbeitet. Unterteilung nach Produktgruppen und 
evtl. ämterspezifische Richtlinien (z.B. bei Gebäuden) 

Klimaschutzmanager, 

Fachämter 

Schulung Konzeption einer Schulung und regelmäßige Informati-
on für die Verantwortlichen in den einzelnen Ämtern 

Klimaschutzmanager 

Anbieterverzeichnis Anfertigung eines Anbieterverzeichnisses Klimaschutzmanager, 

Kommune 

Berichterstattung Dient der Überprüfung, ob die Umsetzung in die Praxis 
erfolgt 

Klimaschutzmanager 

Beispiel Beschaffung Büro-
geräte / Gebrauchsgüter 

Bedarfsanalyse: Welche Geräte werden benötigt? 
(Berücksichtigung Energieverbrauch) 

Art, Funktion, Anzahl der zu beschaffenden Geräte. 

Anforderungsliste an Anbieter schicken, Angebot ein-
holen 

Nachweis der Wirtschaftlichkeit 

Fachämter; Klima-
schutzmanager 

Beispiel Kommunaler 
Fuhrpark 

Erfassung des tatsachlichen Mobilitätsbedarfs 

Beschluss der Kommune zur Umstellung im Bereich 
Fuhrpark 

Vornehmen von Produktbewertungen 

Klimaschutzmanager, 
Amt 66 (Bauhof), Amt 10, 
Fachämter, Polit. Gremien 

PR Öffentlichkeitswirksame Darstellung der ergriffenen 
Maßnahmen 

Klimaschutzmanager, 

Amt 10, Fachämter 



 Interkommunales Klimaschutzkonzept Lohmar, Much und Ruppichteroth 

 

 

 

 105 

Zeitraum ab 2013 laufend   

Controlling Vorliegen der Richtlinie; danach:  Jährliche Berichte der 
Verwaltungen und des Klimaschutzmanagers 

 

 Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Im IKK nicht quantifiziert / 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Im IKK nicht quantifiziert / 

Gesamtkosten (T €) Keine Zusatzkosten notwendig O 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Im IKK nicht quantifiziert / 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja, wünschenswert (aber auch als spezifische 
Lohmarer Maßnahme sinnvoll) 

+ 

 
Bild 4-25 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Ausrichtung des 

Beschaffungswesens“ 
(Quelle teilweise: Deutsches Institut für Urbanistik (2011): Klimaschutz in Kommunen – 

Praxisleitfaden) 

 

 

4.3.6 Checkliste für energetisches Bauen (Maßnahmenvorschlag l6) 

 

Bei der Stadtentwicklung und dem Baugeschehen kann die Stadt Lohmar Einfluss nehmen auf 

den zukünftigen Energieverbrauch und die CO2-Emissionen. Zwar können eigene Anforderun-

gen an die Energieeffizienz von Neubauten im Rahmen der kommunalen Satzung des Be-

bauungsplans nicht unmittelbar festgesetzt werden, aber durch mittelbar wirkende energeti-

sche Kriterien können Ziele für Energieeffizienz und Schadstoffminderung in Bebauungsplänen 

festgeschrieben werden. Viele Festsetzungen im Bebauungsplan haben - direkt oder indirekt - 

einen Einfluss auf die Förderung oder auch eine - wahrscheinlich nicht beabsichtigte - Verhin-

derung von energiesparendem Bauen.  

 

Die Stadtplanung in Lohmar kann den Aspekt der energiebewussten Bauleitplanung syste-

matisch absichern, indem sie energierelevante Regeln und Kriterien während der Aufstel-

lung der Bebauungspläne berücksichtigt (Bild 4-26). Diese Regeln und Kriterien können in 

Form einer Checkliste möglichst schon zum Beginn einer Planung eingebracht und während 

der weiteren Abwägung beachtet werden. Auf diese Weise lässt sich sicherstellen, dass die 

energierelevanten Aspekte berücksichtigt werden bzw. dass nachvollziehbare Gründe vorlie-

gen, warum einzelne Kriterien nicht eingehalten werden können oder sollen. Die Arbeit mit 

den Regeln soll die bewusste Auseinandersetzung mit Problemen wie Energieverbrauch, 

Schadstoffausstoß, CO2-Freisetzung usw. verstärken. Dabei ist klar, dass die energierele-

vanten Ziele in den Abwägungsprozess der Bauleitplanung eingehen müssen und im Ergeb-

nis der Abwägung auch – und dann sachlich begründet – relativiert werden können.  
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Bild 4-26 Regeln und Kriterien für eine energiebewusste Bauleitplanung 

 

 

Das Ziel dieses Maßnahmenvorschlags ist es, eine Checkliste für das energiebewusste Bauen 

bei der Stadtplanung in Lohmar zu entwickeln, die den zukünftigen Bauherren die Vorausset-

zungen für ein energie- und auch kostensparendes Bauen erleichtert (Bild 4-27).  

 

 

4.3.7 Energieautarkie, Verwendung von Erneuerbaren Energieträgern (Maßnah-

menvorschlag l7) 

 

Die verstärkte Nutzung von erneuerbaren Energieträgern in Lohmar wird in vielen Einzelmaß-

nahmen thematisiert und ausgeführt (Abschnitte 4.2.1, 4.2.2, 4.2.3, 4.3.1, 4.3.4). Welchen 

Anteil die erneuerbaren Energieträger im Jahr 2020 am gesamten Energieeinsatz haben wer-

den und inwieweit das Kriterium der Energieautarkie dann erfüllt sein wird, kann die Energie-

bilanzierung des Jahres 2020 erweisen.  

  

Regeln und Kriterien für die energiebewusste Bauleitplanung 

 Regel 1:  Ost-West-Zeilen statt Nord-Süd-Zeilen 

1.1 Bildung von Ost-West Zeilen bzw. Reihen, Vermeidung von Nord-Süd Zeilen / Reihen  
1.2 Baukörper (Firstrichtung) bei offener Bauweise so vorgeben, dass Südorientierung des Wohn-

bereichs möglich 
  

      Regel 2:  Zusammenbauen statt offene Bauweise  
2.1 Geschlossene Bauweise vorgeben, wo möglich  
2.2 Bei offener Bauweise Hausgruppen oder Doppelhäuser bevorzugen  
2.3 Zulässiges Maß der baulichen Nutzung (§ 17 BauNVO) ausschöpfen 

 Regel 3:  Im Süden viel, im Norden wenig Glasflächen 

3.1 Grundstückszuschnitte und überbaubare Flächen so anlegen, dass Südorientierung der Wohn-
bereiche ermöglicht wird 

 Regel 4:  Erschließung von Norden, Wohnen im Süden 

4.1 Erschließung der Gebäude wenn möglich von Norden (Priorität für Fußwege)  
4.2 Baukörper auf Grundstücken nördlich von Erschließungsstraßen an den nördlichen Grund-

stücksrand legen, um Südorientierung von Wohnbereichen und Südgärten zu ermöglichen 

 Regel 5:  Süd-orientierte Dachflächen vorsehen 

5.1 Orientierung der Baukörper (Baugrenzen, -linien) so vorgeben, dass südorientierte Dächer 
entstehen  

5.2 Firstrichtung vorgeben (Ost-West-Richtung)  
5.3 Dachneigung im Bereich optimaler Werte vorgeben 

 Regel 6:  Zonierung von Bauhöhen beachten 

6.1 Bei hoher Baudichte eine Zonierung von flacher, weniger dichter Bebauung im Süden und hö-
herer, dichterer Bebauung im Norden vornehmen 
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Checkliste erstellen Vorhandene „Checklisten“ prüfen (z.B. aus:  BBR 
(Hrsg.), Schadstoffminderung im Städtebau:  Hand-
lungsrahmen und Planungshilfen, Bonn 2002 oder die 
Checkliste des ILEK-Voreifel)  

Eine der vorhandenen Checklisten übernehmen oder 
anpassen oder eine Checkliste neu gestalten 

Klimaschutzmanager, 
Amt 63 

 
 

Amt 63 

 

Checkliste verankern Verwendung, Anwendung der Checkliste für zukünftige 
B-Planverfahren förmlich festlegen und beschließen 

Klimaschutzmanager, 
Amt 63, polit. Gremien 

Checkliste anwenden Bei zukünftigen B-Planverfahren Checkliste ausfüllen, 
begründen, Ergebnisse in die Planung übernehmen 

Amt 63, polit. Gremien 

Zeitraum ab 2013 laufend   

Controlling Entwicklung der Checkliste, Beschluss ist herbeige-
führt, regelmäßige Anwendung der Checkliste wird 
dokumentiert 

 

 Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Nicht quantifizierbar / 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Nicht quantifizierbar / 

Gesamtkosten (T €) Keine  +++ 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Keine O 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja, wünschenswert (aber auch als spezifische 
Lohmarer Maßnahme sinnvoll) 

+ 

 
Bild 4-27 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Checkliste für 

energetisches Bauen“ 
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Bild 4-28 Örtliche Maßnahmenvorschläge aus Much  

 

 

4.4 Örtliche Maßnahmenvorschläge für Much 

 

Die Vorschläge (Bild 4-28) basieren auf den Gesprächen und Überlegungen mit Mitarbeitern 

der Gemeindeverwaltung von Much. 

 

 

4.4.1 Nahwärmeversorgung für den Bereich „Schulzentrum Much“ 

(Maßnahmenvorschlag m1) 

 

Der Vorschlag für eine energetische Sanierung durch eine Nahwärmeversorgung im Bereich 

des Schulzentrums Much umfasst nicht nur den Standort des Schulzentrums selbst (Gesamt-

schule, Mehrzweckhalle und Hallenbad), sondern bezieht auch umliegende Verbraucher mit 

ein. Dabei handelt es sich um zwei weitere Schulstandorte, Kindergärten, kirchliche Einrich-

tungen, Altenheime bzw. Altenwohnungen und die Feuerwache (Bild 4-29). Außerdem können 

das Rathaus und weitere Geschäfts- und Wohnhäuser an der Hauptstraße mit einbezogen 

werden, und auch die übrigen Wohngebäude, die im Bereich des Wärmenetzes liegen, können 

mitversorgt werden. Die Entfernung (Luftlinie) zwischen der Kita „Arche Noah“ im Westen und 

der Klosterschule im Osten beträgt rund 750 m, die Entfernung zwischen dem Schulzentrum 

und der Hauptstraße ca. 300 m.  

 

Der Wärmebedarf des Schulzentrums, der beiden weiteren Schulen, des Azurit Altenheims, 

der Feuerwache und des Rathauses betrug 2010 rund 3.700 MWh (klimabereinigt 3.440 

MWh). Daraus lässt sich auf eine Anschlussleistung für diese Verbraucher von ca. 2,3 MW 

schließen. Zusammen mit den anderen Einrichtungen und den Wohngebäuden, deren Ver-

brauchs- oder Anschlusswerte derzeit nicht vorliegen, dürfte sich die gesamte Anschlussleis-

tung im Bereich von 3,0 bis 3,5 MW bewegen. Der Stromverbrauch der genannten Einrich-

tungen lag 2010 bei gut 735 MWh.  

Maßnahmenvorschläge aus Much 

m1 Nahwärmeversorgung (auch mit Hackschnitzeln) für das Schulzentrum Much (Schulen, 
Altenheime, auch Wohngebäude) 

m2 energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

m3 Ergänzung Windenergie:  Überprüfung und Sicherung von Standorten, Überarbeitung des 

vorliegenden Gutachtens auf der Grundlage des aktuellen Windenergieerlasses NRW, mög-
lichst interkommunal 

m4 Gewerbegebiet Bövingen (neu):  Sammelversorgung mit Hackschnitzeln planen (mit Forst-
betriebsgemeinschaft, mit Lindner-Hotel), eventuell mit Betrieben im alten Gewerbegebiet 
Bövingen 

m5 Gewerbegebiet Nackhausen:  Neuen Bauhof (mit Gemeinde Neunkirchen-Seelscheid) mit 

erneuerbaren ET planen (Hackschnitzel, Scheitholz, Solarthermie) 

m6 Herrenteich:  Wasserkraft nutzen 
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Diese Zahlen sind die Basisdaten für ein Konzept, ein Nahwärmenetz aufzubauen, mit dem 

eine effiziente und klimaschonende Versorgung der Verbraucher möglich wird. Dazu müssen 

zunächst die noch fehlenden Verbrauchswerte zur Verfügung gestellt werden. In einem weite-

ren Schritt müssen zumindest die größeren Verbraucher auf bauliche und technische Ein-

sparmöglichkeiten hin untersucht und es müssen Vorschläge zur energetischen Verbesserung 

oder Sanierung gemacht werden, um den gesicherten zukünftigen Anschlusswert für die Wär-

meversorgung ableiten zu können. Neben dem Wärmeverbrauch soll auch der Stromver-

brauch ermittelt werden.  

 

Als Versorgungsvariante bietet sich aus der heutigen Sicht eine Nahwärmeversorgung auf der 

Basis von Holzhackschnitzeln an. Dabei können Hackschnitzel die vollständige Versorgung 

übernehmen; sie können aber auch nur die Grundlast abdecken und es kann Erdgas oder 

Heizöl für die Lastspitzen eingesetzt werden. Diese Varianten bieten die Möglichkeit, Hack-

schnitzel aus dem regionalen Aufkommen einzusetzen. Dies wird unter dem Gesichtspunkt 

der Nachhaltigkeit und der regionalen Wertschöpfung als Vorteil bewertet. Allerdings muss 

sichergestellt werden, dass etwa zeitgleich mit dem Aufbau der Nahwärmeversorgung auch 

die Ernte, die Aufbereitung und das Angebot von Hackschnitzeln aus der Region sichergestellt 

werden. Als eine zusätzliche Variante kann untersucht werden, ob eine Versorgungslösung 

mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK; z.B. unter Verwendung von Bio-Erdgas) ökologische und 

wirtschaftliche Vorteile bietet.  

 

Die Wärmelieferung mit Hackschnitzeln würde eine nahezu CO2-freie Versorgung ermögli-

chen. Der Einsatz von KWK (und Bio-Erdgas) wäre aus der Sicht des Klimaschutzes wegen 

der möglichen Stromgutschrift vermutlich noch wirksamer. Dem stehen höhere Investitions-

kosten gegenüber und es wäre nicht möglich, den regionalen erneuerbaren Energieträger 

Holz zu vermarkten  und zu nutzen.  

 

Im Bereich des Schulzentrums Much sind in den vergangenen Jahren verschiedentlich Überle-

gungen und Untersuchungen zur energetischen Sanierung, zur Energieeinsparung, zur Nah-

wärmeversorgung und zum Einsatz z.B. von Biogas angestellt worden. Die Ansätze, Ergebnis-

se und Erfahrungen aus diesen Untersuchungen müssen bei dem neuerlichen Versuch, eine 

nachhaltige und klimaschonende Versorgungslösung zu finden, geprüft und beachtet werden. 

Dazu soll (erneut) ein Sanierungskonzept erstellt werden. Die Kosten für das Konzept sollen 

aus Mitteln für die energetische Stadtsanierung (Programmnummer 432 der KfW) gefördert 

werden.  

 

Das Ziel dieses Maßnahmenvorschlags ist es, zunächst ein quartiersbezogenes Nahwärme-

Sanierungskonzept für das „Schulzentrum Much“ erarbeiten zu lassen, in dem die technischen 

Varianten (ohne oder mit KWK), die verschiedenen Energieträger (Holzhackschnitzel, Bio-

Erdgas) und auch unterschiedliche Netzgrößen (z.B. mit oder ohne die Verbraucher an der 

Hauptstraße) einander gegenübergestellt und wirtschaftlich und ökologisch bewertet werden.  
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Bild 4-29 Verbraucher und Nahwärmetrasse (orange) im Bereich „Schulzentrum Much“ 

(Luftbild:  Google-Maps; ohne Maßstab) 
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Zeitraum bis III/2013    

Controlling Vorhabenbeschreibung liegt vor, Förderantrag ist gestellt, 
Sanierungskonzept ist ausgeschrieben, Auftrag ist erteilt, 
Sanierungskonzept liegt vor 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Zunächst keine / 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Zunächst keine / 

Gesamtkosten (T €) 30  (geschätzt, abzüglich 65 % durch KfW-Förderung) +++ 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Bis zu 100 %, wenn Auftragnehmer für die Konzepterstel-
lung aus der Region stammt 

O 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Nein, spezifische Mucher Maßnahme O 

 
Bild 4-30 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Nahwärmever-

sorgung für den Bereich ‚Schulzentrum Much‘“ 

 

Dazu muss ein Förderantrag bei der KfW gestellt und - nach der Bewilligung - das Konzept 

beauftragt werden. In einem folgenden Schritt kann dann das Ergebnis des Konzeptes umge-

setzt werden. Dabei gilt die Zielsetzung für das Konzept, die vorhandenen Objektversorgun-

gen mit dem Endenergieträger Erdgas durch klimaneutrale Nahwärme mit Holzhackschnitzeln 

(oder Bio-Erdgas) zu ersetzen und damit wenn möglich einen Absatzpunkt für örtlich oder 

regional aufbereitete Hackschnitzel zu schaffen.  

Die Arbeitsschritte, die einzelnen Maßnahmen und die dabei verantwortlichen Akteure sowie 

die Bewertungskriterien sind im Bild 4-30 dargestellt. 

Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Vorhabenbeschreibung 
erstellen 

Eckpunkte und Inhalte des Projekts in Form einer Vor-
habenbeschreibung für das Sanierungskonzept festle-
gen (vgl. auch Merkblatt Nr. 600 000 2110 der KfW):  

 Angaben zum Quartier (Abgrenzung, Nutzung)  

 Beschreibung der energetischen und (städte-) 
baulichen Ausgangssituation  

 Beschreibung der Zielsetzung und der erforderli-
chen Arbeitsschritte 

 Kurzübersicht über die geplanten Ausgaben  

 Projektablaufplan 

 Kostenschätzung für das Sanierungskonzept  

Gemeindeverwaltung, 
Fachbereich 3, Klima-

schutzmanager 

Förderantrag stellen Nach Vorliegen der Vorhabenbeschreibung Förderan-
trag bei der KfW stellen (dabei Einzelheiten aus dem 
Merkblatt Nr. 600 000 2110 der KfW beachten)  

Fachbereich 3 

Sanierungskonzept aus-
schreiben, beauftragen 

Ausschreibungsverfahren auf der Basis der Vorhaben-
beschreibung durchführen, Auftrag erteilen (Bearbei-
tungszeit von maximal acht Monaten vorgeben) 

Fachbereich 1, Fachbe-
reich 3 
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Bild 4-31 Much, spezifischer Wärmeverbrauch 

 

 

4.4.2 Energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

(Maßnahmenvorschlag m2) 

 

Wie schon für die energetische Verbesserung beim kommunalen Gebäudebestand für Lohmar 

ausgeführt (vgl. Abschnitt 4.3.4), bleiben auch in Much weitere Erneuerungs- und Einsparpo-

tenziale, die im Rahmen der Gebäudebewirtschaftung und –instandhaltung ausgeschöpft wer-

den können. Das gilt sowohl für den Wärme- als auch für den Stromverbrauch. Den größten 

Anteil am kommunalen Wärmeverbrauch in Much von rund 3,4 GWh/a machen mit fast 90 % 

die Schulen aus (rund 52 % das Schulzentrum mit dem Hallenbad, knapp 38 % die übrigen 

Schulen). Die Verwaltungsgebäude und die Kindertagesstätten verbrauchen sechs bzw. fünf 

Prozent. Beim Stromverbrauch (insgesamt ca. 0,59 GWh/a) liegt das Schulzentrum an erster 

Stelle mit 62 %, gefolgt von den übrigen Schulen (27 %), den Verwaltungsgebäuden (neun 

Prozent) und den Kindertagesstätten (zwei Prozent).  

 

Wenn man in Much ebenfalls den spezifischen Energieverbrauch betrachtet (Kennwerte in 

kWh/m² BGF) und ihn mit den Grenz- und Zielwerten vergleicht, die im eea-Verfahren ver-

wendet werden, wird deutlich, dass alle Kennwerte höher sind als die Grenzwerte, und sogar 

rund doppelt so hoch wie die Zielwerte (Bild 4-31). Beim Stromverbrauch liegen die beiden 

kleinen Verbrauchergruppen (Verwaltungsgebäude, Kindertagesstätten) unter den Kennwer-

ten, während die Schulen etwa 30 % darüber liegen; in Bezug auf die jeweiligen Zielwerte 

weisen die Schulen und die Verwaltungsgebäude Kennwerte auf, die rund zwei Drittel höher 

sind (Bild 4-32).  
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Bild 4-32 Much, spezifischer Stromverbrauch 

 

 

Der kommunale Gebäudebestand in Much weist besonders im Vergleich zu den genannten 

Zielwerten erhebliche Energieeinsparpotenziale auf. Im Wärmebereich kann rund die Hälfte 

eingespart werden (48 %, bezogen auf die Zielwerte), in Bezug auf die (höheren) Grenzwerte 

sind es 11 %. Beim Stromverbrauch betragen die Einsparpotenziale rund zwei Drittel (65 %, 

Zielwerte) bzw. ein Viertel (26 %), wenn man die Grenzwerte als Maßstab nimmt. Die Ziel-

setzung dieses Maßnahmenvorschlags ist es, diese Einsparpotenziale weiter auszuschöpfen. 

Eine mögliche Vorgehensweise entspricht derjenigen, die bereits für die Stadt Lohmar skiz-

ziert wurde (vgl. Maßnahmenvorschlag l4, besonders Bild 4-23; die dort genannten Verwal-

tungseinheiten sind auf die der Gemeinde Much anzupassen). Das Bild 4-33 zeigt die Bewer-

tungskriterien für den Maßnahmenvorschlag.  

 

 

4.4.3 Ergänzung Windenergie:  Überprüfung und Sicherung von Standorten 

(Maßnahmenvorschlag m3) 

 

Die Gemeinde Much hat im Zeitraum der letzten gut 10 Jahre mehrfach das Gemeindegebiet 

auf die Standorteignung für Windenergieanlagen hin untersuchen lassen. Dabei sind, auch in 

Abhängigkeit von der jeweiligen Erlasslage seitens des Landes, unterschiedliche Vorschläge 

für die Ausweisung von Vorrangflächen erarbeitet worden. Die jeweiligen städtebaulichen 

Plankonzepte sind bis heute jedoch nicht bis zur Darstellung von Vorrangflächen im FNP wei-

terentwickelt und umgesetzt worden. In der heute geänderten energie- und klimapolitischen 

Situation und auch der wieder veränderten Erlasslage hat die Nutzung der Windenergie in 

Much eine hohe Priorität, so dass als Maßnahme vorgeschlagen wird, zunächst das vorhande-

ne Plankonzept aufzugreifen und fortzuentwickeln mit dem Ziel, nunmehr geeignete Vorrang-

flächen für ca. sechs bis neun 3-MW-Anlagen im FNP darzustellen.  
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Zeitraum Ab 2013 laufend und sukzessive   

Controlling Regelmäßige Erfassung des Verbrauchs an Heizener-
gie, Strom, Wasser 
Regelmäßige Auswertung der erfassten Werte, Ver-
gleich der Ist- mit den Sollwerten (Grenzwerte / Ziel-
werte)  
Jährliche Fortführung der Energie- und CO2-Bilanz 
durch den Klimaschutzmanager, kommunaler Energie-
bericht (mindestens jährlich) 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Wärme:  105 – 470 
Strom:  100 – 260 

O 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Wärme:  370 – 1.650 
Strom:  150 – 380 

O 

Energiekosteneinsparung  
(T €/a) 

100 – 330  O 

Gesamtkosten (T €) Nicht bekannt, da keine Einzelmaßnahmen definiert / 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Hoch, wenn Auftragsvergabe in der Region stattfindet  ++ 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Nein, spezifische Mucher Maßnahme                      
(die Aufgabenstellung ist allerdings in Lohmar und in 
Ruppichteroth vergleichbar) 

O 

 
Bild 4-33 Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Energetische Verbesserung im kom-

munalen Gebäudebestand“ in Much 

 

 

Die Gemeinde Much sollte prüfen, wie sie die eigenen Aktivitäten zur Windenergienutzung mit 

denen von Nachbargemeinden oder auch dem Kreis abstimmen und bündeln kann, und die 

Politik und die Verwaltung in Much sollten sich nicht darauf beschränken, Vorrangflächen für 

den FNP zu finden, sondern, wie im Maßnahmenvorschlag p1 dargestellt, die Entwicklung der 

Windenergienutzung aktiv zu unterstützen und zu gestalten.  

 

Auch wenn die Gemeinde auf die genannten Vorarbeiten zurückgreifen kann, wird sie den 

Planungsprozess, wie er im Maßnahmenvorschlag p1 "Nutzung der Windenergie" skizziert ist, 

vermutlich in allen wesentlichen Schritten neu durchlaufen müssen (vgl. Abschnitt 4.2.1, be-

sonders Bild 4-6). Das gilt sowohl für die Beurteilung der Windhöffigkeit (Anlagen mit höhe-

ren Masten und größeren Rotoren) als auch der verfügbaren Gebietskulisse (Stichwort "Wind-

energie im Wald") als auch der Information aller Beteiligten und der Schaffung einer breiten 

Akzeptanz unter den neuen klimapolitischen aber auch wirtschaftlichen Voraussetzungen 

(Stichworte "Investitionen und Steuern vor Ort", "Bürgerwindanlagen", "örtliche Energiege-

nossenschaft"). Im Bild 4-34 sind die Bewertungskriterien für diesen Maßnahmenvorschlag 

dargestellt.  
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Bild 4-34 Bewertungskriterien für die Nutzung der Windenergie in Much 

(CO2-Minderung und Energieeinsparung sind bereits bei der übergreifenden Maßnahme 
p1 (Abschnitt 4.2.1, Bild 4-6) enthalten) 

 

 

4.4.4 Ergänzung energetische Holznutzung: Gewerbegebiet Bövingen (neu) 

(Maßnahmenvorschlag m4, ergänzend zu Vorschlag p3) 

 

In der Vergangenheit gab es bereits mehrfach Überlegungen, gemeinsam mit dem Lindner-

Hotel eine Nahwärmeversorgung des Hotels und des vorhandenen Gewerbegebietes einzu-

richten. Dieser Gedanke sollte für Erweiterung des Gewerbegebietes Bövingen in die Planung 

mit einbezogen werden, eventuell auch unter Einbeziehung von Betrieben im alten Gewerbe-

gebiet Bövingen. Die Versorgung des Nahwärmenetzes sollte dabei durch eine Holzhack-

schnitzel-Heizung erfolgen (siehe auch Abschnitt 4.2.3). 

 

 

4.4.5 Ergänzung energetische Holznutzung: Gewerbegebiet Nackhausen: 

(Maßnahmenvorschlag m5, ergänzend zu Vorschlag p3) 

 

Der in Planung befindliche neue Bauhof (zusammen mit der Gemeinde Neunkirchen-

Seelscheid) im Gewerbegebiet Nackhausen sollte mit einer Holzheizung (Holzhackschnitzel 

oder Scheitholz) ausgestattet werden. Eine weitergehende Nutzung der Wärme für andere 

Betriebe im Gewerbegebiet sollte geprüft werden (siehe auch Abschnitt 4.2.3). 

 

 

Zeitraum II/2014 – IV/2015 (planerische Sicherung)  

Controlling Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers: 
Vorlage der versch. Gutachten, Vorlage der erforderli-
chen Beschlüsse, Investorensuche, -findung, Ausarbei-
tung des Finanzierungskonzepts, 
Änderung des FNP 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) 20.400 – 30.600 +++ 

Energieerzeugung 
(MWh/a) 

36.000 – 54.000 +++ 

Gesamtkosten (T €) 18.000 – 27.000 O 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

360 - 550 ++ 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja +++ 
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4.4.6 Herrenteich: Wasserkraft nutzen (Maßnahmenvorschlag m6) 

 

Die Gemeindeverwaltung und der Klimaschutzmanager können helfen, die technischen und 

wirtschaftlichen Parameter einer Wasserkraftnutzung zu prüfen und mit Hilfe der Wasserbe-

hörden die rechtlichen Rahmenbedingungen der Nutzung zu klären. 
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Bild 4-35 Örtliche Maßnahmenvorschläge aus Ruppichteroth 

 

 

4.5 Örtliche Maßnahmenvorschläge aus Ruppichteroth 

 

Die Maßnahmenvorschläge (Bild 4-35) wurden zusammen mit Mitarbeitern der Gemeindever-

waltung in Ruppichteroth diskutiert und entwickelt.  

 

 

4.5.1 Kesselanlagen überprüfen (Maßnahmenvorschlag r1) 

 

Für die Bröltalhalle und die Turnhalle in Winterscheid liegen aus dem Energiecontrolling der 

Gemeinde gesonderte Energieverbrauchswerte vor. Der Kennwert für den Wärmeverbrauch 

liegt bei der Turnhalle Winterscheid leicht über dem eea-Grenzwert (vgl. dazu Abschnitt 

4.5.4), so dass hier kein vordringlicher Handlungsbedarf zu erkennen ist. Das ist anders bei 

der Bröltalhalle. Hier liegt der Kennwert um 31 % über dem Grenzwert und um 66 % über 

dem Zielwert. Hier sollte die Gemeindeverwaltung eine Prüfung vornehmen (Alter der Kessel-

anlage, Sanierungsbedarf, Wirtschaftlichkeit) um den Handlungsbedarf zu bestimmen und um 

gegebenenfalls Abhilfe zu schaffen. Die Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag 

sind im Bild 4-36 dargestellt.  

 

 

4.5.2 Neubaugebiet Winterscheid-Nord:  Nahwärmeversorgung und weitere 

Optionen prüfen (Maßnahmenvorschlag r2) 

 

Die Gemeinde Ruppichteroth beabsichtigt, ein Neubaugebiet am nördlichen Rand des Ortsteils 

Winterscheid, das Gebiet „Winterscheid-Nord“ zu entwickeln bzw. entwickeln zu lassen. Das  

Gebiet umfasst eine Fläche von rund 3 ha und könnte rund 50 Einfamilienhäuser aufnehmen 

(Bild 4-37). Die Fläche liegt derzeit im Eigentum von Einzeleigentümern. Die Gemeinde ver-

handelt zur Zeit mit möglichen Investoren/Bauträgern (im Folgenden kurz „Investor“), die die  

Maßnahmenvorschläge aus Ruppichteroth 

r1 Kesselanlagen in Turnhallen auf Erneuerungsbedarf prüfen 

r2 Neubaugebiet Winterscheid-Nord:  Möglichkeit einer Nahwärmeversorgung prüfen (Hack-
schnitzel oder andere erneuerbare ET); solar optimierte Planung der Bebauung; Städte-
baulichen Vertrag prüfen 

r3 energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

r4 Ergänzung zur Windenergie:  Vorrangflächen finden, auch in Zusammenarbeit mit Nach-
barkommunen und privaten Waldbesitzern 

r5 Energiekonzept für das HUWIL-Gelände 

r6 Pilotvorhaben im Rahmen der Energieagentur Bonn/Rhein-Sieg 

r7 Gewerbegebiet Ruppichteroth-Nord:  Abwärmepotenzial von holzverarbeitendem Betrieb 
nutzen; Nahwärmeversorgung für den 2. Bauabschnitt prüfen  
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Bild 4-36 Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Kesselanlagen überprüfen“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bild 4-37 Mögliches B-Plan Gebiet Winterscheid-Nord (blau eingekreist) 

(Quelle:  FNP der Gemeinde Ruppichteroth, Stand 2002, Ausschnitt, ohne Maßstab) 

Zeitraum 2013 laufend   

Controlling Abnahme der Einzelmaßnahmen  

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Wärme:  28 - 60 O 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Wärme:  95 - 200 
 

O 

Energiekosteneinsparung  
(T €/a) 

10 – 22  O 

Gesamtkosten (T €) Nicht bekannt, da keine Einzelmaßnahme definiert / 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Hoch, wenn Auftragsvergabe in der Region stattfindet  + 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Nein, spezifische Ruppichterother Maßnahme                     O 
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Grundstücke von den heutigen Einzeleigentümern im Zwischenerwerb ankaufen und das Bau-

gebiet entwickeln können.  

 

Das Ziel der Gemeinde ist es, ein energetisch besonders vorzeigbares und für den Investor 

bzw. die Bauherren oder die Hauskäufer finanziell attraktives Neubauangebot zu entwickeln. 

Dieses Ziel kann auf zwei verschiedenen Wegen erreicht werden:  Eine zumindest vom Wär-

mebedarf her weitgehend klimaneutrale Bebauung kann über eine Nahwärmeversorgung mit 

zentraler Wärmeerzeugung erreicht werden, die mit Holzhackschnitzeln erzeugt wird; sie 

kann aber auch durch eine Bebauung mit Passivhäusern realisiert werden.  

 

Zu prüfen und zu bewerten sind im ersten Fall die zusätzlichen Baukosten, die durch die zent-

rale Wärmeerzeugung (Hackschnitzelkessel, Hackschnitzellager), die Verlegung der Nahwär-

meleitungen (zeitgleich mit der übrigen Erschließung) und die Hausübergabestationen entste-

hen. Von diesen Kosten sind die eingesparten Beträge für die Gasanschlüsse, die dezentralen 

Heizkessel und die nicht benötigten Gasleitungen und evtl. Kamine abzuziehen. Weiterhin 

müssen in die wirtschaftliche Bewertung die Brennstoffkosten (prognostiziert auf z.B. 20 

Jahre) und die übrigen Betriebskosten der Nahwärme eingehen und den Kosten einer dezent-

ralen Erdgasversorgung gegenübergestellt werden.  

 

Im zweiten Fall müssen die Investitionskosten für eine Passivhaus-Bauweise mit den „norma-

len“ Baukosten (nach EnEV-Standard) verglichen werden und die Heizkosten des normalen 

Hauses müssen auch für den Zeitraum von z.B. 20 Jahren abgeschätzt und in Relation zu den 

(vermutlich leicht erhöhten) Investitionen gesetzt werden.  

 

Für beide Fälle werden die Energie- und CO2-Bilanzen der untersuchten Varianten dargestellt.  

 

Die Gemeinde kann mit dem Investor vereinbaren, dass die Entscheidung für die energeti-

sche Gestaltung des Baugebiets einvernehmlich auf der Basis der genannten Prüfungen ge-

fällt wird. Das Baugebiet Winterscheid-Nord kann dann aktiv mit seinen energetischen und 

finanziellen Vorteilen vermarktet werden.  

 

Die Vereinbarung zwischen Gemeinde und Investor kann im Rahmen des B-Plan-Verfahrens, 

sie kann aber auch unabhängig oder zusätzlich dazu vorgenommen werden. Um die Vorge-

hensweise rechtlich zu fassen und die notwendigen Vereinbarungen mit dem Investor festzu-

setzen, kann die Gemeinde einen Städtebaulichen Vertrag (nach § 11 BauGB) oder einen 

Vorhaben- und Entschließungsplan (§ 12 BauGB) mit dem Investor abschließen. Das Instru-

ment des Städtebaulichen Vertrags bietet die Möglichkeit, den Klimaschutz als Leitgedanken 

in der kommunalen Bebauungsplanung zu verankern. Er eignet sich dazu, die klimapolitische 

Leitlinie der Gemeinde Ruppichteroth, die u.a. durch das vorliegende Klimaschutzkonzept 

dargestellt wird, durch die Formulierung der genannten konkreten Ziele und Maßnahmen in 

dem Bebauungsplan für das Gebiet Winterscheid-Nord räumlich fassbar zu machen.  
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Die Arbeitsschritte und die konkreten Maßnahmen, die die beteiligten Akteure zur Umsetzung 

dieses Maßnahmenvorschlags bearbeiten müssen, sind wie die Bewertungskriterien im Bild 4-

38 dargestellt.  

 

 

4.5.3 Energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand 

(Maßnahmenvorschlag r3) 

 

Entsprechend wie für Lohmar und Much bleiben auch im kommunalen Gebäudebestand von 

Ruppichteroth weitere Erneuerungs- und Einsparpotenziale, die im Rahmen der Gebäudebe-

wirtschaftung und –instandhaltung ausgeschöpft werden können (vgl. Abschnitte 4.3.4, 

4.4.2). Das gilt sowohl für den Wärme- als auch für den Stromverbrauch. Die größten Wär-

meverbraucher, die zusammen knapp 80 % des Gesamtverbrauchs von 2,8 GWh/a der kom-

munalen Einrichtungen in Ruppichteroth ausmachen, sind  

 das Hallenbad mit 0,76 GWh/a, 

 Schulen (mit Turnhallen) mit 0,60 GWh/a,  

 Turnhallen/Sporthallen mit 0,43 GWh/a und 

 Schulen (ohne Turnhallen) mit 0,40 GWh/a. 

 

Beim Stromverbrauch (insgesamt ca. 0,5 GWh/a) liegen das Hallenbad und die Schulen (mit 

Turnhallen) mit 23 % bzw. 21 % an den vorderen Stellen. Den drittgrößten Verbrauch verur-

sachen die Gemeinschaftsunterkünfte (15 %). Die Verwaltungsgebäude haben einen Anteil 

von rund 10 %. Das Hallenbad ist inzwischen auch energetisch saniert worden, deshalb wer-

den seine Verbrauchswerte aus dem Jahr 2010 hier nicht weiter berücksichtigt.  

 

Bei der Grafik des spezifischen Energieverbrauchs (für Wärme; Bild 4-39) in Ruppichteroth 

fällt auf, dass neben dem Bauhof lediglich die Turnhallen/Sporthallen einen Kennwert aufwei-

sen, der höher liegt als der Grenzwert (vgl. hierzu auch Abschnitt 4.5.1). Einer der vier größ-

ten Wärmeverbraucher liegen also oberhalb der jeweiligen Grenzwerte, die übrigen Verbrau-

cher liegen – bis auf den Bauhof – darunter. Beim Stromverbrauch liegen die Kennwerte ganz 

überwiegend in der Nähe der Grenzwerte, bei den Schulen auch am Niveau des Zielwerts 

(Bild 4-40). Ein Ausreißer – nach oben - stellen hier die Gemeinschaftsunterkünfte dar, deren 

Stromverbrauch von der Gemeinde aber nur schwer beeinflusst werden kann.  
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Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Zielsetzung für energeti-
sches Konzept klären 

In der Verwaltung:  Zielsetzung diskutieren, Alternati-
ven darstellen, (vorläufige) Verwaltungsmeinung her-
beiführen 

Zeitgleich/zeitnah, auch iterativ:  Zielsetzung und Ver-
waltungsmeinung mit der Kommunalpolitik abstimmen 

Kommunale Zielsetzung mit Investor diskutieren und 
abstimmen (auch iterativ), dabei Vorteile für den Inves-
tor darstellen (finanziell, in Bezug auf Marketing)  

Gemeindeverwaltung, 
Fachbereich 3 (FB 3), 

Klimaschutzmanager 

FB 3 mit Kommunalpolitik 
 

FB 3, Investor 

Energetische Zielsetzung 
beschließen 

Als Ergebnis des vorangehenden Arbeitsschritts:  
Energetische Zielsetzung für das Baugebiet Winter-
scheid-Nord verwaltungsintern beschließen (auch 
Prüfung von Varianten oder Alternativen) und  

Zielsetzung wenn nötig von der Politik bestätigen las-
sen  

Zielsetzung mit dem Investor und öffentlich kommuni-
zieren  

FB 3 

 
 
 

Kommunale Gremien 
 

FB 3, Investor, Presse 

Prüfauftrag mit Investor 
vereinbaren 

Vereinbarung mit Investor abschließen, über die vom 
Investor zu prüfende(n) Variante(n), z.B. Nahwärme-
konzept und Passivhauskonzept, jeweils vor dem Hin-
tergrund einer „normalen“ Bebauung  

Abstimmung der Prüfungsinhalte und des Prüfungsum-
fangs (Kosten- und Umweltparameter im Detail) 

Art der Ergebnisdarstellung und zeitlichen Rahmen für 
die Prüfung mit Investor abstimmen  

FB 3, BM, Investor 

 
 
 

FB 3, Investor 

 

FB 3, Investor 

Energetisches Konzept 
für Winterscheid-Nord 
beschließen  

auf der Basis der Prüfergebnisse des Investors und 
einvernehmlich mit dem Investor  

Kommunalpolitik, im Be-
nehmen mit Investor  

Rechtlichen Rahmen 
schaffen  

Rechtlichen Rahmen z.B. in Form eines städtebauli-
chen Vertrags nach § 11 BauGB oder eines Vorhaben- 
und Entschließungsplans nach § 12 BauGB (Durchfüh-
rungsvertrag) entwerfen (lassen)  

Vertrag mit dem Investor abschließen  

Weiteres B-Plan-Verfahren einleiten, fortführen 

FB 3, eventuell mit exter-

ner Beratung, Investor 
 
 

BM, Investor  

FB 3 

Zeitraum ab 2013 (parallel zur Aufstellung des  B-Plans)   

Controlling Zielsetzung ist geklärt, beschlossen, Vereinbarung mit 
dem Investor liegt vor, energetisches Konzept ist be-
schlossen und  
Städtebaulicher Vertrag liegt vor 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Nicht bekannt, da Bebauung noch nicht bekannt / 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Nicht bekannt, da Bebauung noch nicht bekannt  / 

Gesamtkosten (T €) < 5 % der Investitionskosten / 

Regionale Wert- Hoch, wenn Auftragsvergabe in der Region stattfindet  + 
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schöpfung (T €/a) 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Nein, spezifische Ruppichterother Maßnahme  

(kann in den anderen Kommunen aber vergleichbar 
durchgeführt werden)                    

O 

 
Bild 4-38 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Neubaugebiet 

Winterscheid-Nord“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bild 4-39 Ruppichteroth, spezifischer Wärmeverbrauch 

 

 

Wie in Lohmar und Much weist der kommunale Gebäudebestand in Ruppichteroth besonders 

im Vergleich zu den genannten Zielwerten erhebliche Energieeinsparpotenziale auf. Im Wär-

mebereich kann fast die Hälfte eingespart werden (44 %, bezogen auf die Zielwerte), in Be-

zug auf die (weniger anspruchsvollen) Grenzwerte sind es noch 15 %. Beim Stromverbrauch 

betragen die Einsparpotenziale in Bezug auf die Zielwerte 60 % bzw. auf dem Niveau der 

Grenzwerte wieder 15 %. Die Zielsetzung dieses Maßnahmenvorschlags ist es, diese Einspar-

potenziale weiter auszuschöpfen. Wie weit dies durch die Sanierung des Hallenbads bereits 

erreicht ist, muss die Fortschreibung des Energiecontrollings zeigen. Eine mögliche Vorge-

hensweise entspricht derjenigen, die bereits für die Stadt Lohmar skizziert und ebenfalls für 

die Gemeinde Much empfohlen wurde (vgl. Maßnahmenvorschläge l4 und m5, besonders Bild 

4-23; die dort genannten Verwaltungseinheiten sind auf die der Gemeinde Ruppichteroth an-

zupassen). Die Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag sind im Bild 4-41 darge-

stellt. 

Ruppichteroth, spezifischer Wärmeverbrauch 
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Bild 4-40 Ruppichteroth, spezifischer Stromverbrauch 

 

 

Zeitraum Ab 2013 laufend und sukzessive   

Controlling Regelmäßige Erfassung des Verbrauchs an Heizener-
gie, Strom, Wasser 
Regelmäßige Auswertung der erfassten Werte, Ver-
gleich der Ist- mit den Sollwerten (Grenzwerte / Ziel-
werte)  
Jährliche Fortführung der Energie- und CO2-Bilanz 
durch den Klimaschutzmanager, kommunaler Energie-
bericht (mindestens jährlich) 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Wärme:  125 – 370 
Strom:  50 – 200 

O 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Wärme:  420 – 1.250 
Strom:  75 – 300 

O 

Energiekosteneinsparung  
(T €/a) 

75 – 255  O 

Gesamtkosten (T €) Nicht bekannt, da keine Einzelmaßnahmen definiert / 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Hoch, wenn Auftragsvergabe in der Region stattfindet  ++ 

Kommunale Zusammen- Nein, spezifische Ruppichterother Maßnahme                     
(die Aufgabenstellung ist allerdings in Lohmar und in 

O 

Ruppichteroth, spezifischer Stromverbrauch 
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arbeit Much vergleichbar) 

 
Bild 4-41 Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Energetische Verbesserung im kom-

munalen Gebäudebestand“ (CO2-Minderung und Energieeinsparung aus Maßnahmenvor-
schlag r1 (vgl. Bild 4-36) sind hier noch einmal enthalten) 

 

 

4.5.4 Ergänzung Windenergie:  Vorrangflächen finden (Maßnahmenvorschlag r4) 

 

In Ruppichteroth sind in den letzten Jahren wenig Anstrengungen zur Windenergienutzung zu 

verzeichnen gewesen. Seitens der Gemeinde sind keine Vorrangflächen im FNP ausgewiesen 

worden. In der jüngsten Vergangenheit sind in Ruppichteroth – wie in vielen anderen Kom-

munen – Investoren vorstellig geworden und haben Interesse an einem Ausbau der Wind-

energienutzung deutlich gemacht. Politik und Verwaltung in Ruppichteroth stehen diesem 

Ausbau prinzipiell positiv gegenüber. Es spricht also alles dafür, den Planungsprozess, wie er 

im Maßnahmenvorschlag p1 "Nutzung der Windenergie" skizziert ist (vgl. Abschnitt 4.2.1, 

besonders Bild 4-6), zügig in die Wege zu leiten. Das Ziel aus Sicht des Klimaschutzkonzeptes 

sollte sein, nicht nur Vorrangflächen für ca. fünf bis acht 3-MW-Anlagen im FNP auszuweisen, 

sondern auch die Entwicklung der Windenergienutzung im Gemeindegebiet aktiv zu unter-

stützen und zu gestalten.  

 

Besonderes Gewicht muss hier wie in den anderen Kommunen der Information aller Beteilig-

ten und der Schaffung einer breiten Akzeptanz unter den neuen klimapolitischen aber auch 

wirtschaftlichen Voraussetzungen beigemessen werden (Stichworte "Investitionen und Steu-

ern vor Ort", "Bürgerwindanlagen"). Ebenso wichtig ist in Ruppichteroth die Zusammenarbeit 

mit den Nachbargemeinden (Stichwort "Windenergienutzung im Nutscheid"). Dabei wird die 

Einbeziehung und Abstimmung von Staatswald und Privatwald eine große Rolle spielen. Das 

Bild 4-42 zeigt die Bewertungskriterien für diesen Maßnahmenvorschlag.  

 

 

4.5.5 Energiekonzept für das HUWIL-Gelände (Maßnahmenvorschlag r5)  

 

Es ist geplant, auf dem Gelände des ehemaligen HUWIL-Werks am westlichen Ortsrand von 

Ruppichteroth ein Fachmarktzentrum mit rund 3.500 m² Verkaufsfläche zu errichten. Die 

noch vorhandenen Gebäude des Werks müssen weitgehend abgerissen werden, und die 

Energieversorgung des Fachmarktzentrums muss vollständig neu konzipiert und geplant wer-

den.  

 

In dieser städtebaulichen Sanierungssituation ist es sinnvoll, ein integriertes Quartierskonzept 

erstellen zu lassen mit der Zielsetzung, eine besonders effiziente Energieversorgung mög-

lichst auf der Basis von regionalen erneuerbaren Energieträgern zu erreichen. Im Einzelnen 

heißt das:  Der Energiebedarfs (besonders für Wärme) soll minimiert werden; der Strombe-

darf soll so weit wie möglich aus Kraft-Wärme-Kopplung gedeckt werden; der verbleibende  
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Bild 4-42 Bewertungskriterien für die Nutzung der Windenergie in Ruppichteroth  
(CO2-Minderung und Energieeinsparung sind bereits bei der übergreifenden Maßnahme 
p1 (Abschnitt 4.2.1, Bild 4-6) enthalten) 

 

 

Restwärme- und Restkältebedarf soll mit erneuerbaren Energieträgern gedeckt werden. Diese 

Ziele können in einem quartiersbezogenen energetischen Sanierungskonzept für das HUWIL-

Gelände erarbeitet werden, in dem denkbare technische Varianten (ohne oder mit KWK), die 

verschiedenen Energieträger (Holzhackschnitzel, Bio-Erdgas) aber auch unterschiedliche 

Netzgrößen (z.B. mit oder ohne weitere Verbraucher an der Brölstraße) einander gegenüber-

gestellt und wirtschaftlich und ökologisch bewertet werden.  

 

Dazu muss ein Förderantrag für das Quartierskonzept bei der KfW gestellt und - nach der 

Bewilligung - das Konzept beauftragt werden. In einem folgenden Schritt kann der Investor 

das Ergebnis des Konzeptes umsetzen. Die Vorgehensweise für diesen Maßnahmenvorschlag 

entspricht im Wesentlichen dem bei den Quartierskonzepten für das „Donrather Dreieck“ in 

Lohmar und das Schulzentrum in Much (vgl. Abschnitte 4.3.1 und 4.4.1).  

 

 

4.5.6 Pilotvorhaben im Rahmen der Energieagentur Bonn/Rhein-Sieg 

(Maßnahmenvorschlag r6)  

 

Derzeit gibt es konkrete Überlegungen der Stadt Bonn und des Rhein-Sieg Kreises, die vor-

handene Bonner Energieagentur zu einer Agentur Bonn/Rhein-Sieg zu erweitern. Die Ener-

Zeitraum II/2014 – IV/2015 (planerische Sicherung)  

Controlling Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers: 
Vorlage der versch. Gutachten, Vorlage der erforderli-
chen Beschlüsse, Investorensuche, -findung, Ausarbei-
tung des Finanzierungskonzepts, 
Änderung des FNP 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) 17.000 – 27.200 +++ 

Energieerzeugung 
(MWh/a) 

30.000 – 48.000 +++ 

Gesamtkosten (T €) 15.000 – 24.000 O 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

300 - 490 ++ 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja +++ 
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gieagentur Bonn bearbeitet und berät auf der ganzen Palette der Energiefragen, wobei The-

menstellungen und Probleme, die in einer Großstadt auftreten, naturgemäß eher im Vorder-

grund stehen als solche, die in Flächengemeinden oder für den ländlichen Raum typisch sind.  

 

In dieser Situation wird sich die Gemeinde Ruppichteroth darum bewerben, eine Pilotstudie 

der neuen Energieagentur Bonn/Rhein-Sieg zu erhalten, in der eine oder mehrere spezielle 

Fragestellungen einer Flächengemeinde bearbeitet werden können. Als mögliche Themenstel-

lungen bieten sich z.B. an  

 Energieberatung – mit dem Schwerpunkt auf der nachbarlichen Hilfe oder bei der ge-

meinsamen Aktion in der Nachbarschaft, im Dorf; 

 Erneuerbare Energieträger – mit dem Schwerpunkt auf Holz und Geothermie, den 

spezifischen örtlichen Potenzialen; 

 Verkehr – der größte Einzelposten in der Ruppichterother CO2-Bilanz:  Welche örtlichen 

Ansätze sind hier hilfreich und erfolgversprechend?  

 

Der Maßnahmenvorschlag gehört zum sachlichen Zusammenhang der Energieberatung (vgl. 

Abschnitt 4.2.4) und ergänzt ihn um die spezifische Ruppichterother Perspektive der Flächen-

gemeinde. Auch wenn Ruppichteroth sich zunächst eigenständig bewirbt, ist die spätere Mit-

wirkung von Lohmar und Much sicherlich möglich und gewünscht.  

 

 

4.5.7 Ergänzung energetische Holznutzung: Gewerbegebiet Ruppichteroth-Nord 

(Maßnahmenvorschlag r7, ergänzend zu Vorschlag p3) 

 

Im Gewerbegebiet Ruppichteroth-Nord befindet sich das „Brennholzzentrum Oberberg“. Ne-

ben der Lagerung von Holzhackschnitzeln soll hier in Trockenkammern Kaminholz getrocknet 

werden. Die dafür benötigte Wärme wird in Hackschnitzelheizkessseln erzeugt. Dabei wird 

mehr Wärme erzeugt, als zur Trocknung benötigt wird. Mit der überschüssigen Wärme könn-

ten vorhandene Nachbarn im Gewerbegebiet versorgt werden. Außerdem kann die Möglich-

keit einer Nahwärmeversorgung im 2. Bauabschnitt des Gewerbegebietes Ruppichteroth-Nord 

geprüft werden (vgl. auch Abschnitt 4.2.3). 

 

Die Gemeinde kann den Betrieb beim Aufbau der Nahwärmeversorgung unterstützen (Ge-

meinsame Werbung, Leitungsrechte) und die CO2-neutrale Wärmeversorgung als Marketing-

instrument für das Gewerbegebiet verwenden. Eine gesonderte Bewertung des Maßnahmen-

vorschlags erübrigt sich, so lange keine genaueren Angaben über den möglichen Wärmebe-

darf im 2. Bauabschnitt vorliegen.  
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Bild 4-43 Maßnahmenvorschläge aus der Sicht von „Multiplikatoren“ 

 

 

4.6 Maßnahmenvorschläge aus der Sicht von „Multiplikatoren“ (Fachleuten)  

 

Die Maßnahmenvorschläge f1 bis f5 sind aus der Vielzahl der Vorschläge ausgewählt worden, 

die während der Gespräche mit den Fachleuten („Multiplikatoren“) genannt worden sind. Sie 

enthalten überwiegend ergänzende Aspekte zu bereits beschriebenen Maßnahmenvorschlä-

gen (Bild 4-34; vgl. auch Anhang 1).  

 

 

4.6.1 Betriebliche Kraft-Wärme-Kopplung, überbetriebliche Wärmenutzung 

(Maßnahmenvorschlag f1) 

 

Die Themen Energieeinsparung und Energieeffizienz haben im gewerblich-industriellen Be-

reich ebenso eine große Bedeutung wie für die privaten Haushalte und die Kommunen. Be-

sondere Effizienzpotenziale können bei der Kraft-Wärme-Kopplung vermutet werden, wenn 

Strom für den Eigenbedarf als Nebenprodukt der betrieblich notwendigen Wärmeversorgung 

in einer KWK-Anlage erzeugt wird. Die Entscheidung für eine betriebliche KWK ist in hohem 

Maße davon abhängig, wie ihre Wirtschaftlichkeit dargestellt und bewertet werden kann. 

Wenn Betriebe mit einem hohen Stromverbrauch, für die die eigene Stromerzeugung aus 

energetischer Sicht denkbar und ökologisch sinnvoll ist, ihren Strom sehr günstig beziehen, 

ist die Wirtschaftlichkeit einer KWK-Anlage möglicherweise nicht gegeben. Das gilt insbeson-

dere, wenn für betriebliche Investitionen sehr kurze Kapitalrücklaufzeiten erwartet werden.  

 

Bei vielen gewerblich-industriellen Betrieben wird Wärme erzeugt, die innerbetrieblich nicht 

vollständig genutzt werden kann. In diesen Fällen wäre es energetisch wünschenswert und 

ökologisch sinnvoll, die überschüssige Wärme oder Abwärme überbetrieblich zu nutzen. Eine 

solche überbetriebliche Nutzung kann realisierbar sein, wenn Wärmeangebot und -nachfrage 

zueinander „passen“ und wenn mittel- oder langfristige vertragliche Bindungen für die Wär-

meversorgung möglich erscheinen. Häufig scheitert eine überbetriebliche Versorgung gerade 

an dem zeitlichen Aspekt, weil der abgebende Betrieb nicht überschauen kann, ob sein 

Abwärmeangebot in fünf oder zehn Jahren noch im notwendigen Umfang bestehen wird.  

Maßnahmenvorschläge aus der Sicht von „Multiplikatoren“ (Fachleuten) 

f1 Möglichkeiten der betrieblichen Kraft-Wärme-Kopplung und der überbetrieblichen Nutzung 
von Wärme (auch Abwärme) prüfen, realisieren  

f2 Eine (zweistufige) Energie- und Mobilitätsberatung für die Region (bzw. den rechtsrheini-
schen Kreis) einrichten  

f3 Die Ergebnisse des Modellversuchs „Kleine Biogasanlage auf Güllebasis“ für die Region prü-
fen und in die Region übertragen   

f4 Aufbau/Ausbau von Verkehrsberatung und Mobilitätsmanagement unterstützen; Jobtickets 
und Mitfahrbörsen unterstützen; Ausbau der Pedelec-Infrastruktur fördern 

f5 Energiebeirat (auch interkommunal) einrichten und institutionell verankern  
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Zeitraum ab 2013 laufend   

Controlling Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers, z.B.:  
Anzahl von Vorträgen, von Beratungsgesprächen, 
Prüfung von Nahwärmeversorgung in Gewerbegebie-
ten in Planung / im Bestand 

 

Kriterium Ausprägung / Erläuterung Bewertung 

CO2-Minderung (t/a) Nicht quantifizierbar / 

Energieeinsparung 
(MWh/a) 

Nicht quantifizierbar  / 

Gesamtkosten (T €) Nicht quantifizierbar / 

Regionale Wert-
schöpfung (T €/a) 

Hoch, wenn Auftragnehmer aus der Region eingebun-
den werden  

+++ 

Kommunale Zusammen-
arbeit 

Ja – insbesondere Erfahrungsaustausch; Einzelmaß-
nahmen werden örtlich durchgeführt 

+++ 

 
Bild 4-44 Vorgehensweise und Bewertungskriterien für den Maßnahmenvorschlag „Betriebliche 

Kraft-Wärme-Kopplung, überbetriebliche Wärmenutzung“ 

 

 

Trotz der genannten Schwierigkeiten gibt es in den drei Kommunen sowohl Betriebe als auch 

örtliche Situationen, für die eine betriebliche KWK oder eine überbetriebliche Wärmenutzung 

Arbeitsschritt Handlungsschritte / Bausteine Akteure / Zielgruppe 

Örtlich informieren Informationen anbieten (auch wiederkehrend) z.B. bei 
einem örtlichen Unternehmerstammtisch  

 
Referenten (zum Unternehmerstammtisch) einladen, 
z.B. von der IHK, von der Energieagentur, …  

Kommunalverwaltungen/ 
Wirtschaftsförderungsstellen, 
Klimaschutzmanager 

Wirtschaftsförderungsstellen, 
IHK, Energieagentur, … 

Über Beratung und 
Förderung informieren 

Informationen über vorhandene Beratungs- und Förde-
rungsmöglichkeiten (vor allem von Land und Bund) 
aufbereiten und anbieten 

Wirtschaftsförderungsstellen, 
Klimaschutzmanager 

Betriebe, Unterneh-
men zum Thema an-
sprechen 

die Wirtschaftsförderung kann das Thema aufgreifen 
und energieintensive Betriebe aus einem geeigneten 
räumlichen Umfeld (Gewerbegebiet) aktiv ansprechen 

Wirtschaftsförderungsstellen,  
Klimaschutzmanager, zu-

sammen mit Betriebsleitern 

Kommunale Gebäude, 
Anlagen einbringen 

Prüfen, ob im räumlichen Zusammenhang mit betriebli-
chem Wärmeangebot öffentliche Gebäude mitversorgt 
werden können  

Prüfen, ob durch KWK bei öffentlichen Einrichtungen 
auch Dritte (Betriebe) mitversorgt werden können  

Ämter/Abt. für Immobilien-
wirtschaft mit örtlichen Be-
trieben 

Planerische Voraus-
setzungen schaffen, 
nutzen 

Bei der Planung von Gewerbegebieten Nahwärmever-
sorgung (auch mit Abwärmenutzung) prüfen 

evtl. auch im Bestand den Aufbau einer Nahwärmever-
sorgung (mit betrieblicher Abwärmenutzung) prüfen 
lassen  

Kommunalverwaltung, Pla-
nungsabteilungen 
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ins Auge gefasst und geprüft werden kann. Dies ist zunächst und in erster Linie eine Aufgabe, 

die die Betriebe selbst prüfen und in Angriff nehmen müssen. Die Kommunen können hier 

zunächst nur tätig werden, indem sie informieren und behilflich sind, Kontakte herzustellen.  

Gegebenenfalls können sie zwischen möglichen Vertragspartnern vermitteln oder auch eigene 

Gebäude in eine überbetriebliche Versorgung einbringen. Das Thema eignet sich besonders 

für ein gemeinsames, von allen drei Kommunen getragenes Vorhaben. Ein Fahrplan für eine 

verallgemeinerte Vorgehensweise kann bei diesem Maßnahmenvorschlag nicht aufgestellt 

werden. Im Bild 4-44 sind daher nur beispielhaft einige Ansatzpunkte für Aktivitäten genannt, 

die örtlich und gemeinsam aufgegriffen werden können, sowie die hier greifbaren Bewer-

tungskriterien.  

 

 

4.6.2 Energie- und Mobilitätsberatung für die Region (Maßnahmenvorschlag f2, 

ergänzend zu Vorschlag p4) 

 

In der Untersuchungsregion besteht Bedarf an einer kompetenten, unabhängigen und ver-

trauenswürdigen Energieberatung. Die bestehenden Beratungsangebote werden in der Öffent-

lichkeit häufig als zu wenig unabhängig und zu interessengebunden wahrgenommen. Bera-

tungsangebote gibt es z.B. von der Verbraucherzentrale, Energieversorgern, Schornsteinfe-

gern, Architekten, Installateuren u.a.. 

 

Für die Untersuchungsregion wird eine (zweistufige) Energieberatung als sehr sinnvoll erach-

tet. Eine Erstberatung (Initialberatung) als Angebot für Bürgerinnen und Bürger der Kommu-

nen Lohmar, Much und Ruppichteroth soll neutral durch die einzurichtende Energieberatung 

erfolgen. Die Erstberatung sollte kostenfrei sein und nicht zu sehr in die Tiefe gehen, sondern 

eher zur ersten Orientierung dienen. Die Beratung kann den Bürgern vor allem auch den rich-

tigen Weg durch die vielen angebotenen Beratungs- und Fördermöglichkeiten weisen. Die 

Nachfrage nach einem Beratungsangebot hängt dabei maßgeblich davon ab, ob es als neutral 

anerkannt wird und es einfach zugänglich ist (z.B. in einem Ladenlokal im Ortszentrum). 

 

Danach kann der Ratsuchende sich anhand einer Handwerkerliste eine geeignete Firma für 

eine vertiefende Beratung aussuchen. Dazu kann in Zusammenarbeit mit der Kreishandwer-

kerschaft eine Liste empfohlener Handwerker aufgestellt werden. Die ausgewählten Handwer-

ker werden auf die Erfüllung eines definierten Beratungskodex und zur Weiterbildung ver-

pflichtet. Auf die Liste kommen nur diejenigen Betriebe, die sich qualifizieren können. Wichtig 

ist dabei ein ganzheitlicher Ansatz. Als Vorbild dient die im Aufbau begriffene zweistufige 

Energieberatung der Bonner Energieagentur in Zusammenarbeit mit der Kreishandwerker-

schaft. 

 

Weitere mögliche Partner neben der Kreishandwerkerschaft können sein: Energieagentur 

NRW, Bonner Energieagentur, Stadtwerke / Energieversorger und die kommunalen Wirt-

schaftsförderungen. 
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Vorteile der Energieberatung sind: 

 Erweiterung der regionalen Wertschöpfung durch die Empfehlung qualifizierter Unterneh-

men „vor Ort“. 

 Verringerung der CO2-Emissionen durch Beratung privater Haushalte zu den Themen „Ein-

satz erneuerbarer Energieträger“ und „energetische Gebäudesanierung“. 

 Information der Bürgerschaft über bereits vorhandene Förder- und Beratungsmöglichkei-

ten. 

 

Die vorgeschlagene Maßnahme „Einrichtung einer zweistufigen Energie- und Mobilitätsbera-

tung“ ergänzt die in Abschnitt 4.2.4 beschriebenen Maßnahmenvorschläge p4-p6 und p8 „Ini-

tiative/Unterstützung zur Energieeinsparung“.  

 

 

4.6.3 Ergebnisse des Modellversuchs „Kleine Biogasanlage auf Güllebasis“ für die 

Region prüfen und in die Region übertragen (Maßnahmenvorschlag f3, 

ergänzend zu Vorschlag p2) 

 

Derzeit wird von der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen im links-rheinischen Rhein-

Sieg-Kreis ein Modellversuch „Kleine Biogasanlage auf Güllebasis“ geplant. Dieser Modellver-

such sollte beobachtet werden und die Übertragbarkeit der Ergebnisse in die Untersuchungs-

region sollte geprüft werden (siehe dazu ausführlich Abschnitt 4.2.2; dort ist die Übertragung 

bei den Bewertungskriterien bereits berücksichtigt). 

 

 

4.6.4 Ergänzung:  Aufbau/Ausbau von Verkehrsberatung und Mobilitäts-

management (Maßnahmenvorschlag f4, ergänzend zu Vorschlag p4)   

 

Dieser Vorschlag greift den Maßnahmenvorschlag „Initiative/Unterstützung zur Energiebera-

tung“ (Abschnitt 4.2.4) im Hinblick auf die Verkehrs- und Mobilitätsberatung noch einmal 

speziell aus betrieblicher, gewerblicher Sicht auf (Bild 4-45). Einerseits sehen viele Betriebe 

Handlungs- und Beratungsbedarf, was den Berufsverkehr der Mitarbeiter angeht. Es geht z.B. 

darum, Jobtickets oder Mitfahrbörsen zu unterstützen oder die (betriebliche) Pedelec-Infra-

struktur zu fördern und auszubauen. Dazu ist eine Beratung der Betriebe, aber auch eine für 

die einzelnen Mitarbeiter notwendig. 

 

Neben der Beratung der Mitarbeiter wird das Thema des Mobilitätsmanagements für Betriebe 

als weiteres Aufgabenfeld genannt. Unter diesem Begriff können weitgefächerte Inhalte wie 

das Fuhrparkmanagement, Car-Sharing aber auch Telearbeit (als Mittel zur Verkehrsver-

meidung) verstanden werden. Beim Aufbau einer Energie- und Mobilitätsberatung kann ge-

prüft werden, ob und wie weit diese und ähnliche Fragestellungen in das Beratungsangebot 

mit aufgenommen werden sollen.  
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Bild 4-45 Mögliche Maßnahmen im Rahmen eines 
Mobilitätsmanagements 
(Quelle:  IHK Bonn (Hrsg.), Die Wirt-
schaft September 2009, S. 28) 

Bild 4-46 Kommunikative und partizipatorische Ansätze im kommunalen Klima-
schutz  
(Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik (2011): Klimaschutz in Kom-
munen – Praxisleitfaden) 
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4.6.5 Energiebeirat (auch interkommunal) einrichten und institutionell verankern 

(Maßnahmenvorschlag f5) 

 

Die erfolgreiche Umsetzung des Interkommunalen Klimaschutzkonzeptes hängt besonders 

davon ab, dass die lokalen Akteure rechtzeitig eingebunden werden um eine breite Akzeptanz 

zu erreichen. Hierbei gibt es diverse partizipatorische und kommunikative Ansätze (Bild 4-46). 

 

Bei einem Energiebeirat können die Akteure gemeinsam in unterschiedlichen Rollen und Ge-

wichten diesen kooperativen Prozess begleiten. Ein Energiebeirat wird als unabhängiges Gre-

mium aus sach-und fachkundigen Bürgerinnen und Bürgern sowie Vertretern aus Wirtschaft 

und Stadtverwaltung besetzt. Aufgaben des Energiebeirates sind unter anderem 

 

• Unterstützung und Beratung der Gemeindeverwaltung, des Gemeinderates und der Fach-

ausschüsse in strategischen und inhaltlichen Fragen der Energieeinsparung sowie der Nut-

zung erneuerbarer Energien, 

• Information der Bürgerinnen und Bürger durch Fachvorträge, Ausstellungen sowie Exkursi-

onen, 

• Netzwerkarbeit, 

• Motivierung aller Zielgruppen durch Öffentlichkeitsarbeit,  

 Begleitung der Umsetzung der Maßnahmen aus dem Klimaschutzkonzept. 

 

Als Maßnahme wird vorgeschlagen, einen gemeinsamen interkommunalen Energiebeirat für 

die Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth ins Leben zu rufen. Der Beirat soll institutio-

nell verankert sein. 
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Maßnahmenvorschläge von Teilnehmern der Klimakonferenz 

t1 Einrichtung von Sammelparkplätzen für Mitfahrgelegenheiten und Park’n-Ride  

t2 „Mitfahrbörse“ (Verabredung über Internet / Smartphone / „Fahrplan“ im Internet) 

t3 Ausbau von Fahrradwegen 

t4 Zukunftsthema:  Änderung des Mobilitätsverhaltens  

t5 Windenergie:  Bürgerbeteiligung, Ausgleichszahlungen, interkommunale Suche, Energiege-
nossenschaft  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bild 4-47 Maßnahmenvorschläge von Teilnehmern der Klimakonferenz 

 

 

4.7 Maßnahmenvorschläge von Teilnehmern der Klimakonferenz 

 

In den Diskussionen der 1. Klimakonferenz in Much am 10. Mai 2012 haben die Teilnehmer 

viele Vorschläge gemacht, die sich zu einem großen Teil bereits in den Vorschlägen enthalten 

sind, die in den Abschnitten 4.2 bis 4.6 beschrieben worden sind. Einige besonders hervorzu-

hebende Aspekte sind im Bild 4-47 angesprochen (zu den Ergebnissen der Klimakonferenz 

vgl. auch Anhang 2). Sie werden im Folgenden kurz erläutert.  

 

 Sammelparkplätze, Park´n-Ride (t1, ergänzend zu p5):  Einige Teilnehmer haben 

sich dafür ausgesprochen, ortsnahe Sammelparkplätze für die Bildung von Fahrgemein-

schaften und Mitfahrmöglichkeiten einzurichten und die Kapazitäten für Park´n-Ride an 

Haltestellen von attraktiven ÖPNV-Linien zu erhöhen, um einen größeren Anreiz zum Um-

steigen auf den ÖPNV zu schaffen. Dieser Ansatz kann von den kommunalen Planern in 

Zusammenarbeit mit den ÖPNV-Planern des Kreises bearbeitet werden. Die interkommu-

nale Zusammenarbeit erscheint hier sehr wichtig.  

 Mitfahrbörse (t2, ergänzend zu p5):  Ebenfalls auf der interkommunalen Ebene kön-

nen die drei Kommunen eine Mitfahrbörse ins Leben rufen, mit der sich mit Hilfe von 

Handy/Smartphone und über das Internet Mitfahrgelegenheiten anbieten und suchen las-

sen („Fahrplan“ im Internet). Das Angebot dieser Börse ist besonders interessant für 

nicht-motorisierte Verkehrsteilnehmer, z.B. für Jugendliche. Dem Sicherheitsaspekt – alle 

Fahrten werden im Internet protokolliert – muss die notwendige Aufmerksamkeit gewid-

met werden. Die Kommunen können versuchen, zu diesem Thema Finanzmittel für ein 

Pilotprojekt einzuwerben.  

 Ausbau von Fahrradwegen (t3):  Dieser Vorschlag von Konferenzteilnehmern kann 

von den Kommunen umgesetzt werden, indem sie zusammen mit den übrigen Straßen-

lastträgern einen interkommunalen Ausbauplan für Fahrradwege auf den Weg bringt („die 

fahrradfreundliche Region“), mit Unterstützung vor allem auch des Landes.  

 Änderung des Mobilitätsverhaltens (t4, ergänzend zu p4):  An dieser Stelle kann 

nicht abgeschätzt werden, von welchen Akteuren und durch welche Aktivitäten dieses 

Zukunftsthema in der Region angefasst und umgesetzt werden könnte.  

 Windenergie (t5, ergänzend zu p1):  Dieser Maßnahmenvorschlag ist bereits mehr-

fach erläutert worden (p1, m3, r4). Nochmals hervorzuheben und bei anstehenden Pla-
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nungen zu beachten sind nach Meinung von Konferenzteilnehmern u.a. die genannten 

Stichworte: 

o Bürgerbeteiligung:  Windenergienutzung nur mit aktiver örtlicher Einbindung, auch 

finanziell; 

o Ausgleichszahlungen:  Bewohner und Anlieger, deren Interessen durch die Wind-

energienutzung beeinflusst oder beeinträchtigt werden (z.B. durch kurzzeitigen 

Schattenwurf), erhalten eine Ausgleichszahlung; 

o interkommunale Suche:  Planungen zur Windenergienutzung sollen nicht an Ge-

meindegrenzen Halt machen;  

o Energiegenossenschaft:  Ein organisatorischer bzw. rechtlicher Aspekt, wie sich die 

örtliche Einbindung und die Bürgerbeteiligung organisieren lässt.  
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4.8 Zusammenfassung zu den Maßnahmenvorschlägen 

 

Abschließend werden die Maßnahmenvorschläge noch einmal zusammengefasst, einmal im 

Hinblick auf die Tätigkeit des Klimaschutzmanagers und zum anderen in Bezug auf den As-

pekt der gemeinsamen Bearbeitung durch die drei Kommunen Lohmar, Much und Ruppichte-

roth.  

 

 

4.8.1 Maßnahmenvorschläge und Tätigkeit des Klimaschutzmanagers 

 

Zusammenfassend werden die Maßnahmenvorschläge im Hinblick auf den Förderzeitraum des 

Klimaschutzmanagers, den die drei Kommunen im Jahr 2013 einstellen möchten, wie folgt 

dargestellt. Von Interesse ist es, ob und welche Maßnahmen im Rahmen des Förderzeitraums 

für die Arbeit des Klimaschutzmanagers (III/2013 – II/2016)  

 begonnen und abgeschlossen werden, 

 begonnen und (noch) weitergeführt werden oder 

 lediglich vorbereitet und noch nicht begonnen werden.  

 

Die Auswertung der Zeilen „Zeitraum“ bei den Bewertungskriterien für die Maßnahmenvor-

schläge in den Abschnitten 4.2 bis 4.7 zeigt, dass die letzte Kategorie (nur Vorbereitung 

durch den Klimaschutzmanager) nicht auftritt. Alle vorgeschlagenen Maßnahmen sind geeig-

net, sofort oder zumindest kurzfristig in Gang gesetzt zu werden – wie weit das in der Praxis 

gelingen kann, steht auf einem anderen Blatt (ergänzende und Detailmaßnahmen werden 

hier nicht mit ausgewertet).  

 

Im Bild 4-48 sind in der ersten Spalte diejenigen Maßnahmen markiert, die während der Pro-

jektlaufzeit des Klimaschutzmanagers begonnen und innerhalb der dreijährigen Laufzeit auch 

abgeschlossen werden können (Spalte „KSM Jahre 1-3“). Unter diesen Maßnahmen sind viele, 

die sich mit der konzeptionellen Vorbereitung oder der planerischen Sicherung von Klima-

schutzmaßnahmen beschäftigen. Die endgültige Definition und der Bearbeitungszeitraum für 

die Ausführung dieser Vorhaben ist Ergebnis der Konzepte und Planungen und deshalb natur-

gemäß hier (noch) nicht darstellbar.  

 

Diejenigen Maßnahmen, die während der Projektlaufzeit des Klimaschutzmanagers begonnen 

und noch nicht abgeschlossen bzw. die kontinuierlich weitergeführt werden können, sind in 

der dritten Spalte von Bild 4-48 gekennzeichnet (Spalte „KSM langfristig“). Hier handelt es 

sich fast ausschließlich um investive oder organisatorische Maßnahmen, die tatsächlich und 

messbar zur CO2-Minderung beitragen. Als „Zwitter“ taucht die Windenergie auch in dieser 

Kategorie auf. Die Maßnahme ist so formuliert, dass sie sich schwerpunktmäßig auf die plane-

rische Vorbereitung der Windenergienutzung konzentriert. Es wird aber davon ausgegangen, 

dass bereits während der Projektlaufzeit des Klimaschutzmanagers erste Anlagen ans Netz 

gehen können (Annahme:  ein Viertel der Anlagen), die restlichen drei Viertel erst nach der 

Projektlaufzeit.  
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Bild 4-48 Maßnahmen bezüglich der Projektlaufzeit des Klimaschutzmanagers und der kommuna-

len Zusammenarbeit 

 

 

Die Maßnahmen, die abgeschlossen werden können, bringen zunächst nur relativ geringe 

Einspar- und Minderungserfolge. Diese stellen sich dann vor allem bei denjenigen Maßnah-

men ein, die entweder kontinuierlich bearbeitet werden oder die aufgrund ihres fachlichen 

Umfangs (noch) nicht abgeschlossen sind. Wenn man die CO2-Minderung betrachtet, können 

diese Maßnahmen eine Verringerung von fast 165.000 t/a bewirken (Bild 4-49).  

 

Die Zahlen im Bild 4-49 beziehen sich auf das Zielszenario, d.h. auf die obere Variante der 

Potenzialanalysen. Die dargestellten 165.000 t/a für die begonnenen und weitergeführten  
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Nutzung der Windenergie (p1 mit m3, r4, t5) X X X

Erzeugung und Nutzung von Biogas (p2 mit f3) X X

Auf- und Ausbau der energetischen Holznutzung 

(p3 mit m4, m5, r7) X X

Energieeinsparung (p4 mit f2, f4, t4) X X

Ausbau des ÖPNV (p5 mit t1, t2) X X

Teilkonzepte „Erschließung der Erneuerbare-

Energien-Potenziale“ und „Anpassung an den 

Klimawandel“ (p6) X X

Nahwärmeversorgung Donrather Dreieck (l1) X X

Straßenbeleuchtung nach Ablauf des 

Beleuchtungsvertrags neu regeln (l2) X X

Koordinierungsstelle Klimaschutz / 

Klimaschutzmanager  (l3) X X

Energetische Verbesserung im kommunalen 

Gebäudebestand Lohmar (l4) X X

Ausrichtung des Beschaffungswesens auf Energie- 

und Klimaaspekte (l5) X X

Checkliste für energieorientiertes Bauen (l6) X X

Energieautarkie, Verwendung von erneuerbaren 

ET (l7) X X

KSM Jahre 1-3 = Maßnahmen, die vom Klimaschutzmanager begonnen und abgeschlossen werden
KSM langfristig = Maßnahmen, die vom Klimaschutzmanager begonnen und weitergeführt werden

Kommunale Zusammenarbeit + = Maßnahmenvorschläge, die vorrangig gemeinsam bearbeitet werden sollten
Kommunale Zusammenarbeit +/- = Maßnahmenvorschläge, die gemeinsam, aber auch allein bearbeitbar sind
Kommunale Zusammenarbeit - = Spezifisch einzelkommunale Maßnahmenvorschläge 
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Bild 4-48 Maßnahmen bezüglich der Projektlaufzeit des Klimaschutzmanagers und der kommuna-

len Zusammenarbeit (Fortsetzung) 

 

 

Maßnahmen entsprechen rund 65 % des dort ermittelten theoretischen Gesamtpotenzials 

(vgl. Abschnitt 2.2):  Wenn es gelingt, die hier vorgeschlagenen Maßnahmen umzusetzen, 

wird bereits viel erreicht.  

 

Wenn man die Anteile betrachtet, die die einzelnen Maßnahmenvorschläge zur gesamten CO2-

Minderung von 165.000 t/a beitragen können, dann hält sich die Energieeinsparung durch  
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Nahwärmeversorgung Schulzentrum Much (m1) X X

Energetische Verbesserung im kommunalen 

Gebäudebestand Much (m2) X X

Gewerbegebiet Bövingen:  Sammelversorgung 

mit Hackschnitzeln planen (m4) X X

Gewerbegebiet Nackhausen:  Neuen Bauhof mit 

erneuerbaren ET planen (m5) X X

Herrenteich Wasserkraft (m6) X X

Kesselanlagen in Turnhallen auf 

Erneuerungsbedarf prüfen (r1) X X

Winterscheid-Nord Nahwärmeversorgung (r2) X X

Energetische Verbesserung im kommunalen 

Gebäudebestand Ruppichteroth (r3) X X

Energiekonzept für das HUWIL-Gelände (r5) X

Pilotvorhaben im Rahmen der Energieagentur 

Bonn/Rhein-Sieg (r6) X X

Gewerbegebiet Ruppichteroth-Nord 

Nahwärmeversorgung (r7) X X

Kraft-Wärme-Kopplung realisieren (f1) X X

Energiebeirat einrichten (f5) X X

Ausbau von Fahrradwegen (t3) X

Zukunftsthema:  Änderung des 

Mobilitätsverhaltens (t4) X X

KSM Jahre 1-3 = Maßnahmen, die vom Klimaschutzmanager begonnen und abgeschlossen werden
KSM langfristig = Maßnahmen, die vom Klimaschutzmanager begonnen und weitergeführt werden

Kommunale Zusammenarbeit + = Maßnahmenvorschläge, die vorrangig gemeinsam bearbeitet werden sollten
Kommunale Zusammenarbeit +/- = Maßnahmenvorschläge, die gemeinsam, aber auch allein bearbeitbar sind
Kommunale Zusammenarbeit - = Spezifisch einzelkommunale Maßnahmenvorschläge 
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Beratung (Maßnahme p4) in etwa die Waage mit der Minderung durch erneuerbare Energien 

(Maßnahmen p1 – p3), wobei die Windenergie den deutlich größten Anteil beisteuern kann. 

Der Ausbau des ÖPNV (Maßnahme p5) könnte immerhin mehr als 10 % beisteuern (Bild 4-

50). 

 

 

4.8.2 Gemeinsame Bearbeitung der Maßnahmenvorschläge  

 

Die drei Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth haben das Interkommunale Klima-

schutzkonzept gemeinsam beauftragt und bearbeiten lassen. Wie sich aus den Bilanz- und 

Potenzialanalysen sowie aus der Formulierung vieler Maßnahmenvorschläge erweist, ist der 

interkommunale Ansatz erfolgversprechend:  Für eine große Zahl der Maßnahmen erscheint 

es sachlich notwendig oder zumindest wünschenswert, die Zusammenarbeit über die kommu-

nalen Grenzen hinweg zu suchen und eine gemeinsame Bearbeitung von Projekten und Maß-

nahmen anzustreben. Das gilt nicht nur für die drei genannten Kommunen; auch weitere be-

nachbarte Kommunen oder der Rhein-Sieg Kreis können in die Überlegungen mit einbezogen 

werden, sobald ein Vorschlag nicht als spezifisch einzelkommunale Maßnahme zu verstehen 

ist.  

 

In der Übersicht (vgl. Bild 4-48) sind die Maßnahmenvorschläge in den drei letzten Spalten 

markiert im Hinblick auf die kommunale Zusammenarbeit:  

Bild 4-49 Energieeinsparung/Energieerzeugung und CO2-
Minderung durch Maßnahmen in und nach der 
Projektlaufzeit des Klimaschutzmanagers 

Abgeschlossene Maßnahmen t CO2/a MWh/a

p1 (Wind) 17.705 36.000

r1 (Heizkessel in Hallen) 60 200

insg. 17.765 36.200

Weitergeführte Maßnahmen

p1 (Wind) 53.115 108.000

p2 (Biogas) 11.693 Wärme:  10.375

Strom:  14.375

p3 (Holz) 5.575 19.200

p4  (Beratung) 74.735 225.702

p5 (ÖPNV) 17.189 51.964

l2 (Straßenbeleuchtung) 160 425

l4/m2/r3 (Öffentl. Einrichtungen) 2.110 6.280

insg. 164.576 436.320
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Bild 4-50 Anteile der Maßnahmen an der CO2-Minderung  

 

 

 

 Maßnahmen, die vorrangig gemeinsam bearbeitet werden sollten („Kommunale Zusam-

menarbeit +“),  

 Maßnahmen, die gemeinsam bearbeitet werden sollten, die aber auch von einer der 

Kommunen allein bearbeitbar sind („Kommunale Zusammenarbeit +/-“) und  

 spezifisch einzelkommunalen Maßnahmen („Kommunale Zusammenarbeit -“).  
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5 Controlling-Konzept 

 

Der Aufbau eines umfassenden Controlling-Systems ist für die Kommunen Lohmar, Much und 

Ruppichteroth maßgeblich entscheidend für eine dauerhafte Realisierung der geplanten Klima-

schutzpolitik. So kann gesichert werden, dass die eingesetzten personellen und finanziellen 

Mittel effizient für den Klimaschutz genutzt werden.  Ziel des Controllings ist es, eine Erfas-

sung der Verbräuche und CO2-Emissionen zu ermöglichen, um die Wirksamkeit der zur Errei-

chung der Klimaschutzziele ergriffenen Maßnahmen zu überprüfen. Durch das Controlling 

werden die Erfüllung der gesteckten klimapolitischen Ziele und die Effektivität der durchge-

führten Maßnahmen kontinuierlich überprüft. Weiterhin sichert das Controlling die Fortent-

wicklung der Klimaschutzpolitik und bewirkt eine dauerhafte organisatorische Verankerung 

des Themas. 

 

Das Controlling bezieht sich zum einen auf das gesamte Energiegeschehen in den Kommunen 

(Abschnitt 5.1), für dessen Beurteilung die Energie- und CO2-Bilanzierung eine wichtige Rolle 

spielt (Abschnitt 5.2). Daneben sollen die Kommunen ein Maßnahmencontrolling einrichten, 

mit dem sie Fortschritt und Erfolge bei den im Abschnitt 4 vorgeschlagenen Maßnahmen 

überprüfen und darstellen können (Abschnitt 5.3). Die Berichterstattung – des Klimaschutz-

managers - zum Energiegeschehen und zum Maßnahmencontrolling ist ein wichtiges Instru-

ment sowohl für die politischen Entscheidungen als auch im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 

(Abschnitt 5.4).  

 

 

5.1 Controlling- und Managementsysteme 

 

Die Kontrolle der Effekte kommunaler Klimaschutzaktivitäten wird durch die Anwendung stan-

dardisierter Controllingsysteme erleichtert. Neben der Kontrolle des wichtigen Indikators CO2 

sollten weitere Indikatoren Berücksichtigung finden, die Aussagen über das Erreichen der Kli-

maziele zulassen. Im Bereich kommunaler Klimaschutz bieten sich hierzu zwei etablierte In-

strumente an: Der European Energy Award®14  und der „Benchmark kommunaler Klima-

schutz“15. 

Da Lohmar bereits ausgesprochen erfolgreich am European Energy Award teilnimmt – Verlei-

hung des Awards im Oktober 2011 – gelten die Vorschläge im Abschnitt 5.1 nur für die Kom-

munen Much und Ruppichteroth. 

 

5.1.1 European Energy Award® 

 

Der European Energy Award wurde im Rahmen eines EU-weiten Forschungsprojekts entwi-

ckelt und wird seit längerem als standardisiertes Controlling- und Managementtool genutzt. 

Ein externer Berater unterstützt das sogenannte „Energieteam“ der Kommune bei der Umset-

zung des Programms. 

                                           
14 Quelle: european-energy-award.de 
15 Quelle: benchmark-kommunaler-klimaschutz.net 



 Interkommunales Klimaschutzkonzept Lohmar, Much und Ruppichteroth 

 

 

 

 141 

 

Bild 5-1 Beispiel für den Erfüllungsgrad im Rahmen des European Energy Award 
(Quelle: ifeu - Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg GmbH) 

 

 

Zur Erfassung des Ist-Zustandes werden anhand von Fragebögen sechs Maßnahmenbereiche 

behandelt: 

 Kommunale Gebäude und Anlagen 

 Ver- und Entsorgung 

 Kommunale Entwicklungsplanung 

 Mobilität 

 Interne Organisation 

 Externe Kommunikation 

 

Die Basis der Arbeit bildet eine umfassende Bewertung des jährlichen Ist-Stands sowie die 

Erstellung und Fortschreibung eines energiepolitischen Arbeitsprogramms. Die Berichterstat-

tung basiert auf einem jährlich durchzuführenden internen Audit, das der Überprüfung des 

Erreichten dient. Das Ergebnis wird u.a. mit Hilfe einer Netzgrafik visualisiert (Bild 5-1). 

 

Wichtiger Bestandteil des eea ist die externe Zertifizierung mit anschließender Auszeichnung. 

Erfolgreiche Kommunen, wie Lohmar, werden mit dem European Energy Award oder Euro-

pean Energy Award Gold ausgezeichnet werden. Dies kann im Rahmen der Öffentlichkeitsar-

beit die Erfolge der Energie- und Klimaschutzaktivitäten der Kommunen wirkungsvoll doku-

mentieren und für gezieltes Standortmarketing genutzt werden. 

 

Die Kommunen in NRW werden bei der Durchführung des European Energy Award durch das 

Land finanziell unterstützt. Für Kommunen, die erstmalig am Programm teilnehmen, wird eine 

Einstiegsförderung über vier Jahre und danach eine Folgeförderung gewährt.  

 

Investitionsbedarf: Die förderfähigen, zuwendungsfähigen Gesamtkosten, Förderquote und 

Eigenanteil für die Teilnahme am eea sind Bild 5-2 zu entnehmen (Lohmar ist der Vollständig-

keit halber mit aufgeführt). 
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Kommune Gesamtkosten (€) Förderung (%) Eigenanteil (€) 

(4 Jahre) 

Jährlicher Eigen-

anteil (€) 

Lohmar 35.462 68,81 11.062 2.765,00 

Much 35.462 68,81 11.062 2.765,00 

Ruppichteroth 35.462 89,11 31.600 965 

 
Bild 5-2 Finanzierung des „European Energy Award“  

(Quelle: www2.fz-juelich.de/etn/foerderung/progresnrw) 

 

  

 

Personalbedarf: für Energieteam und Energieteamleiter. Zur Erstellung der CO2-Bilanz wer-

den pro Förderperiode drei Fachberatertage gefördert. 

 

Bild 5-3 zeigt einen Auszug aus dem eea-Bericht Lohmar für 2011. 
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Bild 5-3 Auszug eea-Bericht Lohmar 2011 
(Quelle: eea-Bericht, externes Audit 2011, Stadt Lohmar) 
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5.1.2 Benchmark kommunaler Klimaschutz 

 

Alternativ zum European Energy Award bietet sich der „Benchmark kommunaler Klimaschutz“ 

als Instrument zur Erfolgskontrolle der Klimaschutzbemühungen in der Kommune an. Der 

internetbasierte „Benchmark kommunaler Klimaschutz“ wurde im Rahmen eines internationa-

len Projektes des Umweltbundsamtes entwickelt und steht seit Ende 2009 kostenlos zur Ver-

fügung. Er dient als Hilfsmittel für ein eigenes Controlling der Kommunen ohne externen Be-

rater und soll den teilnehmenden Kommunen die Möglichkeit bieten, ihre Klimaschutzbemü-

hungen mit anderen Kommunen zu vergleichen. Das Benchmarking besteht aus folgenden 

vier Bausteinen: 

 Im Steckbrief werden die allgemeinen Daten einer Kommune hinterlegt. Hierzu wer-

den die wichtigsten kommunalen Parameter bspw. die Einwohnerzahl eingetragen. 

 Indikatorenset: Eine Reihe von festgelegten Kennwerten soll die Fortschritte der 

kommunalen Klimaschutzbemühungen aufzeigen, die sich nicht direkt durch CO2-

Bilanzen ableiten lassen. Hierzu werden eigene Einschätzungen der kommunalen Situ-

ation mit dem Durchschnitt aller Kommunen oder Deutschlands verglichen. 

 Das kommunale Aktivitätsprofil zeigt die qualitativ erfassbaren Klimaschutzbemü-

hungen in einer Kommune anhand eines Netzdiagramms an (Bild 5-4). In diesem Dia-

gramm wird für die vier Handlungsfelder Klimapolitik, Energie, Verkehr und Abfallwirt-

schaft die Umsetzungstiefe einzelner Themenfelder erfasst und dargestellt. 

 Im CO2-Bilanzdatensatz können die Ergebnisse einer kommunalen Energie- und 

CO2-Bilanzierung in das Benchmark-Programm importiert werden (diese Möglichkeit 

bietet z.B. das CO2-Bilanzierungsprogramm ECORegion - siehe Abschnitt 5-2). Im Pro-

gramm „Benchmark Kommunaler Klimaschutz“ selbst findet keine Bilanzierungsbe-

rechnung statt. 

 

Der „Benchmark kommunaler Klimaschutz“ kann zur Erfolgskontrolle der Klimaschutzbemü-

hungen in den Kommunen Much und Ruppichteroth verwendet und sollte dann regelmäßig 

fortgeschrieben werden. Darüber hinaus kann er als Instrument für die Öffentlichkeitsarbeit 

dienen. 

 

Investitionsbedarf: Investitionskosten entstehen beim „Benchmark kommunaler Klima-

schutz“ keine. 

 

Personalbedarf: Der Personalbedarf zur Eingabe der erforderlichen Daten wird als gering 

eingeschätzt, sofern die Kommunen Much und Ruppichteroth ohnehin Energie- und CO2-

Bilanzen aufstellen. 
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Bild 5-4  Aktivitätsprofil beim Benchmark kommunaler Klimaschutz 

(Quelle: benchmark-kommunaler-klimaschutz.net) 

 

 

5.2 Fortschreibung der Energie- und CO2-Bilanzen 

 

Ein wichtiges Instrument des Controlling sind die Energie- und CO2-Bilanzen, die über die Jah-

re fortgeschrieben wird. Aufgrund dieser Bilanz lassen sich Aussagen zur kommunalen Ent-

wicklung der CO2-Emissionen und des Energieverbrauchs in einzelnen Sektoren treffen (siehe 

Abschnitt 1 – Energie- und CO2-Bilanzen). Das Land NRW hat für seine Kommunen eine Lan-

deslizenz für das CO2-Bilanzierungstool ECORegion (www.ecospeed.ch) für die nächsten Jahre 

erworben. Das Tool, mit dem Kommunen eine eigene CO2-Bilanz erstellen können, ist für die-

se kostenfrei.  

 

Das internetbasierte Tool wurde vom „Klima-Bündnis“ und dem „European Energy Award“ in 

Zusammenarbeit mit der Schweizer Firma Ecospeed entwickelt und in Deutschland und der 

Schweiz eingeführt. Das Instrument eignet sich zum Nachweis der Gesamt-CO2-Minderung 

einer Kommune in einem bestimmten Zeitraum sowie zum Monitoring innerhalb der drei Sek-

toren private Haushalte, Gewerbe/Industrie sowie Verkehr.  

 

Bild 5-5 zeigt beispielhaft eine der Auswertungsmöglichkeiten mit dem Programm für die 

Stadt Lohmar.  
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Bild 5-5 Auswertung einer CO2-Bilanz mit ECORegion  
(Quelle: ecospeed.ch) 

 

 

Investitionsbedarf: In den nächsten Jahren werden die Lizenzgebühren 

weiterhin vom Land NRW übernommen. 

Personalbedarf:  4 Personentage / Kommune (incl. Datenbeschaffung) 
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5.3 Maßnahmencontrolling 

 

Um den Erfolg von Einzelmaßnahmen kontrollieren zu können, sollte regelmäßig deren Wir-

kung untersucht werden. Entscheidend für die Beurteilung der Effizienz einer Maßnahme ist, 

mit welchem Aufwand an Kosten, Personal und Ressourcen wie viel Energie eingespart bzw. 

aus erneuerbaren Energien erzeugt und wie viel CO2 vermieden worden ist. Bei der Evaluie-

rung der Maßnahmeneffizienz ist in sogenannte „harte“ und „weiche“ Maßnahmen zu unter-

scheiden. 

 

Bevor mit der Bearbeitung einer Maßnahme begonnen wird, müssen eine verbindliche Zielset-

zung und ein verbindlicher Zeitplan für die Maßnahme aufgestellt werden. Als klimarelevante 

Daten für die Zielsetzung sind regelmäßig die erreichte Energieeinsparung und/oder die Ener-

gieerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern zu verstehen. Sie müssen nach Energieträ-

gern differenziert werden. Außerdem sind die CO2-Äquivalente darzustellen, die aus der Ein-

sparung und/oder der Erzeugung resultieren. Wenn bei einzelnen Maßnahmen weitere klima-

relevante Daten fassbar sind, sollen diese ebenfalls ausgewertet werden. Die klimarelevanten 

Parameter müssen im Vorhinein detailliert genannt werden und dienen im Rahmen des Con-

trolling als Maßstab für die Zielerreichung. 

 

 

5.3.1 Harte Maßnahmen 

 

Der Erfolg einer Maßnahme kann gerade bei „harten“ technischen Maßnahmen relativ gut und 

einfach dargestellt werden. So lassen sich z.B. bei der Sanierung einer Schule anhand von 

Kennwerten wie dem Energieverbrauch in kWh die Ergebnisse der Energieeinsparung nach-

verfolgen.  

 

Beispiele einiger durch Kennzahlen quantifizierbarer Maßnahmen, die in dem Klimaschutzkon-

zept für die Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth vorgeschlagen wurden, sind: 

 Nutzung der Windenergie,  

 Holznutzung,  

 energetische Verbesserung im kommunalen Gebäudebestand,  

 Neuregelung der Straßenbeleuchtung.  

 

Bei den zuletzt genannten Maßnahmen ist die Maßnahmenkontrolle eng verknüpft mit dem 

Energiemanagement der kommunalen Liegenschaften – also der regelmäßigen Erfassung von 

Energieverbräuchen. Untersuchungen zeigen, dass systematisches Energiemanagement die 

Energieverbräuche und die damit zusammenhängenden Kosten um 10-15 % senken kann, 

ohne dass größere Investitionen nötig wären.16 

 

Die Erfassung des Brennstoff- und Strombedarfes der einzelnen kommunalen Gebäude soll-

ten die Hausmeister bzw. Gebäudeverantwortlichen durch monatliche Ablesung der Zähler 

                                           
16 Quelle: M. Brieden-Segler (2011): „Energiemanagement (Teil 1) - Das Haushaltsbuch der Betriebsführung“ aus: 
Der Gebäude-Energie-Berater – Fachmagazin für Energieberater; 11/12 2011; S. 24-27. 
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durchführen. Die Hausmeister kennen die Bedürfnisse der Nutzer und können darauf reagie-

ren. Das Ablesen der Zähler durch die Hausmeister verursacht kaum Zeitaufwand und Kos-

ten, wenn die Ablesung in einen Kontrollgang einbezogen wird.  

 

Die Daten sollten von den Hausmeistern bzw. anderen Gebäudeverantwortlichen schriftlich 

an die für die Maßnahmenkontrolle verantwortliche Stelle, idealerweise den Klimaschutzma-

nager, übermitteln. Dort können die Daten in einer Energiemanagement-Software für Kom-

munen verwaltet und ausgewertet werden. Eine Software ist selbstgemachten Tabellen vor-

zuziehen, da die Verwaltung, Auswertung und Darstellung von Verbrauchsentwicklungen 

deutlich vereinfacht und beschleunigt wird. So werden die Daten beispielsweise zur besse-

ren Vergleichbarkeit per Knopfdruck witterungsbereinigt, was für den Vergleich der Jahre 

untereinander notwendig ist. Teilweise werden auch automatische Hinweise generiert, wenn 

auffällige Werte eingegeben werden. So kann zeitnah auf Schäden reagiert und Schlimme-

res verhindert werden. Der Investitionsbedarf für eine solche Software liegt bei ab 3.000 €. 

 

Die Kommune Much hat bereits ein Energiecontrolling durch die RWE durchgeführt. Dies 

erfolgte allerdings nur im Jahresrhythmus und für ausgewählte kommunale Liegenschaften. 

Anzustreben ist eine Datenerfassung im monatlichen Rhythmus, sodass schnell auf Proble-

me reagiert werden kann. 

 

 

5.3.2 Festlegung von Kennzahlen zur Bewertung „weicher“ Maßnahmen 

 

Nicht alle Maßnahmen lassen sich hinsichtlich ihrer Wirkung durch messbare Energieeinspa-

rungen oder CO2-Reduktionen bewerten, weil der Aufwand bei diesen sog. weichen Maßnah-

men unverhältnismäßig groß wäre und Abgrenzungen nicht immer klar vorzunehmen sind. 

Beispielsweise lassen sich Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung wie Beratungsangebote hin-

sichtlich der CO2-Reduktion nicht ohne weiteres quantifizieren. 

 

Um auch für solche „weichen“ Maßnahmen eine ausreichend genaue Bewertung der Umset-

zung vornehmen zu können, ist es wichtig, sich auf einige wesentliche, jedoch aussagekräfti-

ge Kennzahlen festzulegen. So wäre z.B. für die Maßnahme „Energieberatung“ die Kennzahl 

„Anzahl der Beratungen pro Jahr“ sinnvoll. 

 

 

5.3.3 Controlling der einzelnen vorgeschlagenen Maßnahmen 

 

Die Controlling-Möglichkeiten zu den im Klimaschutzkonzept vorgeschlagenen Maßnahmen 

werden in den jeweiligen Tabellen in den Abschnitten 4.2 – 4.6 erläutert. Eine zusammenfas-

sende Auflistung der vorgeschlagenen Maßnahmen und ihrer Controllingmöglichkeiten gibt die 

Tabelle im Bild 5-6 wieder. Als Controllingparameter werden in den Berichten des Klima-

schutzmanagers, wenn nicht anders festgelegt, zumindest die genannten klimarelevanten 

Daten Energieeinsparung/Energieerzeugung und CO2-Äquivalente verwendet.  
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Maßnahme Controlling 

Nutzung der Windenergie (Maßnahmenvorschlag 

p1, auch t5) 

Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers: 

Vorlage der versch. Gutachten, Vorlage der er-

forderlichen Beschlüsse, Investorensuche, -

findung, Ausarbeitung des Finanzierungskon-

zepts, 

Änderung des FNP 

Erzeugung und Nutzung von Biogas (Maßnah-

menvorschlag p2, auch f3) 

Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers 

(Modellversuch, Wärmekonzept): 

Landwirte informiert, Landwirt(e) gefunden, 

Wärmekonzept(e) erstellt, Biogasanlage(n) ge-

baut 

Auf- und Ausbau der energetischen Holznutzung 

(Maßnahmenvorschlag p3, auch m4, m5, r7) 

Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers: 

Potenzialerfassung(en) liegen vor, Lagerflächen 

sind bereitgestellt, Standorte sind ausgewiesen 

(Investor(en) sind gefunden, Anlagen sind er-

richtet) 

Initiative/Unterstützung zur Energieeinsparung 

(Maßnahmenvorschlag p4, auch r6, f2, f4, t4) 

Beratungsangebote systematisch gesichtet, Be-

wertungsschema für Beratungsbestand entwi-

ckelt und Bewertung vorgenommen, 

Örtliche Beratungsangebote gesichtet, spezifi-

schen Beratungsbedarf definiert, Beratungskon-

zept beschrieben, 

Personal- und Sachkostenaufwand ermittelt und 

beschrieben, 

Notwendige Beschlüsse herbeigeführt (kommu-

nal, interkommunal, mit Dritten) 

Ausbau des ÖPNV (Maßnahmenvorschlag p5, 

auch t1, t2) 

Durch laufende Berichte des Klimaschutzmana-

gers bzw. der ÖPNV-Verkehrsträger 

Teilkonzepte „Erschließung der Erneuerbaren-

Energien-Potenziale“ und „Anpassung an den 

Klimawandel“ (Maßnahmenvorschlag p6) 

Vorhabenbeschreibungen liegen vor, Förderan-

träge sind gestellt, Teilkonzepte sind ausge-

schrieben, Aufträge sind erteilt, Ergebnisse lie-

gen vor 

Nahwärmeversorgung für das Schulzentrum 

„Donrather Dreieck“ (Maßnahmenvorschlag l1) 

Vorhabenbeschreibung liegt vor, Förderantrag ist 

gestellt, Sanierungskonzept ist ausgeschrieben, 

Auftrag ist erteilt, Sanierungskonzept liegt vor 

Straßenbeleuchtung neu regeln (Maßnahmen-

vorschlag l2) 

Bestandsanalyse liegt vor, Umstellungskonzept 

steht, Umstellung ist beschlossen. 

Ab dann laufender (jährlicher) Bericht von Amt 

66 über den Fortgang der Umstellung 

Interkommunale Koordinierungsstelle Klima-

schutz einrichten, Klimaschutzkonzept umsetzen 

(Maßnahmenvorschlag l3) 

Vorhabenbeschreibung liegt vor, Förderantrag ist 

gestellt, Stelle ist ausgeschrieben, Stelle ist be-

setzt 
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Energetische Verbesserung im kommunalen 

Gebäudebestand (Maßnahmenvorschläge l4, m2, 

r3) 

Regelmäßige Erfassung des Verbrauchs an Heiz-

energie, Strom, Wasser 

Regelmäßige Auswertung der erfassten Werte, 

Vergleich der Ist- mit den Sollwerten (Grenzwer-

te / Zielwerte)  

Jährliche Fortführung der Energie- und CO2-

Bilanz durch den Klimaschutzmanager, städti-

scher Energiebericht (mindestens jährlich) 

Ausrichtung des Beschaffungswesens (Einkaufs-

richtlinien) auf Energie- und Klimaaspekte (Maß-

nahmenvorschlag l5) 

Vorliegen der Richtlinie; danach:  Jährliche Be-

richte der Verwaltungen und des Klimaschutz-

managers 

Checkliste für energetisches Bauen (Maßnah-

menvorschlag l6) 

Entwicklung der Checkliste, Beschluss ist herbei-

geführt, regelmäßige Anwendung der Checkliste 

wird dokumentiert 

Nahwärmeversorgung für den Bereich „Schul-

zentrum Much“ (Maßnahmenvorschlag m1) 

Vorhabenbeschreibung liegt vor, Förderantrag ist 

gestellt, Sanierungskonzept ist ausgeschrieben, 

Auftrag ist erteilt, Sanierungskonzept liegt vor 

Ergänzung Windenergie:  Überprüfung und Si-

cherung von Standorten (Maßnahmenvorschlag 

m3) 

 

Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers: 

Vorlage der versch. Gutachten, Vorlage der er-

forderlichen Beschlüsse, Investorensuche, -

findung, Ausarbeitung des Finanzierungskon-

zepts, 

Änderung des FNP 

Kesselanlagen überprüfen (Maßnahmenvorschlag 

r1) 

Abnahme der Einzelmaßnahmen 

Neubaugebiet Winterscheid-Nord:  Nahwärme-

versorgung und weitere Optionen prüfen (Maß-

nahmenvorschlag r2) 

Zielsetzung ist geklärt, beschlossen, Vereinba-

rung mit dem Investor liegt vor, energetisches 

Konzept ist beschlossen und  

Städtebaulicher Vertrag liegt vor 

Ergänzung Windenergie:  Vorrangflächen finden 

(Maßnahmenvorschlag r4) 

Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers: 

Vorlage der versch. Gutachten, Vorlage der er-

forderlichen Beschlüsse, Investorensuche, -

findung, Ausarbeitung des Finanzierungskon-

zepts, 

Änderung des FNP 

Betriebliche Kraft-Wärme-Kopplung, überbetrieb-

liche Wärmenutzung (Maßnahmenvorschlag f1) 

Jährlicher Bericht des Klimaschutzmanagers, 

z.B.:  Anzahl von Vorträgen, von Beratungsge-

sprächen, Prüfung von Nahwärmeversorgung in 

Gewerbegebieten in Planung / im Bestand 

 
Bild 5-6 Controlling-Möglichkeiten zu den in Abschnitt 4 vorgeschlagenen Maßnahmen 
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5.4 Berichterstattung 

 

Eine ausführliche Berichterstattung über den Erfolg der bearbeiteten Klimaschutzmaßnahmen 

sollte im Jahresrhythmus durch den Klimaschutzmanager erfolgen. Die Berichte dienen als 

Diskussions- und Entscheidungsgrundlage in den politischen Gremien. Die Berichte sollten 

enthalten: 

 Eine Einleitung mit kurzer und verständlicher Einführung zur Klimaproblematik, den glo-

balen Tendenzen sowie die Darstellung des Zusammenhangs von Klimaschutz und Kom-

mune. 

 Einen Analyseteil mit Daten, welche die Ausgangslage und je nach Möglichkeit jährliche 

Entwicklungen aufzeigen; weiterhin aktuelle Daten zum lokalen Energieverbrauch sowie 

CO2-Bilanzen. 

 Den Stand der Maßnahmenumsetzung. Die jährlichen Berichte beinhalten zu jeder einzel-

nen Maßnahme den aktuellen Stand der CO2-Minderung, der Energieeinsparung und der 

Kosten – sofern dies möglich und sinnvoll ist. 

 Eine Aktualisierung der Handlungsempfehlungen. 

 

Ziel des Berichtes ist es, bei Bedarf die Klimaschutz-Strategie auf Grundlage der erhobenen 

Informationen neu anzupassen und gegebenenfalls Maßnahmen und Organisationsstrukturen 

zu modifizieren sowie neue Maßnahmen zu entwickeln. 

 

Neben einer internen Version sollte auch eine für die Öffentlichkeit bestimmte Version erstellt 

werden. Dazu werden die wichtigsten Ergebnisse und Erfolge in einer anschaulichen Kurzfas-

sung zur Information der Bevölkerung und der Akteure übersichtlich dargestellt und öffent-

lichkeitswirksam präsentiert. Dies geschieht im Rahmen der gemeinsamen Öffentlichkeitsar-

beit der Kommunen (siehe Abschnitt 6 „Konzept für die Öffentlichkeitsarbeit“). 
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6 Konzept für Öffentlichkeitsarbeit und Netzwerkbildung17  

 

Mit der Öffentlichkeitsarbeit möchten die Kommunen unterschiedliche Zielgruppen erreichen:  

Die Bürger als Wärme- und Stromverbraucher, als Mieter, Hauseigentümer, Verkehrsteilneh-

mer, aber auch als Investoren (für erneuerbare Energie); Gewerbetreibende als Energiever-

braucher mit Transportbedarf und mobilen Arbeitnehmern; Landwirte als Energieverbraucher 

und –erzeuger; Schulen mit ihrem Bildungsauftrag usw. Informiert werden soll über allgemei-

ne Probleme zum Thema Energie und Klimaschutz und über spezielle Themen wie:  Energie-

einsparung durch Verhalten und Technik (z.B. ‚Heizen und Lüften‘, Stromsparen, Heizkessel 

und Pumpen); Energiesparen im Verkehr (z.B. Jobtickets, Pedelecs, Mitfahrerbörse, E-

Mobile); Nutzung von erneuerbaren Energien (z.B. Photovoltaik, Solarkollektoren, Windener-

gie, Bürgergenossenschaften).  

 

Der Aufbau und der Ausbau von interkommunalen Netzwerken und die Bündelung zu einem 

Netzwerk „Regionaler Klimaschutz“ ist ein wichtiges Anliegen und ein wesentlicher Baustein 

für die Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes. Der Slogan „Klima-kompakt“ soll den Wieder-

erkennungswert und die Identifikation für alle Maßnahmen, Aktionen und Kampagnen herstel-

len und sichern. Für die Umsetzung von Öffentlichkeits- und Netzwerkarbeit ist ein Koordina-

tor erforderlich. Diese Funktion wird der Klimaschutzmanager übernehmen (zu den Aufgaben 

des Klimaschutzmanagers siehe auch Anhang 3).  

 

 

6.1 Bestehende Kommunikationsangebote nutzen  

 

Viele schon bestehende Informationswege sind den Bürgern vertraut. Diese sollten umfassend 

genutzt werden. Die Informationswege sind im Regelfall  

 die Lokalzeitungen mit ihren Print- und Online-Auftritten 

 amtliche Mitteilungsblätter  

 die Homepages der Kommunen 

 Öffentliche Sitzungen der politischen Gremien (Umweltausschuss, Rat) 

 Dazu kommen für einzelne Gruppen:  

 Infoblätter/ Websites  von Institutionen (z.B. Handwerkskammer und IHK Bonn-Rhein-

Sieg) und Betriebe (z.B. EVU),  

 Informationsaustausch in Arbeitskreisen, Parteien und Verbänden.  

 

 

 

 

 

 

                                           
17 erstellt auf der Grundlage eines Textentwurfs von R. Hemmers, SynergieKomm, Bonn, 

überarbeitet von G. Krüper, Much  



 Interkommunales Klimaschutzkonzept Lohmar, Much und Ruppichteroth 

 

 

 

 153 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6.2 Interne Kommunikation 

 

Für die Umsetzung der Maßnahmen ist innerhalb der Verwaltungen der drei Kommunen die 

Zusammenarbeit verschiedener Abteilungen gefordert. Relevante Abteilungen sind: Bau- und 

Planungsamt, Gebäudemanagement, Wirtschaftsförderung, Grünflächenamt, Bauhof und 

Stadtwerke/Gemeindewerke. Zusammen mit den zuständigen Beigeordneten und/oder Bür-

germeistern und dem Klimaschutzmanager als Koordinator soll eine kontinuierliche Arbeits-

gruppe tagen. Folgende kommunikative Aufgaben liegen auf dieser Ebene: 

 Information über die Klimaschutzprojekte werden gesammelt und es wird nach Möglich-

keiten gesucht, diese Projekte mit anderen Verwaltungsaufgaben zu verknüpfen.  

 Die Umsetzungsfortschritte des IKK in den Kommunen werden durch den Klimaschutz-

manager gesammelt auch mit Blick auf einen Monitoringbericht, der jährlich erscheint.  

 Projektprofile werden erstellt, die über technische und wirtschaftliche Eckdaten der Pro-

jekte und deren Klimarelevanz berichten.  

 Die Information und Verzahnung von Gremien wie z.B. dem Energiebeirat, einer Len-

kungsgruppe (wie in Ruppichteroth), von politischen Gremien oder dem eea-Team wird 

durch den Klimaschutzmanager sichergestellt werden; 

 das gilt ebenfalls für den Ausbau und die Verzahnung eines regionalen Netzwerkes Klima-

schutz. Es wird aufbauen auf Aktivitäten z.B. der kommunalen Wirtschaftsförderungen, 

des Touristikvereins „bergisch4“, der örtlich tätigen Versorgungsunternehmen, insbeson-

dere der Stadtwerke Lohmar, der Naturschule Aggerbogen.  

 

 

6.3 Externe Kommunikation 

 

Die externe Kommunikation hat zunächst das Ziel, die Aktivitäten aller Akteure in den Kom-

munen unter der Kernbotschaft „Klima-kompakt: meine Region macht sich stark“ zu bündeln 

(Bild 6-1). Die drei Kommunen haben den Slogan als Wort-/Bildmarke gemeldet. Über diesen 

Slogan wird Aufmerksamkeit für das als Gemeinschaftsaufgabe gedachte Klimaschutzkonzept 

sowie die Motivation zum Mitmachen auch in Netzwerken geweckt (Bild 6-2). Dabei werden 

die Aktionen präzise auf das spezifische Interesse der einzelnen Zielgruppen hin orientiert 

sein. Im Folgenden werden Wege skizziert, um das Konzept mit Leben zu füllen. Dabei 

 

Bild 6-1 Wort-/Bildmarke „Klima-
kompakt“der Kommunen Loh-
mar, Much, Ruppichteroth 
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werden die Kommunen bei der Öffentlichkeitsarbeit grundsätzlich gemeinsam auftreten, orts-

spezifische Aspekte können ergänzt werden. Für die Koordinierung soll der Klimaschutzmana-

ger sorgen.  

 

 

6.3.1 Information und Werbung über Printprodukte 

 

Die Kommunen selbst, einzelne Akteure oder Gruppen können den Slogan „Klima-kompakt“ 

veranschaulichen, indem sie ihn persönlich bewerben, und ihr Engagement öffentlich machen. 

Solche Botschafter für den Slogan erhalten Unterstützung:  

 Auf einem Flyer stellen sich Organisationen oder Organisatoren in Bild und Text selbst 

vor.  

 Kommunen erstellen  Broschüren unter dem Slogan (z.B. Imageflyer, Standortbroschüren 

der Wirtschaftsförderung).  

 Ein Roll-up für jede Kommune kann zu werbender Information aufgestellt werden. 

 Mit Werbeaufklebern für einzelne Projekte und Produkte unter dem Motto „Eine Aktion 

von Klima-kompakt“ können gewerbliche Maßnahmen werbewirksam unter das Klima-

schutzprogramm gestellt werden. 

Bild 6-2 Einladungsposter für die Klimakonfe-
renzen unter der Verwendung der 
Wort-/Bildmarke „Klima-kompakt“ 
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 Die Wort-Bildmarke des Slogans wird als White Label zur Verfügung gestellt, damit sich 

andere Akteure mit ihren Aktionen darunter präsentieren können.  

 

 

6.3.2 Information durch Pressearbeit 

 

Die Tagespresse wird regelmäßig über Aktionen, Veranstaltungen und öffentliche Sitzungen 

von Ausschüssen und Räten informiert. Zu Beginn der Kampagne wird eine zentrale, attrakti-

ve Auftaktveranstaltung organisiert u.a. mit der Darstellung von beispielhaften Umsetzungen 

des Klimaschutzes aus den drei Kommunen. 

 

Regelmäßig wird die Presse über den Fortgang der Klimaschutzaktion informiert werden, es 

werden Bürger, Betriebe und Institutionen vorgestellt, die den Klimaschutz praktisch umset-

zen und von ihren Erfahrungen berichten können. Bei kleineren Maßnahmen: Bericht und Fo-

tos an die Presse liefern, bei größeren Projekten die Presse einladen.  

 

 

6.3.3 Information durch Internetauftritte 

 

Wertvolles Medium sind die Internetauftritte, hier vor allem die Homepages der Kommunen 

(Beispiel Lohmar im Bild 6-3). Der Internetauftritt wird unter eigener Domain stehen: 

Bild 6-3 Informationen zum Thema auf der Website 
der Stadt Lohmar 
(Quelle:  http://www.lohmar.de/umwelt-

natur-gruenflaechen/umwelt-und-
energie/energiesparen/) 

http://www.lohmar.de/umwelt-natur-gruenflaechen/
http://www.lohmar.de/umwelt-natur-gruenflaechen/
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www.klimakompakt.de. Die Domain wird mit den Homepages der Kommunen verlinkt. Auf 

jeder Homepage verweist ein Button auf die Klima-kompakt-Seite. Diese wird vom Klima-

schutzmanager zentral organisiert und gestaltet. Folgende Inhalte werden unter Klima-

kompakt angeboten (zur Konzeption eines Internetauftritts vgl. auch Abschnitt 6.6): 

 Informationen über aktuelle Maßnahmen.  

 Veranstaltungskalender zu eigenen und regionalen Veranstaltungen.  

  „Best Practice“–Beispiele mit Tipps für gelungene Umweltmaßnahmen in der Region.  

 Berichte über einzelne Akteure während der Installation, der Bau- oder Sanierungsphase.  

 Forum für interessierte Bürger, Schulen und andere zu Fragen des Klimaschutzes.  

 Ein Newsletter des Klimaschutzmanagers.  

 Virtuelles Beratungszentrum mit Verlinkung zu Institutionen (z.B. Verbraucherzentrale 

NRW:  http://www.vz-nrw.de/UNIQ134582510321864/energie, EnergieAgentur.NRW:  

http://www.energieagentur.nrw.de/themen/beratung-5133.asp oder Klimaschutzportal 

des Rhein-Sieg-Kreises: http://www.rhein-sieg-

kreis.de/cms100/buergerservice/aemter/amt66/artikel/24053/) sowie Berechnungstools 

(z.B. Auslegung PV und Solarthermie mit dem Solardachkataster und dem Tool des 

Rhein-Sieg Kreises auf http://www.rhein-sieg-solar.de/; Heizungstechnik, Förderfibel , 

CO2-Rechner, …). 

 

 

6.3.4 Klimaschutzwettbewerbe und Preise 

 

Preise und Wettbewerbe motivieren Menschen, beim Klimaschutz mitzumachen. Folgendes 

kann prämiert werden: 

 Vorbildliche Maßnahmen z.B. zur Energieeinsparung oder zum Einsatz erneuerbarer Ener-

gien,  

 besonderes Engagement einer Gruppe von Klimaschützern,  

 Entwicklung von Klimaschutzideen eines Einzelnen oder einer Gruppe,  

 Projektwoche mit anschließender Präsentation an Schulen,  

 Klima und Energie kreativ gestaltet: Plakate zu Umweltthemen (z.B. „So geht’s auch!“), 

Kalenderbilder, Fotos oder Zeichnungen Vorträge/Power Point/ Experimente zum Thema.  

 

Ein Beispiel gibt die Stadt Tübingen: Sie suchte unter Hausbesitzern und Installateuren nach 

der ältesten Heizungspumpe der Stadt und subventionierte als Preis eine neue; zahlreiche 

Heizungsanlagen waren im Zuge dessen auf Effizienz geprüft worden!  

 

 

6.4 Veranstaltungen 

 

Möglich sind hier etwa: 

 Informationsveranstaltungen mit Vorträgen und Podiumsdiskussionen.  

 Exkursionen, Besichtigungen zu klimarelevanten Standorten, z.B. dem Energiekompe-

tenzzentrum Leppe auf der ehemaligen Deponie in Lindlar. 

http://www.energieagentur.nrw.de/themen/beratung-5133.asp
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 Ausstellungen und Messen, z.B. der „Tag der erneuerbaren Energien“, der aus dem ILEK-

Prozess entstanden ist und in Zukunft wieder regelmäßig stattfinden könnte.  

 Fortführung der Klimakonferenzen, die im Rahmen des Klimaschutzkonzeptes veranstal-

tet wurden (vgl. Abschnitt 3.1 und Anhang 2), z.B. zweijährig.  

 Folgende Themen können z.B. öffentlich in kleinerem oder größerem Rahmen diskutiert 

werden:  Standorte für Windenergie, Energiegenossenschaften, Biogasnutzung und nach-

haltige Landwirtschaft, Kraft-Wärme-Kopplung besonders in öffentlichen Einrichtungen, 

Beleuchtung im öffentlichen Raum, Mobilität, Energiesparen im Altbau.   

 

Die Kooperation mit und Beteiligung von Institutionen und Fachleuten von außen hat für die 

Veranstalter und die Veranstaltung den Vorteil, dass in die Organisation und Durchführung 

von Veranstaltungen Kompetenz eingebracht und sichtbar wird. Bekannte und etablierte loka-

le und regionale Veranstaltungen können als Plattform für Klimaschutzaktionen mit genutzt 

werden (z.B. Stadtfest, Bergische Bautage).  

 

 

6.5 Kampagnen 

 

In der folgenden Übersicht werden einige Themenbeispiele für Kampagnen genannt (Bild 6-

4).  

 

 

6.6 Konzeption eines Internetauftritts 

 

6.6.1 Zusammenfassung 

 

Die Website Klimakompakt.de kann die zentrale Anlaufstelle zum Thema Klimaschutz in den 

Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth werden. Auf der Website werden Aktivitäten 

und Kampagnen umfassend vorgestellt und beworben. Best Practice Beispiele werden doku-

mentiert und die Umsetzung größerer Projekte begleitet. Bürgern und Unternehmern steht 

mit der Website eine Anlaufstelle zur Verfügung, um sich über bestehende Fördermöglichkei-

ten und andere Möglichkeiten des Engagements zu informieren und auszutauschen. Eine Ka-

tegorie „Klimaschutz kann jeder“ stellt Akteure exemplarisch vor um zu verdeutlichen, dass 

jeder zum Klimaschutz beitragen kann und sich das Engagement auch finanziell lohnt. Hier 

werden regelmäßig sowohl Privatleute als auch Entscheidungsträger aus Wirtschaft und Ver-

waltung interviewt und portraitiert. Somit wird eine persönliche Beteiligung („Das gleiche 

könnte ich ja auch tun!“) angeregt und für das Thema geworben. Die hier angeschnittenen 

Themen werden in den verschiedenen Kampagnen aufgegriffen und vertieft dargestellt.  

 

Ziele der Website: 

 Bündelung der Aktivitäten zum Thema Klimaschutz in den drei Kommunen Lohmar, Much, 

Ruppichteroth, 

 Beratungsangebot für Bürger und Unternehmer, 

 Austausch- und Vernetzungsplattform.  
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LED: Leuchten statt Glühlampen! 

Die Kommune wirbt in Zusammenarbeit mit Herstellern und Stromversorgern und unter Beteiligung des regionalen 

Facheinzelhandels/der Elektriker: Sie organisiert fachmännische Beratung zur Qualität der Leuchten und zur Kosten-

ersparnis im Privathaushalt (Information). Bürger erhalten preiswerte Angebote zum Kauf (Anreiz). Sie bekommen 

Vergleichsmöglichkeiten verschiedener LED Lichtquellen in öffentlichen Räumen (Beispielfunktion der Kommunen), 

zudem sachkundige Information der ökologischen Bedeutung dieser Maßnahmen lokal, regional und überregional. 

Die erreichten Einsparungen in der Kommune/Region werden publiziert (Wertschätzung der individuellen und ge-

meinsamen Aktivitäten).  

Das Haus warm einpacken! 

Über die Kampagne zum Dämmen von Altbauten informiert die Kommune unter Klima-kompakt und in der Zeitung, 

sie verweist auf zweckdienliche Information im Netz. Weiteres Informationsmaterial als Werbung könnten Akteure 

stellen, z.B. der Baustoffhandel, bei dem auch günstige Preisangebote abgefragt werden. Eine Informationsveranstal-

tung von Fachleuten zur Hausdämmung aus der Kreishandwerkerschaft, der Energieberatung sowie dem Baustoff-

handel vor Ort organisiert die Kommune und informiert darüber öffentlich. Sie organisiert und annonciert eine Infor-

mationsveranstaltung /Exkursion mit sachkundiger Führung zur Veranschaulichung und Diskussion konkreter Fragen 

am Beispiel gedämmter Häuser. 

Wind und Gegenwind!  

Die Projektierung von Windenergieanlagen in ihrer Region wird von der Bürgerschaft stets kritisch begleitet; eine 

Kampagne der Akteure hat das Ziel, durch Information und tatsächliche Beteiligung am Entscheidungsprozess das 

bürgerschaftliche Engagement zu nutzen, um einen akzeptablen Weg für die dezentrale Stromerzeugung durch Wind 

zu finden.  

Alle Kommunen laden zu Vorträgen und einer Diskussion zur dezentralen Stromerzeugung durch Wind von Fachleu-

ten und Akteuren der Windenergie an zentralem Ort ein. Referenten können z.B. Hersteller von Windenergieanlagen 

sein, Vertreter aus Kommunen mit Windkrafterfahrung, Fachleute aus der Bundesnetzagentur, der Energiewirtschaft, 

von einem Bürgerwindpark  und den Naturschutzverbänden. Unmittelbar nach der Informationsveranstaltung sollte 

im zweiten Schritt zu einer Exkursion (z.B. zum Bürgerwindpark Hilchenbach) eingeladen werden, um eine bürgerna-

he Lösungsmöglichkeit greifbar zu machen. Es wäre wünschenswert, wenn sich aus Teilnehmern dieser Veranstal-

tungen im dritten Schritt ein Arbeitskreis bildete, der, vielleicht an verschiedenen Orten tagend, Interessierte sam-

melt, zu unterschiedlichen Fragestellungen seinerseits Themen setzt sowie zu Diskussionen und Exkursionen einlädt 

und Vorschläge im Bürgerinteresse kommuniziert. 

Kraft sparen: Mobiler werden! 

Im Mobilitätsbereich gilt es, Angebote zu machen, die das Nutzerverhalten beeinflussen können. Kooperationen mit 

Car-sharing Anbietern, Fahrradhäusern und Autohäusern können in Zusammenarbeit die Ziele der Kommune unter-

stützen; z.B. indem klimafreundliche Fahrzeuge kriterienorientiert mit Plaketten ausgezeichnet werden. Unter Klima-

kompakt sollten Mitfahrgelegenheiten organisiert werden. Hier können auch schon etablierte Kampagnen lokal be-

worben werden, wie z.B. der Wettbewerb B.A.U.M. unter http://www.fahrrad-fit.de/. Informationen zum ÖPNV, zu 

Verkehrsnetzen und Zeiten und Preisen, neben Berechnungen von Fahrtkosten und Energieeinsparung als Motivation. 

Fahrräder, besonders  E-Bikes sowie ortsansässiger Verleih und Verkauf sollten vorgestellt und beworben werden.  

 
Bild 6-4 Themenbeispiele für Kampagnen zur Öffentlichkeitsarbeit  

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.fahrrad-fit.de/
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Bild 6-5  Erster Entwurf eines möglichen Internetauftritts 

 

 

6.6.2 Struktur und Aufbau 

 

Die Website kann sich in die folgenden Unterseiten gliedern (Bild 6-5): 

 Klimaschutz in der Region 

 Kampagnen 

 Best Practice 

 Beratung 

 Klimaschutz kann jeder 

 Kontakt und Impressum 

 Newsletter 

 

Aufbau:  Um die eigenständige Pflege der Website durch den Klimaschutzmanager zu ermög-

lichen, sollte die Website in einem Content-Management-System programmiert werden. Hier-

für kommen beispielsweise Drupal oder typo3 infrage. Dies sind OpenSource Programme so-

dass keine gesonderten Lizenzgebühren anfallen. Die Pflege der Website sollte mit möglichst 

geringen/keinen besonderen Fachkenntnissen möglich sein.  
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Einbindung und Pflege:  Der Klimaschutzmanager ist für die Pflege der Website verantwort-

lich. Er trägt dafür Sorge, dass alle relevanten Informationen so aufbereitet werden, dass sie 

einfach verständlich und anschaulich dargestellt werden. Ebenfalls sollte eine enge Abstim-

mung mit den relevanten Stellen (Bau- und Planungsamt, Gebäudemanagement, Wirtschafts-

förderung, Grünflächenamt, Bauhof und Stadtwerke/Gemeindewerke) in den einzelnen Kom-

munen erfolgen. Inhaltliche Überschneidungen zu den Seiten der Kommunen sollten vermie-

den werden und für weitergehende Informationen sollte stets auf die gemeinsame Seite ver-

wiesen werden. Darüber hinaus sollte von den Startseiten der drei kommunalen Websites an 

prominenter Stelle (oben rechts!) ein Banner (vgl. Bild 6-1) auf die gemeinsame Website 

aufmerksam machen und dorthin verlinken.  

 

Newsletter:  Der Newsletter dient dazu, in regelmäßigen Abständen Informationen über ak-

tuelle Veranstaltungen und sonstige Aktivitäten zukommen zu lassen. Interessierte Personen 

können ihre Emailadresse auf der Website in den Verteiler eintragen. Ebenfalls kann bei Ver-

anstaltungen auf den Newsletter hingewiesen werden und es können dort Listen zum Eintra-

gen in den Newsletter ausgelegt werden. Beim Versand des Newsletters ist zu beachten, dass 

niemals alle Emailadressen sichtbar werden und dass der Newsletter direkt in der Email ab-

rufbar ist. Wenn zunächst eine pdf-Datei geöffnet werden muss, ist die Gefahr größer, dass 

der Newsletter nicht gelesen wird. Aktueller Stand der Technik ist der Versand von Newslet-

tern als html-Email. Zwar werden diese nicht immer korrekt angezeigt, aber nahezu jedes 

moderne Emailprogramm bietet die Option html-Inhalte darzustellen.  

 

RSS-Feeds:  Per RSS-Feed werden relevante Informationen auf der Website zusammenge-

fasst und können im Browser beispielsweise als interaktives Lesezeichen abgespeichert wer-

den. So kann ein Nutzer durch einen einzigen Klick auf das Lesezeichen sehen, welche Neuig-

keiten es auf der Website gibt und entscheiden, ob er die Seite aufrufen möchte. Die Einrich-

tung des RSS-Feed erfolgt während der Einrichtung des Content-Management-Systems und 

ist mit keinerlei Mehrarbeit bei der Pflege der Website verbunden. Es werden lediglich bereits 

vorhandene Inhalte auf einem weiteren Weg abrufbar gemacht.  

 

Responsive Design für mobile Endgeräte:  Mobile Endgeräte wie Smartphones oder 

Tablet-PCs werden immer öfter als Ersatz für den konventionellen Computer oder Laptop ge-

nutzt. Um diesen Trend, der sich in Zukunft noch verstärken wird, Rechnung zu tragen, emp-

fiehlt sich die Umsetzung der Website unter Berücksichtigung eines responsive Designs. Somit 

wird sichergestellt, dass auf allen Endgeräten – unabhängig von der Displaygröße - eine opti-

male Bedienbarkeit gewährleistet wird. Hierzu werden Inhalte für kleinere Displays automa-

tisch skaliert und so angeordnet, dass die wichtigsten Funktionen und Inhalte schnell zu errei-

chen sind. 
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6.6.3 Erweiterte Onlinestrategie 

 

Die Website ist grundlegend für jede Onlinestrategie. Sie wird zielgruppenunabhängig genutzt 

und dient als repräsentative Anlaufstelle, um Informationen zum Thema Klimaschutz, Bera-

tungsangebote und aktuelle Nachrichten abzurufen. Ein Newsletter ermöglicht es, interessier-

te Personen regelmäßig mit Neuigkeiten zu versorgen. Durch die verstärkte Nutzung von Web 

2.0 Diensten, vor allem von jüngeren Zielgruppen, besteht die Gefahr, dass eine Website nur 

einmal aufgerufen, vom Nutzer auf wichtige Informationen „gescannt“ wird und dann in Ver-

gessenheit gerät. Um diesem Trend entgegen zu wirken, sollte die Nutzung einer erweiterten 

Onlinestrategie unter Berücksichtigung von Web 2.0 Diensten in Betracht gezogen werden.  

 

Web 2.0 Integration:  Um die Reichweite der Website zu erhöhen, können Onlinedienste 

wie facebook und twitter genutzt werden. Hierbei ist zu beachten, dass diese Kanäle laufend, 

d.h. so gut wie täglich bedient werden müssen. Dies ist mit zusätzlichem Arbeitsaufwand ver-

bunden und erfordert vom Klimaschutzmanager ein gewisses Maß an Kreativität und Ver-

trautheit mit dem Medium, um kontinuierliche Updates zu produzieren. 

 

Entscheidet man sich für die Nutzung dieser Technologien, erreicht man bei erfolgreicher Um-

setzung eine bessere Bindung der Nutzer und stärkt das Gefühl, dass tatsächlich „etwas pas-

siert“, da die Nutzer regelmäßig Neuigkeiten über laufende Projekte und Aktionen erhalten. 

Dabei geht es nur teilweise darum, immer wieder neue Inhalte zu produzieren, sondern vor 

allem darum, die Aufmerksamkeit der Nutzer immer wieder auf bestehende Websiteinhalte zu 

richten und diese mit aktuellen Infos zu ergänzen. Beispielsweise kann der Klimaschutzmana-

ger während eines Projektbesuchs ein Foto machen und es per Smartphone direkt per twitter 

oder facebook posten. Versehen mit einer Notiz wie „Die neue Holzhackschnitzelheizung der 

Grundschule“ bekommt der Nutzer das Gefühl, hautnah dabei zu sein. Außerdem wird die 

Arbeit des Klimaschutzmanagers transparenter und der Nutzer kann „live“ miterleben, wie 

Klimaschutz vor seiner Haustür funktioniert. Die twitter-Nachrichten können auch auf der 

Website eingebunden werden, sodass der Nutzer nicht über ein twitter-Konto verfügen muss, 

um die Statusmeldungen zu verfolgen.  
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Anhang 

 

Anhang 1 Multiplikatorenberichte 

 

1.1 Bericht RSAG 

 

Organisation 

Die Rhein-Sieg-Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH (RSAG) ist der kommunale Entsorgungs-

dienstleister für den Rhein-Sieg-Kreis. Aufgabe ist die Entsorgung privater und gewerblicher 

Abfälle und die Erfassung und Weiterbehandlung von Wertstoffen. 

 

Themenschwerpunkte 

1. Biomasse-HKW 

Ein Biomasse-HKW in Neunkirchen-Seelscheid war geplant, eine Machbarkeitsstudie ist er-

stellt, das Vorhaben wird aber nicht weiterverfolgt. Der Grund liegt vor allem darin, dass die 

Anforderungen nach stromorientierter Führung des Heizkraftwerks (1 MWel und 4 MWth) Kos-

ten von 10-11 Mill. € bedeutet hätten. Außerdem wäre die RSAG von einem einzigen Partner 

abhängig gewesen, was insgesamt das Risiko als zu hoch erscheinen ließ.  

Annahmestellen für Grünabfälle der RSAG gibt es in Sankt Augustin, Eitorf, Swisttal und 

Bornheim. In Sankt Augustin werden 24.000 t/a angeliefert. Ca. 10 % werden zu Hackschnit-

zeln verarbeitet, der Rest kompostiert. Zusätzlich einzurichtende Sammelstellen müssen im-

mer bewacht und abgeschlossen sein. Der Personaleinsatz hätte aber auch den Vorteil, dass 

das Material vom Personal in „hackfähig“ und „kompostierbar“ vorsortiert werden könnte. Die 

Bestellung einer zusätzlichen Biotonne ist möglich – hierfür ist aber ein Arbeitspreis zu bezah-

len. Die RSAG ist mit allen Städten und Gemeinden im Gespräch, ob weitere Annahmestellen 

evtl. in Kooperation mit einem Bau- und Betriebshof eingerichtet werden können. 

 

2. Biogas-Anlage 

Das Projekt einer Abfall-Biogasanlage wird weiter vorangetrieben. Geplant ist eine Gasaufbe-

reitung mit anschließender Einspeisung ins Erdgasnetz. Standort soll die ehemalige Deponie in 

Sankt Augustin Niederpleis werden. Sankt Augustin hat inzwischen eine eigene Energiever-

sorgungsgesellschaft (EVG) und will das Gasnetz künftig gemeinsam mit den Stadtwerken 

Bonn betreiben.  

Vor einem Jahr wurde zum ersten Mal über die Pläne einer landwirtschaftlichen BGA 

(NawaRo) informiert. Es gibt noch planungsrechtliche Probleme. Die BGA soll privatwirtschaft-

lich betrieben werden. Die Anforderungen an die BGA beruhen auf einem Beschluss des Aus-

schusses für Umwelt und Klimaschutz des RSK. 

Für die Abfall-BGA ist die politische Akzeptanz da. Das offene Ausschreibungsverfahren soll 

Anfang 2012 beginnen. Allein für eine Abfall-BGA lohnt sich die Einspeisung in das Erdgasnetz 

nicht. Eine Verstromung vor Ort ist auch nicht wirtschaftlich, da noch ein Wärmeabnehmer 

fehlt. Die Abfall-BGA dient in erster Linie der Erweiterung des Kompostwerkes. Aufgrund der 

Zusammensetzung der Gärreste muss die Abfall-BGA zwingend mit einem Kompostwerk 

kombiniert werden. Im RSK gibt es 80.000 t /a Bioabfälle, davon sollen 30.000 t / a vergoren 
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werden, der Rest wird weiterhin kompostiert. Die Gärreste müssen nachkompostiert werden, 

daher ist eine Coferment-Anlage ausgeschlossen. Der Gärrest darf nicht direkt ausgebracht 

werden. 

Der Grund für die Pläne einer Abfall-BGA ist, dass die Nutzung von Abfall als Ressource weiter 

voran getrieben werden soll. Die Abfallvergärung wird politisch unterstützt, weil Vorreiter ge-

braucht werden, um diese neuen Technologien weiter zu verbreiten. Als Alternative zur BGA 

in Sankt Augustin wird augenblicklich parallel eine BGA (NawaRo und Abfall) in Swisttal ge-

plant. 

Die RSAG ist beteiligt am Projekt „Erstellung eines überregionalen Konzeptes zur Verwertung 

von Abfallbiomassen in RLP und NRW“. 

 

Technische Daten der geplanten NawaRo-BGA: 

Kapazität:   18.000 t 

Zugelassene Rohstoffe: Landschaftspflegegrün, Mais, Zuckerrüben, Gras, Zwischenfrüch-

te 

Vergärungsverfahren: Trockenvergärung, Nachrotte Kompostmiete 

Fermenterzahl:  8 

Fermentergröße:  8 x 750 m³ 

Biogasertrag:   1.800.000 m³ / a 

Thermischer Energiegehalt: 9.500.000 kWh / a (entspricht der Wärmeversorgung von ca. 500 

Haushalten) 

Thermische Leistung:  ca. 1,1 MW 

Ersparnis CO2-Äquivalente: ca 2.150 t 

 

Technische Daten der geplanten Abfall-BGA: 

Kapazität:   ca. 30.000 t 

Zugelassene Abfallstoffe: Garten- und Parkabfälle, Bioabfälle, Marktabfälle 

Vergärungsverfahren: Einstufig 

Fermenterzahl:  2 

Fermentergröße:  2 x 1.300 m³ 

Biogasertrag:   3.600.000 m³ / a 

Thermischer Energiegehalt: 20.150.000 kWh / a (entspricht der Wärmeversorgung von ca. 

1.000 

Haushalten) 

Thermische Leistung:  2,3 MW 

Ersparnis CO2-Äquivalente: 5.300 t 

 

Deponiegas: Das Deponiegas der Deponie in Sankt Augustin wird verstromt. Die Abwärme 

wird genutzt für die Sickerwasserreinigungsanlage (Abwasser muss im Winter vorgewärmt 

werden) sowie zur Kaminholztrocknung durch einen Subunternehmer. 
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Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Einrichtung zusätzlicher Sam-

melstellen für private Grünabfäl-

le. 

RSAG / Kommunen mittelfristig + 
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1.2 Bericht Aggerverband 

 

Organisation 

Der Aggerverband deckt in seinem 1.100 km² großen Verbandsgebiet alle notwendigen 

Maßnahmen zur Sicherung der wasserwirtschaftlichen Belange ab.  Der Verband unterhält 

drei Talsperren, davon zwei Trinkwassertalsperren, und versorgt ca. 500.000 Menschen mit 

Trinkwasser. Im Bereich der Fließgewässer unterhält und pflegt der Verband 3.000 Flusski-

lometer. Der Aggerverband verfügt insgesamt über 32 Kläranlagen. 

 

Themenschwerpunkte 

Die Kläranlagen des Aggerverbandes in der Untersuchungsregion: 

 

Ort Ausbaugröße 2010 (Zahl der 

angeschlossenen Einwohner und 

Einwohnergleichwerte) 

Belastung 2010 (angeschlossene Ein-

wohner, Stand 31.12.2010) 

Much 8.800 7.591 

Hillesheim 3.000 2.240 

Büchel 25.000 17.887 

Winterscheid 3.500 2.624 

Donrath (neu) 37.500 (z.Zt. 32.968 bei den Kläranlagen 

Lohmar + Donrath + Wahlscheid) 

 

Der spezifische Stromverbrauch pro Einwohner einer Kläranlage sinkt bei gleichen Randbedin-

gungen mit der Ausbaugröße. Die Anlage in Hillesheim braucht 40-55 kWh / Einwohner und 

Jahr, die Anlage Donrath (neu) braucht 25-30 kWh / Einwohner und Jahr; dabei ist zu berück-

sichtigen, dass die Kläranlage zusätzliche Behandlungsstufen für die Schlammfaulung auf-

weist. 

In den Kläranlagen Donrath und Büchel sind jeweils ein BHKW für die Klärgasnutzung instal-

liert: Donrath 65 kW (elektr.) und Büchel 75 kW (elektr.). Die Abwärme wird zur 

Faulturmerwärmung auf 38° C genutzt. Der Strom wird selber verbraucht, eventuelle Über-

schüsse werden eingespeist. Ein Abfackeln des Klärgases erfolgt nur im Notfall. Der Roh-

schlamm der anderen Kläranlagen wird mit LKW nach Büchel bzw. Donrath gefahren. Im ge-

samten Aggerverband werden ca. 200.000 m³ Rohschlamm pro Jahr transportiert. Der ausge-

faulte Rohschlamm / Klärschlamm wird als Filterkuchen (30 % TM) linksrheinisch auf Acker-

flächen ausgebracht. In den nächsten Jahren werden aufgrund neuer Grenzwerte 30-50 % 

des Klärschlammes verbrannt werden müssen. Dabei hat eine Monoverbrennung den Vorteil 

der Phosphatrückgewinnung.  

Effizienzsteigerungspotenziale finden sich bei Pumpen und Gebläsen. Ansonsten entsprechen 

die vorhandenen Anlagen dem Stand der Technik. Förderprogramme für Energieanalysen 

werden genutzt.  

Bei den Wasserverbänden gibt es Aktivitäten zum Thema „Carbon Footprint“. Der 

Aggerverband überprüft vor diesem Hintergrund die Kläranlage Büchel mit dem Ziel, eine 

komplette Ökobilanz zu erstellen (Durchführung durch TH Aachen). 
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Anpassungsstrategien: 

1. In Trockenperioden können die bereits vorhandenen Spülwagen die Kanalisation 

durchspülen. 

2. Starkregenereignisse können durch den Neubau von Retentions- und Regenüberlauf-

becken abgepuffert werden. Der Stromverbrauch bei Regenwetter und Trockenwetter 

ist nahezu gleich. 

 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

keine    
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1.3 Bericht rhenag 

 

Organisation 

Das Unternehmen rhenag (Rheinische Energie AG) ist ein regionales Energieversorgungsun-

ternehmen im Rhein-Sieg-Kreis. Es versorgt Haushalte, Gewerbe, Industrie und öffentliche 

Einrichtungen im Raum Rhein-Sieg, Bonn, Düsseldorf und im nördlichen Rheinland-Pfalz mit 

Gas, Strom, Wasser und Wärme. Außerdem bietet rhenag Stadtwerken und regionalen Ener-

gieversorgungsunternehmen Unterstützung in betriebswirtschaftlichen und technischen Fra-

gen an. 

 

Themenschwerpunkte 

1. Energieeinsparung und -effizienz 

Die kundenseitige Nachfrage der ca. 100.000 Gas- und Stromkunden nach diesen Themen ist 

trotz durchgehender Hinweise in der Kundenzeitschrift gering. Dies betrifft z.B. das Angebot 

der Thermographie, Beratung zu Dämmung und Fensterersatz, den Energieausweis oder So-

larkollektoren. Zum Heizspiegel im Rhein-Sieg-Kreis ist die Nachfrage ebenfalls sehr gering. 

 

2. Erneuerbare Energien 

Der Ursprung der Planung zur Biogasanlage in Sankt Augustin (zusammen mit der RSAG) lag 

bei der rhenag. Aus politischen Gründen hat sich die rhenag aus der weiteren Planung zu-

rückgezogen. Sobald die bestehenden Hemmnisse beseitigt sind, will die rhenag sich wieder in 

dem Projekt engagieren. Bei der Biogasanlage in Sankt Augustin ist eine Einspeisung von 500 

m³ / h Bioerdgas (= aufmethanisiertes Biogas) geplant. 

Die Wirtschaftlichkeit der Einspeisung hängt vom Erdgaspreis ab. Augenblicklich kostet Bio-

erdgas 7-8 Cent / kWh und Erdgas für Haushalte 5 Cent / kWh. Es gibt bei der rhenag Beimi-

schungstarife für die Kunden, die jedoch kaum genutzt werden. Sollte nach dem Erneuerbare-

Energien-Wärmegesetz die Nutzung von 20 % Bioerdgas die Auflagen erfüllen (was augen-

blicklich nicht der Fall ist), würde dies die Nachfrage enorm steigern. Ein Marktrisiko wird in 

der fehlenden Nachfrage im Wärmemarkt und ein Kostenrisiko für Biogas wird in den steigen-

den Substratkosten gesehen. 

Die rhenag hatte bei der Landwirtschaftskammer eine Studie in Auftrag gegeben zur Suche 

nach einem idealen BGA-Standort für eine Anlage zur Einspeisung (>500 m³/h Bioerdgas). 

Maßgabe war, dass nicht mehr als 10 % der Ackerfläche für Substratanbau genutzt werden 

durfte. Als prädestinierter Standort wurde damals Sankt Augustin gefunden. Im Projektgebiet 

(Lohmar-Much-Ruppichteroth) wurde kein Standort identifiziert. 

Die in der Region von rhenag betriebenen Gastankstellen sind zum 1. April auf 100%iges Bio-

erdgas umgestellt worden. Die Mineralölindustrie bietet dazu Bioerdgas zum Preis von norma-

lem Erdgas an zum Zwecke der Quotenerfüllung. In Siegburg wurden bisher fünf Stromtank-

stellen für Elektrofahrzeuge aufgebaut, drei Ladestationen für E-Bikes befinden sich in der 

Planung bzw. Umsetzung. 

Für Tiefengeothermie ist die Region nach einer Studie der Fa. Erdwerk (Unterhaching) nicht 

geeignet. 
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Die Windkraftnutzung ist in der Region schwer realisierbar. Die rhenag hat hierzu eine eigene 

Studie durchführen lassen. In Much gibt es geeignete Standorte, Lohmar und Ruppichteroth 

sind eher uninteressant. 

 

3. Sonstiges 

Der Ersatz einer Gasversorgung durch ein Nahwärmenetz auf Holzbasis kann für rhenag aus 

reinen Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten  nicht sinnvoll sein. Einen Wettbewerbsvorteil haben  

Unternehmen, die direkten Zugang zum Holz haben. Trotzdem werden aktuell bei rhenag zwei 

Nahwärmeprojekte auf Holzbasis in einem gasversorgten Gebiet untersucht und die Umset-

zung in Erwägung gezogen.  Das Neubaugebiet NCC in Niederkassel (20 Gebäude mit 30 

Wohneinheiten) wird über ein Nahwärmenetz und BHKW verfügen. Die Nachfrage nach Micro-

BHKW ist zurzeit gering. In einer Feldstudie werden von rhenag augenblicklich vier Geräte 

getestet. Im Laufe des Jahres 2012 wird ein Förderprogramm für mindestens 100 Klein-BHKW 

im Versorgungsgebiet der rhenag angeboten. 

Die rhenag wird bis 2020 insgesamt 30 Mio. € in erneuerbare Energieträger investieren, da-

von wurden bereits 5 Mio. € überregional in Green GECCO investiert. rhenag beabsichtigt den 

überwiegenden Teil der 30 Mio. € im Versorgungsgebiet zu investieren – erste Projekte sind in 

der Konzeption/Entwicklung. 

 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

keine    
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1.4 Bericht Stadtwerke Lohmar / RheinEnergie 

 

Organisation 

Die Stadtwerke Lohmar wurden Anfang 2012 gegründet. 51 % der Stadtwerke gehören der 

Stadt Lohmar, 49 % dem Energieversorgungsunternehmen RheinEnergie, welches wiederum 

mehrheitlich in kommunalem Besitz ist. Sowohl im Aufsichtsrat als auch in der Gesellschafter-

versammlung hat ein Vertreter der Stadt den Vorsitz inne. Aufgabe der Stadtwerke ist eine 

zuverlässige und bürgernahe Energie- und Trinkwasserversorgung. 

Das EVU RheinEnergie hat sich mit seinem Programm „Energie und Klima 2020“ auf ehrgeizi-

ge Klimaschutzziele in Köln und der Region verpflichtet und stellt dafür in den kommenden 

Jahren insgesamt 25 Millionen Euro bereit, mit dem Ziel, dauerhaft jährlich 150.000 t CO2 

einzusparen. Das Programm wurde Ende 2007 durch die RheinEnergie ins Leben gerufen, um 

damit gezielt gegen den voranschreitenden Klimawandel vorzugehen. Im Fokus stehen der 

Ausbau von Erneuerbaren Energien, die Förderung der Energieeffizienz oder auch eine Ver-

stärkung des Ausbaus des Fernwärmenetzes.  

Durch Nutzung des Fördertopfes wird die RheinEnergie auch Projekte in Lohmar umsetzen. 

Diese unterstützen den Ausbau Erneuerbarer Energien und führen zu verringerten Energie-

kosten sowie einer Einsparung laufender Betriebs- und Wartungsaufwände. Ansatzpunkte 

bestehen insbesondere im Bereich Sanierung und Modernisierung öffentlicher Gebäude. 

Themenschwerpunkte 

Die Stadtwerke planen Marketingaktionen für mehr Energieeffizienz. Die Energieberatung der 

Stadtwerke Lohmar hat bereits im Rahmen unterschiedlicher Veranstaltungen ausgewählte 

Schwerpunkte für Lohmar gesetzt. So wurde für die Bürger eine Fachveranstaltung zum The-

ma Thermografie angeboten.  

RheinEnergie hat im Untersuchungsgebiet Investitionsmöglichkeiten zum Einsatz Erneuerba-

rer Energien geprüft. Investitionsentscheidungen wurden bislang noch nicht getroffen, auch, 

da aus Gründen fehlender Wirtschaftlichkeit bislang noch keine ökonomisch sinnvollen Projek-

te identifiziert wurden. Unter anderem wurde eine Nahwärmeversorgung der Haushalte in 

Lohmar Scheiderhöhe durch die Biogasanlage auf dem Schöpcherhof untersucht.  

Die Stadtwerke Lohmar, als junges Unternehmen, befinden sich noch in der Aufbau- und erst 

am Anfang der Wachstumsphase. Nach dem Abschluss des Aufbaus des operativen Ge-

schäftsbetriebs Ende dieses Jahres werden wir in enger Abstimmung mit der Stadt Lohmar 

Maßnahmen zur Unterstützung der lokalen Klimaschutzziele identifizieren und umsetzen hel-

fen. 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Keine    
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1.5 Bericht Landesbetrieb Wald und Holz NRW, Gräflich Nesselrodesche Forst-

verwaltung und Umweltbeauftragter Gemeinde Ruppichteroth 

 

Organisation 

Der vorrangige Auftrag des Landesbetriebs Wald und Holz NRW ist die nachhaltige Sicherung 

und Entwicklung der Waldfunktionen, die Bewirtschaftung des Staatswaldes sowie die Wahr-

nehmung forstlicher Dienstleistungen – zum Beispiel die Betreuung der Waldbesitzerinnen 

und Waldbesitzer bei der Bewirtschaftung des Waldes. Hinzu kommen die Forstaufsicht, die 

Durchführung forst- und holzwirtschaftlicher Programme – etwa zur Förderung der stofflichen 

und energetischen Holznutzung – sowie Öffentlichkeitsarbeit. 

Der Gräflich Nesselrodesche Forst ist der größte Privatwald der Region. 

 

Themenschwerpunkte 

1. Holz 

In der Untersuchungsregion gibt es folgende Waldflächen: Lohmar 2.700 ha, Much 1.600 ha, 

Ruppichteroth 2.900 ha. Die Besitzverhältnisse: 

 Staatswald Kommunaler 

Wald 

Privatwald 

Lohmar 10% 10% 80% 

Much   100% 

Ruppichteroth 10%  90% 

 

Der gesamte Forst der Region ist Landschaftsschutzgebiet (LSG), darüber hinaus sind 650 ha 

in Much und die komplette Wahner Heide FFH-Gebiet. In FFH-Gebieten (FFH = Flora- und 

Fauna-Habitat) ist ordnungsgemäße Forstwirtschaft erlaubt. Der Zustand des Waldes muss 

erhalten oder, z.B. durch Laubwaldvermehrung, verbessert werden. Forstbetriebsgemein-

schaften existieren flächendeckend. 

In den Kommunal-, Staats- und Privatwäldern werden momentan 70 % der Waldfläche (5000 

ha) beerntet. Dies entspricht für Lohmar, Much und Ruppichteroth insgesamt 30.000 FM / 

Jahr. 

Der Gräflich Nesselrodesche Forst befindet sich zu jeweils 40 % in Eitorf und Ruppichteroth, 

der Rest verteilt sich auf die umliegenden Gemeinden. 70 % der Gesamtfläche wird beerntet. 

Die Ernte erfolgt nach Zuwachs (6-8 FM / ha jährlich); eine Steigerung ist nicht möglich. Vom 

Einschlag werden 15-20 % als Scheitholz genutzt, vor allem das Laubholz. Zu Holzhackschnit-

zeln werden 5 % verarbeitet, hier vor allem Nadelholz. Der Rest wird in der Möbel- und Pa-

pierindustrie verarbeitet.  

Allgemein wird dem Siegtal ein enormes Holzpotential zugesprochen, das Problem liegt in der 

schwierigen Bergung (insbesondere in den Steilhängen). Ein großes Problem für die gezielte 

energetische Holznutzung ist die Erschließung der Waldgebiete zum Beispiel wegen Steillagen 

oder nicht vorhandener Wege. Hinzu kommt ein gewisses Desinteresse der Besitzer von 

Kleinprivatwald: schätzungsweise 15-20 % des Privatwaldes werden überhaupt nicht wirt-

schaftlich genutzt. Die Gründe dafür sind unterschiedlicher Natur: es kann sein, dass der 

Waldbesitzer gar nicht weiß, wo sein Flurstück liegt; mancher Stadtbewohner hat seinen Wald 
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bisher nur im Grundbuch gesehen. Hier liegt mobilisierbares Potenzial, was jedoch nur bei 

entsprechender Förderung mit Sach-/Personalmitteln möglich ist, da die Besitzer einzeln per-

sönlich angesprochen werden müssten. Die durchschnittliche Größe der Kleinprivatwälder wird 

auf 1-2 ha geschätzt. Grund für diese teilweisen kleinen Flächen ist die Erbteilung. Bei einiger 

Anstrengung könnten in den 3 Gemeinden insgesamt ca. 1000 FM / Jahr mehr geerntet wer-

den. 

Vorstellbar sind 15-40 HHS-Heizung (insgesamt für die 3 Kommunen), für die dann 2.000-

5.000 m³ Nadelholz jährlich zur Verfügung stehen. Notwendig ist die Bereitstellung von Flä-

chen zur Brennholzlagerung / -trocknung außerhalb von Gewerbegebieten. Hier sind die 

Kommunen gefragt. 

 

2. Biogas 

Biogasnutzung darf nach Ansicht der genannten Organisationen nicht auf Kosten von Le-

bensmitteln gehen. Der intensive Maisanbau verursacht Erosionsschäden nach Starkregen. 

Biogasanlagen mit Abfällen (Gülle und Grasschnitt) werden befürwortet. Bei der biologischen 

Station in Eitorf fallen nach Pflegemaßnahmen („Vertragsnaturschutz“, Mahd 1x jährlich ab 

Ende Juni) größere Mengen von Grasschnitt an, die Entsorgung ist problematisch, die Entsor-

gungskosten sind enorm. Ein Lohnunternehmer pflügt das Material auf seinen Feldern unter. 

Allgemein gibt es in der Region Probleme mit wild abgelagertem organischem Material (Gras-

schnitt, Gartenabfälle, Strauchschnitt) v.a. im Wald. Hier ist eine Bewusstseinsveränderung 

bei der Bevölkerung notwendig. 

 

3. Windkraft 

Die Aufstellung von Windkraftanlagen im Wald wird von Seiten der Forstvertreter grundsätz-

lich positiv bewertet. Dabei müssen in jedem Einzelfall die Auswirkungen auf Natur und Land-

schaft gründlich untersucht werden müssen. Es können Pachtpreise von jährlich bis zu 10.000 

€ / MW WEA-Leistung erwartet werden. Als Standorte sind Flächen auf der Grenze Ruppichte-

roth / Windeck denkbar. Dabei muss für / wider den Artenschutz abgewogen werden. Zu die-

sem Thema erstellt der Rhein-Sieg-Kreis augenblicklich eine Karte, bei der vor Allem auch 

ornithologische Belange (Vogelzug, Rotmilan, Schwarzstorch) berücksichtigt werden. Des 

Weiteren wird bei dieser Karte auch die Windhöffigkeit dargestellt werden. 

 

4. Wasserkraft 

An der Bröl steht eine 37 kW-Wasserkraftanlage der Gräflich Nesselrodeschen Forstverwal-

tung. 

 

Anpassung 

1. Angestrebt wird eine frühe Durchforstung der Nadelwälder, damit die Bäume bis zur 

Ernte noch so hoch wachsen müssen (Orkanschäden). 

2. Die Wiederaufforstung erfolgt stellenweise mit Douglasien (Tiefere Wurzeln, wider-

standsfähiger gegen Trockenheit), dies jedoch aus Naturschutzgründen nicht in Mo-

nokultur. 
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3. Für den Klimaschutz wichtig ist auch die Erstaufforstung. Bei Aufforstung auf Grenz-

ertragsflächen muss jeder Einzelfall im Genehmigungsverfahren durch die Natur-

schutzbehörde gründlich geprüft werden. Aus der Sicht des Naturschutzes dürfen in 

Frage kommende Flächen nicht mit Weihnachtsbaumkulturen „aufgeforstet“ werden. 

Zu bevorzugen sind Laub- und Mischwälder.  

 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Mehr Sammelstellen für Grünab-

fall müssen eingerichtet werden. 

RSAG / Kommunen kurzfristig 0 

Grasschnitt aus dem Vertragsna-

turschutz eignet sich ggf. zur 

Trockenfermentation. 

RSAG / Kommunen mittelfristig 0 

Bereitstellung von Flächen zur 

Brennholzlagerung / -trocknung 

außerhalb von Gewerbegebieten. 

Kommunen kurzfristig + 

Standortsuche für 1-2 HHS-

Heizung (insgesamt für die 3 

Kommunen), für die dann 2.000-

5.000 m³ Nadelholz jährlich zur 

Verfügung stehen. 

Kommunen mittelfristig ++ 
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1.6 Bericht Landwirtschaftskammer NRW (LWK) und Kreisbauernschaft Bonn-

Rhein-Sieg e.V. 

 

Organisation 

Die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen hat die Aufgabe, die Landwirtschaft und die 

landwirtschaftlich Berufstätigen zu fördern und zu betreuen und im Rahmen ihrer Aufgaben 

den ländlichen Raum zu stärken. Ziel der Arbeit der Kreisbauernschaft ist die Sicherung an-

gemessener wirtschaftlicher Rahmenbedingungen und die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit 

der landwirtschaftlichen Betriebe in der Region. 

Themenschwerpunkte 

1. Biogas 

Prinzipiell besteht (auch im Rhein-Sieg-Kreis und den bergischen Kommunen des Kreises) 

eine Konkurrenzsituation zwischen Biogasanlagen (BGA) und „Kuhmagen“ durch steigende 

Pachtpreise für die landwirtschaftliche Nutzfläche. Durch große expandierende Milchviehbe-

triebe in der Region ist keine Fläche mehr für Energiepflanzenanbau vorhanden (In NRW ist 

der Grünlandumbruch verboten). Für eine 500 kW-BGA werden ca. 200 ha Mais im transport-

würdigen Umkreis (d.h. bis 15 km) benötigt. Diese Flächen stehen in der Region nicht zur 

Verfügung. Die Agrarreform 2014 („dreigliedrige Fruchtfolge“) wird die Situation nochmals 

verschärfen.  

Eine Studie im Auftrag der LWK ergab potentielle Standorte für Maisanbau nur auf den ausge-

prägten Ackerstandorten bei Troisdorf/Niederkassel und im linksrheinischen Bereich. Allge-

mein wird die Biogasproduktion auf Maisbasis sehr kritisch gesehen. Daher ist man auf der 

Suche nach anderen Modellen. Geprüft wird die Möglichkeit, eine BGA rein auf Güllebasis zu 

betreiben und den dritten und vierten Grünlandschnitt bzw. den Schröpfschnitt zusätzlich ein-

zubringen. Dabei wird auf Erfahrungen aus Österreich, der Schweiz und Bayern zurückgegrif-

fen, ein Modellversuch soll in der Eifel stattfinden (75 kW-BGA, Schwerpunkt Rindergülle, de-

zentral, Investitionskosten ca. 50.000 €). Dabei soll versucht werden, die Bürger über die 

Wärmenutzung einzubinden, auch, um die Akzeptanz der Anlage zu verbessern. 

Der durchschnittliche Milchviehbetrieb in der Region hat 60-80 Stück Vieh. Mehr als 50 % der 

Landwirte bewirtschaften den Betrieb im Nebenerwerb. Durch fehlende Hofnachfolger wird 

sich die Zahl der Betriebe in den nächsten 20 Jahren halbieren. Die dann größeren Betriebs-

strukturen könnten eine BGA nach oben genanntem Modellversuch wirtschaftlich attraktiv 

machen. 

 

2. Windkraft 

Im Untersuchungsgebiet gibt es bis heute keine Anlagen. Größere Unternehmen haben sich 

durch Verträge (auch mit Landwirten) Standorte gesichert, die unter den heutigen gesetzli-

chen Bestimmungen wohl nicht mehr wirtschaftlich sind. Ein Bürgerwindpark mit Beteiligung 

von Landwirten ist vorstellbar. 
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3. Photovoltaik 

Die Landwirte in der Region nutzen ihre Dachflächen für Photovoltaik wann immer ökono-

misch möglich. Freiflächenanlagen auf Acker- oder Grünland werden abgelehnt, zumal es seit 

Juli 2010 hierfür auch keine EEG-Vergütung mehr gibt. 

 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Die Anwendbarkeit des Modell-

versuches „Kleine BGA auf 

Güllebasis“ für die Untersu-

chungsregion sollte geprüft wer-

den. 

Landwirtschaft mittelfristig ++ 
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Bild Anhang-1  Biogasanlage am Schöpcherhof (Photo: Schulz) 

 

 

1.7 Bericht Schöpcherhof 

 

Der Schöpcherhof liegt im Nordwesten von Lohmar in direkter Nachbarschaft zur Ortschaft 

Scheiderhöhe. Der Hof hat 180 Milchkühe. 

Themenschwerpunkte 

Bei der Biogasanlage handelt es sich um eine Kofermentationsanlage mit einem 800 kWel 

BHKW. Die Anlage besteht aus zwei Hauptfermentern und einem abgedeckten Nachlager. 

Vergoren werden 50 % (Masseprozent) Mist / Gülle (12.000 t / a,), sowie 50 % Lebensmittel-

abfälle (entsprechend 2 LKW / Tag). Für die Lebensmittelreste bestehen spezifische Hygiene-

vorschriften, sie werden im Vollstromverfahren bei 70° C hygienisiert. Die derzeit eingesetz-

ten, hygienisierten Gärreste können komplett flüssig auf Grünland ausgebracht werden, eine 

Granulierung ist nicht nötig. Aus den Gärresten wird kein Erlös erwirtschaftet. Der Betrieb 

einer NawaRo-Anlage ist wegen fehlender Flächen nicht möglich. 

Bedingt durch das EEG 2012 und die damit verbundene höhere Vergütung für Abfall-

Kofermentationsanlagen wird ab 2012 ein starker Konkurrenzdruck erwartet. Dies wird  

dazu führen, dass die Lebensmittelreste eingekauft / bezahlt werden müssen. 

Der erzeugte Strom wird eingespeist und von der RWE mit 9,6 Cent / kWh nach EEG (Anlagen 

> 500 kW) vergütet. Die Arbeitsleistung für 2010 ist nicht bekannt. Zur Biogasausbeute konn-

ten keine Angaben gemacht werden. 

Die BHKW-Wärme wird über ein Nahwärmenetz (800 m; 125er Rohre) an die Firma ABS (Ab-

wassertechnik) und das Gasthaus Scheiderhöhe geliefert. Die darüber hinausgehende Nach-

frage nach Wärme im Ort Scheiderhöhe kann zurzeit nicht gedeckt werden. Es ist denkbar, 

den Ort Scheiderhöhe an das Nahwärmenetz anzuschließen. Dabei könnte die Grundlastwär-

me der BGA durch eine Holzhackschnitzel-Heizung ergänzt werden. 
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Außerdem hat der Schöpcherhof eine PV-Anlage mit 300 kWpeak. Windkraftanlagen sind wegen 

der Einflugschneise des Flughafens Köln/Bonn schwierig bzw. nicht möglich. Eventuell haben 

sich hier jedoch die Rahmenbedingungen geändert. 

 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Bei der Neuausschreibung des 

Strombezugs der Stadt Lohmar 

in 2013 kann der Betreiber sich 

beteiligen und damit die Stadt 

Lohmar mit Ökostrom versor-

gen. 

Kommune / Land-

wirt 

mittelfristig + 

Möglichkeiten zum Bau einer 

Windkraftanlage sollten erneut 

überprüft werden. 

Landwirt mittelfristig ++ 

Möglichkeiten, den Ort 

Scheiderhöhe an das Nahwär-

menetz anzuschließen sollten 

geprüft werden. Dabei könnte 

die Grundlastwärme der BGA 

durch eine Holzhackschnitzel-

Heizung ergänzt werden. 

Landwirt mittelfristig ++ 
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Bild Anhang-2  Die Naturschule Aggerbogen (Photo: Schulz) 

 

 

1.8 Bericht Naturschule Aggerbogen und Lokale Agenda Lohmar 

 

Organisation 

Die Naturschule im ca. 16 Hektar großen Landschaftsgarten Aggerbogen Lohmar ist ein Na-

turzentrum, welches im Bereich der Umweltpädagogik tätig ist. Adressaten sind Kinder / Ju-

gendliche von Vor- und Grundschulen bis zur SEK II. Jährlich besuchen mehr als 10.000 Kin-

der die Schule mit ihren Schulklassen. Die Eltern und der außerschulische Bereich sind dabei 

mit eingebunden. Unterstützung erfährt die Schule durch Lehramtsanwärter der Uni Köln. 

Die Naturschule Aggerbogen verfügt über eine PV-Anlage auf dem Dach und eine Geothermie-

Heizung. 

Eine willkommene Ergänzung zum bestehenden Angebot wäre ein „EnergieStadt“-Parcours. 

 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Einrichtung „EnergieStadt“-Parcours ? mittelfristig 0 

 

 

Lokale Agenda Lohmar 

Organisation 

Basierend auf einen Ratsbeschluss organisierte die Stadtverwaltung Lohmar 1999 die folgen-

den Arbeitskreise der Lokalen Agenda 21: Stadtentwicklung und Verkehr, Klimaschutz, Le-

bensstile, Regionalvermarktung, Kunst & Kultur. Augenblicklich aktiv ist noch der AK Lebens-

stile 
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Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Einrichtung eines Energiebeirates Kommune mittelfristig 0 

„Energieberaterbus“ mit wechselnden 

Terminen und Standorten 

Kommune / 

RSK 

mittelfristig + 

Kurzfrist-Mitfahrbörse: kurzfristige 

Mitfahrgelegenheiten zentral regis-

trierter Teilnehmer könnten über 

Mobiltelefone und Navigationsgeräte 

organisiert werden, wobei der ÖPNV 

mit einbezogen werden kann. Als 

Zielgruppe hierfür erscheinen Kinder 

/ Jugendliche vor allem im ländlichen 

Raum ideal. 

Kommune / 

RSK / ÖPNV 

mittelfristig + 

Zuschuss der Kommune bei Beauft-

ragung lokaler Handwerker mit ener-

getischer Sanierung von Objekten. 

Kommune mittelfristig 0 

Formulierung Leitbilder / Leitsätze 

zur Akteursmotivierung. 

Kommune mittelfristig 0 
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1.9 Bericht Kreishandwerkerschaft 

 

Organisation 

Die Kreishandwerkerschaft Bonn /·Rhein-Sieg ist zuständig für die Belange des selbstständi-

gen Handwerks sowie der angeschlossenen Innungen in Bonn und dem Rhein-Sieg-Kreis. Sie 

vertritt die Interessen der Handwerker in der Öffentlichkeit und gegenüber regionalen Einrich-

tungen. Außerdem bietet sie ein umfassendes Beratungs- und Bildungsangebot an. Hinzu 

kommt die Geschäftsführung für 22 Innungen im Rhein-Sieg-Kreis. 

 

Themenschwerpunkte 

Thema Energieberatung:  Energieberatungen gibt es zahlreich und sie werden von vielen 

Institutionen und Berufsgruppen angeboten (z.B. Verbraucherzentrale, Energieversorger, 

Schornsteinfeger, Architekten, Installateure). Die Beratungsangebote werden in der Öffent-

lichkeit häufig als zu wenig unabhängig und zu interessengebunden wahrgenommen. Aus 

Sicht der Kreishandwerkerschaft fehlt eine koordinierte und neutrale Erstberatung. Diese kann 

die Kreishandwerkerschaft alleine nicht anbieten. Daher plant sie gemeinsam mit der Bonner 

Energie-Agentur ein zweistufiges Beratungsangebot zu entwickeln. Eine Erstberatung als An-

gebot für Bürger der Stadt Bonn soll neutral durch die Bonner Energie-Agentur stattfinden. 

Danach kann der Ratsuchende sich anhand einer Handwerkerliste eine geeignete Firma für 

eine vertiefte Beratung aussuchen. Dazu wird die Kreishandwerkerschaft eine Liste ausge-

wählter, befähigter Handwerker aufstellen. Die ausgewählten Handwerker müssen einen defi-

nierten Kodex erfüllen und sind zur Weiterbildung verpflichtet. Auf die Liste kommen nur die-

jenigen Betriebe, die sich qualifizieren können. Wichtig ist dabei ein ganzheitlicher Ansatz. Als 

Vorbild fungiert der Infoservice „Altbau+“ der Stadt Aachen. 

Auch für die Untersuchungsregion (und darüber hinaus im rechtsrheinischen Kreisgebiet) wird 

eine (zweistufige) Energieberatung der Bürger als sehr sinnvoll erachtet. Eine neutrale Erstbe-

ratung sollte kostenfrei sein und nicht zu sehr in die Tiefe gehen, sondern eher zur ersten 

Orientierung dienen. Die Kreishandwerkerschaft würde sich hierbei ähnlich wie in der Stadt 

Bonn beteiligen. 

Thema Musterhaus:  Ein „Energetisches Musterhaus“ müsste ständig aktuell gehalten wer-

den, was durch den rasanten technischen Fortschritt nur schwer möglich wäre. Sinnvoller er-

scheint eine mobile Ausstellung mit Kojen, in denen die verschiedenen baulichen und techni-

schen Lösungen dem Bürger vorgeführt werden. Diese Ausstellung sollte modular aufgebaut 

sein und wäre somit relativ schnell aktualisierbar. Hier könnte man bei der Industrie nach 

Sponsoren suchen. Örtliche Interessen und Angebote müssen bei der Ausstellung und Bera-

tung berücksichtigt werden. 

Kooperationen zwischen den einzelnen Gewerken gibt es zwar, sie sind aber schwer zu orga-

nisieren oder zu verstärken. 

Die im Jahre 2009 für die Region erstellte Studie für ein Solarkataster von CIC Solar wurde 

von der Kreishandwerkerschaft als wenig hilfreich betrachtet, da die Firma nicht nur beratend 

auftrat, sondern gezielt Akquisition für Dachflächen zur Photovoltaiknutzung betrieben hat. 
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Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Eine zweistufige Energieberatung 

nach dem Bonner Beispiel für die 

Region bzw. den rechtsrheini-

schen Kreis einrichten. 

Kommunen mittelfristig ++ 

Mobile Ausstellung, die die ver-

schiedenen baulichen und tech-

nischen Lösungen vorstellt. 

Industrie mittelfristig + 
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1.10 Bericht Verkehr: ÖPNV und zukünftige Mobilität (Rhein-Sieg-Kreis: Planungs-

amt, Abteilung ÖPNV und Amt für technischen Umweltschutz) 

 

Organisation 

Die Abteilung ÖPNV im Planungsamt des Rhein-Sieg-Kreises erstellt nach dem ÖPNVG NRW 

den Nahverkehrsplan für den Rhein-Sieg-Kreis und ist in alle weiteren Fragen der Mobilität 

und des öffentlichen Verkehrs im Rhein-Sieg-Kreis involviert. Das Amt für technischen Um-

weltschutz nimmt die gesetzlichen Aufgaben der Unteren Wasserbehörde, der Unteren Abfall-

wirtschaftsbehörde, der Unteren Bodenschutzbehörde und der Unteren Immissionsschutzbe-

hörde wahr. 

 

Themenschwerpunkte 

Seit 1996 stellt der Rhein-Sieg-Kreis Nahverkehrspläne auf, die den Rahmen für die Ausge-

staltung des ÖPNV im gesamten Kreisgebiet setzen. Im rechtsrheinischen Kreisgebiet wurde 

der 3. fortgeschriebene Nahverkehrsplan im Dezember 2010 durch die Verkehrsunternehmen 

umgesetzt (im linksrheinischen RSK erfolgte die Umsetzung bereits im Dezember 2009). 

Rechtsrheinisch werden die Linien vornehmlich durch die RSVG (Rhein-Sieg-Verkehrs-

gesellschaft) betrieben. Im Modellversuch laufen Erdgas- und Wasserstoff-Busse. Kontinuier-

lich werden neue Busse angeschafft, die dann den immer schärfer werdenden Abgasnormen 

entsprechen. Ein Bus hat eine Laufzeit von 12-15 Jahren. 

Die stärkste Kundengruppe im Busverkehr stellen die Schüler mit ca. 60 %. Hier muss die 

Umstrukturierung des Schulwesens (Ganztagsschulen) Beachtung finden. Dadurch verschärft 

sich noch einmal das Problem der Überlagerung Schülerverkehr / Berufsverkehr, da es jetzt 

nicht nur am Morgen zu Überlagerungen kommt, sondern auch am Nachmittag. Unterschiedli-

che gesellschaftliche Gruppen werden durch Sondertickets gefördert: Schüler- und Semester-

tickets, Sozialtickets (wurden wegen der NRW-Neuwahl verschoben) und Jobtickets. Bei letz-

teren ließe sich noch ein Zuwachs generieren. 

Der Kreistag hat beschlossen, den ÖPNV ökonomisch zu optimieren. Momentan subventioniert 

der RSK den ÖPNV mit ca. 25 Mill. € pro Jahr (Umlagefinanzierung).  

Die gesamte Planung ist eher nachfrageorientiert. Angestrebt wird bei Orten mit mehr als 500 

Einwohnern mindestens eine stündliche Verbindung zwischen 5:00 und 21:00 Uhr. Grundsätz-

lich kommt im Rhein-Sieg-Kreis das Model der differenzierten Bedienung zum Einsatz. In eini-

gen Kommunen existiert ein „Bürgerbus“. Dabei handelt es sich meist um 8-sitzige Kleinbus-

se, von den Bürgern finanziert, als e.V. organisiert und vom Land subventioniert. 

Der konventionelle ÖPNV bedient in der Region in erster Linie die Hauptverkehrsachsen. Die 

P&R-Parkplätze sind regelmäßig ausgelastet. Hier bietet sich ein Ausbau an, um den Umstieg 

auf den ÖPNV zu steigern. Zusätzlich lässt sich die E-Mobilität im Allgemeinen und der Um-

stieg auf E-Bikes / Pedelecs im Besonderen fördern, indem die Pendlerstationen entsprechend 

mit Fahrradgaragen und Ladestationen ausgestattet werden. Diese müssen gegen Diebstahl 

und Vandalismus gesichert sein. Durch das Informations-Portal „Mobil-im-rheinland“ (M-I-R) 

könnte über die Anzahl freier Plätze auf P&R-Parkplätzen informiert werden, um den „gebro-

chenen Verkehr“ zu fördern. Das Informationsportal „Mobil-im-rheinland“ (M-I-R) wird weiter 

ausgebaut. Durch die geplante Zusammenführung mit dem „ruhrpilot“ wird – unter Mitwir-
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kung und Finanzierung des Landes NRW - das „Verkehrsinformationsportal“ (VIP) des Landes 

NRW entstehen. Ziel ist es, alle mobilitätsrelevanten Informationen auf einer Internetplatt-

form für NRW darzustellen. Die Arbeiten hierfür sind angelaufen. 

Wichtig für die Entwicklung des ÖPNV ist es, den demographischen Wandel zu beachten, ge-

rade auch in ländlich geprägten Kommunen wie Much und Ruppichteroth. Wenn es zu einer 

Entvölkerung dieser Regionen kommt, kann sich die dortige Situation des ÖPNV verschlech-

tern. Dann stimmt die Gleichung „Mehr ÖPNV = mehr Klimaschutz“ nicht mehr. 

 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Ausweitung des Jobtickets durch 

stärkere Bewerbung. Das Jobti-

cket sollte bei den teilnehmen-

den Firmen gleichzeitig als Park-

ticket dienen. 

Betriebe kurzfristig ++ 

P&R-Angebote verbessern durch 

größere Parkplätze und Fahrrad-

garagen. 

Kommunen mittelfristig ++ 

Den gebrochenen Verkehr för-

dern durch den Ausbau der Inf-

rastruktur für Pedelecs/E-Bikes 

(insb. Fahrradgaragen, Ladesta-

tionen). 

Kommunen mittelfristig ++ 

Aufbau/Ausbau von Verkehrsbe-

ratung und Mobilitätsmanage-

ment. 

Kommunen / Ver-

kehrsverbund 

Rhein-Sieg 

mittelfristig 0 
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1.11 Bericht Verkehr LIEBE-BIKE – Köln-Porz 

 

Organisation 

LIEBE-BIKE in Köln-Porz ist ein Familienunternehmen aus dem Bereich der Reha-Technik, das 

sich inzwischen u.a. auf den Verkauf von Pedelecs spezialisiert hat.  

 

Themenschwerpunkte 

Ein E-Bike ist ein Elektro-Fahrrad welches 25 km/h bzw. 40 km/h ohne Tretunterstützung 

fahren kann. Für E-Bikes bestehen Führerschein- und Versicherungspflicht; man darf mit ih-

nen nur auf Straßen fahren. Pedelec ist die Abkürzung für Pedal Electric Cycle. Der Motor 

setzt erst beim Treten der Pedale ein. Die Motorunterstützung ist auf 25 km/h beschränkt. Es 

besteht keine Führerschein- und Versicherungspflicht; man darf mit ihnen auf Radwegen fah-

ren. Die Firma LIEBE-BIKE verkauft schwerpunktmäßig Pedelecs. In den letzten drei Jahren 

stiegen die Verkaufszahlen bundesweit jährlich um 100 % an. 

Ein Pedelec hat eine Reichweite von bis zu 100 km in der Stadt und 30 km in bergigen Regio-

nen. Die Durchschnittsgeschwindigkeit liegt ca. 10 km/h über denen normaler Fahrräder, da-

durch können weiter entfernte Ziele erreicht werden. Ein weiterer Vorteil ist, dass der Fahrer 

weniger transpiriert, was bei der Fahrt zur Arbeit für viele wichtig ist. Die Ladezeit des Akkus 

beträgt bis zu sechs Stunden, eine Stunde Laden reicht für rund zehn Kilometer. 

Ein Pedelec von LIEBE-BIKE kostet je nach Ausstattung ca. 2.300 €. LIEBE-BIKE bietet für 

Firmen und Privatpersonen verschiedene Leasingmodelle an, z.B. mit den Konditionen 400 € 

Anzahlung, 40 € monatlicher Leasingrate (36 Monate), 400 € Restwert. LIEBE-BIKE hat die 

Tourismusinitiative „E-Bike Region Bergisch4“ mit 30 Pedelecs ausgestattet. Das Angebot wird 

gerne auch von größeren Gruppen in Anspruch genommen. 

 

Bei der in weiten Teilen der Untersuchungsregion vorliegenden Streubesiedlung könnte die 

„letzte Meile“ zwischen Bahn- oder Busstation und Wohnstandort gut durch Pedelecs ge-

schlossen werden. Damit könnte ein Anreiz geschaffen werden, das Auto stehen zu lassen und 

auf den "Umweltverbund" zu wechseln. Als begleitende Maßnahme sollten abschließbare Fahr-

radgaragen, ggf. mit Ladestationen, die auch über Solarstrom versorgt werden könnten, vor-

gesehen werden. Denkbar ist ein Angebot von Miet-Pedelecs an den Haupthaltestellen der 

Bahn- und Buslinien im Untersuchungsgebiet. 

Denkbar sind ebenfalls Leasingangebote für (größere) Arbeitgeber in der Region, die die 

Pedelecs ihren Beschäftigten zur Nutzung anbieten und damit einen Anreiz zum Umsteigen 

auf den Umweltverbund schaffen.  

 

Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

Die Stadtwerke gewähren bei Ab-

schluss eines Grün-Strom-Vertrages 

einen Zuschuss von 100€ zum Kauf 

Stadtwerke kurzfristig 0 
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eines Pedelecs. 

Die Kommunen erarbeiten zusammen 

mit dem Kreis und dem VRS ein Kon-

zept für ein Pedelec-Mietsystem an 

den Haupthaltestellen des derzeitigen 

ÖPNV-Liniennetzes. 

Kommunen / 

Kreis / VRS 

mittelfristig + 

An den Haupthaltestellen werden ab-

schließbare Fahrradgaragen zur siche-

ren Unterbringung privater und miet-

barer Pedelecs aufgestellt.  

Kommunen kurzfristig 0 

Maßnahme zum betrieblichen Leasing Betriebe kurzfristig + 
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1.12 Bericht GWG (Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft für den Rhein-Sieg-

Kreis mbH) 

 

Organisation 

Die Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft für den Rhein-Sieg-Kreis mbH (GWG) hat das 

Ziel, vorrangig für eine sichere und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung der Bevölke-

rung zu sorgen. Ihr Aufgabengebiet ist die Vermietung, der Werterhalt sowie der Neubau von 

öffentlich geförderten Wohnungen. Die GWG verwaltet Wohngebäude im gesamten Rhein-

Sieg-Kreis. In Much sind es 51 Wohneinheiten in 11 Gebäuden, in Ruppichteroth 28 Wohnein-

heiten in 10 Gebäuden und in Lohmar 81 Wohneinheiten in 11 Gebäuden. 

 

Themenschwerpunkte 

„45 Prozent der bewohnten Wohneinheiten in Deutschland sind vermietete Wohnungen im 

Geschosswohnungsbau bzw. in Mehrfamilienhäusern. (…) Die Beheizung und Warmwasser-

aufbereitung vermieteter Mehrfamilienhäusern benötigt ca. 8 Prozent des deutschen Endener-

gieverbrauchs. (…) (..Der deutsche Geschosswohnungsbau verursacht…) etwa 5 Prozent der 

deutschen Kohlenstoffdioxid-Emissionen..(…) Fazit: Diese Ergebnisse zeigen, dass auch mit 

erheblichen Investitionen der unternehmerischen Wohnungswirtschaft insgesamt gesehen nur 

ein verhältnismäßig kleiner Beitrag zur gesamtdeutschen Kohlenstoffdioxid-Minderung erreicht 

werden kann – auch dann, wenn die Anforderungen an energiesparende Modernisierungen 

weiter und über das wirtschaftlich vertretbare Maß hinaus angehoben würden. 

Zitate aus „Die Wohnungswirtschaft 2/2011, S. 16. 

Daraus ergibt sich, dass die Wohnungswirtschaft relativ wenig zur gesamten CO2-Einsparung 

beitragen kann. 

Der Mietwohnungsbestand der GWG ist größtenteils für Menschen mit geringerem Einkommen 

bestimmt. Von den Investitionskosten einer Wärmedämmung können maximal  11 % der Mo-

dernisierungskosten umgelegt werden. Dies könnte zu Mieterhöhungen von bis zu 2,50 € / m² 

führen, was von den Mietern nicht zu leisten ist. Zudem ist für den Mieter die Energiekosten-

einsparung geringer als die Erhöhung der Kaltmiete. Die Erhöhung der Miete ist zudem beim 

öffentlich geförderten Wohnungsbau auf maximal das Doppelte der Energieeinsparung be-

schränkt. Es ist daher zu befürchten, dass diese Wohnungen zukünftig nicht mehr energetisch 

modernisiert werden können. 

Die EnEV2009 (Energieeinsparverordnung) schreibt eine relativ aufwendige und daher kosten-

intensive Wärmedämmung vor. Die Auswahl der zu modernisierenden Gebäude wird daher 

eingeschränkt, sowohl im öffentlich geförderten als auch im freifinanzierten Geschosswoh-

nungsbau. 

Modernisierungen, die augenblicklich durchgeführt werden, beziehen sich auf die Wärme-

dämmung und die Installation moderner Heizungsanlagen (u.a. Brennwerttechnik). Hack-

schnitzelheizungen werden nicht eingebaut. Bei Neubauten wird der Einsatz von Luftwärme-

pumpen, Geothermie und Solarkollektoren geprüft. In den 4 Neubauten (insges. 44 WE) der 

Villa Verde Straße in Lohmar werden derzeit Luft-Wärmepumpen eingebaut. 

PV-Anlagen werden nicht installiert. Micro-BHKW kamen bisher nicht zum Einsatz. 
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Maßnahmenvorschläge 

Maßnahme/Empfehlungen Akteur Zeitrahmen CO2-

Minderungs-

potential 

- weitere Wärmedämmmaß-

nahmen 

- weiterer Einbau moderner 

Heizungsanlagen inkl. hyd-

raulischem Abgleich 

- Optimierung der Heizungs-

wartungen 

GWG Kurzfristig/mittelfristig + 

Eine weitere energetische Mo-

dernisierung bedarf neuer För-

dermittel. 

Staat mittelfristig ++ 

Eine Förderung von Einzelmaß-

nahmen ist nötig (kein Maß-

nahmenpaket). 

Staat mittelfristig + 
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1.13 Ansätze für weiteren Klimaschutz bei GKN Walterscheid 

 

Die GKN Walterscheid GmbH als Teil der GKN-Gruppe ist der weltweit führende Anbieter für 

landtechnische Antriebs- und Anbau-Systeme. Am Standort Lohmar werden rund 700 Mitar-

beiter beschäftigt.  

 

Themen und Ansatzpunkte für weitere Klimaschutzmaßnahmen finden sich bei GKN Walter-

scheid unter verschiedenen Gesichtspunkten:  

 Innerbetriebliche Prozesse (Energieeinsparung, Energieeffizienz):  Wärmebedarfe, Wär-

menutzung, Kaskadennutzung, Abwärmepotenziale, Stromverwendung.  

 Kraft-Wärme-Kopplung (Energieeffizienz, vor dem Hintergrund des Strombezugspreises 

von GKN).  

 Holznutzung:  Bis zu 500 t Holzabfälle pro Jahr.  

 Überbetriebliche Abwärmenutzung, Nahwärmenetz.  

 Energieeinsparung und –effizienz im Verkehr durch verbesserte ÖPNV-Nutzung, Jobticket, 

Mitfahrerbörse, E-Mobilität.  

 

Ansatzpunkt innerbetriebliche Prozesse:  GKN Walterscheid hat einen Energieverbrauch 

von rund 19 Mio. kWh Erdgas und rund 11 Mio. kWh Strom (2011). Die Energie wird für viel-

fältige Prozesse und auf unterschiedlichem Energieniveau genutzt (z.B. Härter mit ca. 1.000° 

C, Pulverbeschichtung mit 250 – 300° C, Lackiererei mit 70° C). Die Möglichkeiten der Ab-

wärme- oder Kaskadennutzung sind nicht geklärt und deshalb derzeit schwer zu beurteilen. 

Hier können erhebliche Effizienzpotenziale vermutet werden. Eine energetische Einschätzung 

der vorhandenen Prozesse und Konzeptvorschläge für die Nutzung von Einspar- und Effizienz-

potenzialen erscheinen lohnenswert.  

 

Ansatzpunkt Kraft-Wärme-Kopplung:  Der Einsatz von KWK ist vor einigen Jahren ge-

prüft worden. Aufgrund des günstigen Strompreises von damals 4 Ct/kWh, den die GKN-

Gruppe bundesweit aushandelt, war die Maßnahme nicht wirtschaftlich. Aufgrund der geän-

derten Rahmenbedingungen (Strompreis derzeit ca. 10 Ct/kWh, KWK-Förderung der Bun-

desregierung) erscheint zumindest die Neuberechnung des damaligen Konzeptes sinnvoll. 

Darüber hinaus kann der KWK-Ansatz generell überprüft und optimiert werden.  

 

Ansatzpunkt Holznutzung:  Bei GKN Walterscheid fallen große Mengen an Holzverpa-

ckungen an (vermutlich vor allem Altholzklasse A1, d.h. naturbelassenes, nur mechanisch 

behandeltes Holz, und A2, verleimtes Holz; im Jahr 2011 bis zu 500 t/a, d.h. Energiegehalt 

bis zu 2 Mio. kWh/a). Diese Holzabfälle, die derzeit kostenpflichtig entsorgt werden, können 

gehackt und problemlos verbrannt werden. Die Wärme aus Holz müsste sinnvoll in der 

Grundlast eingesetzt werden. Eine darüber hinausgehende Holznutzung (mit Zulieferung aus 

der Region) kann geprüft werden.  

 

Ansatzpunkt überbetriebliche Abwärmenutzung:  Vor allem unter der Voraussetzung 

eines vorhandenen Abwärmepotenzials (Ansatzpunkt innerbetriebliche Prozesse) kann ge-
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prüft werden, ob GKN Walterscheid auf der Basis dieser Abwärme ein Nahwärmenetz auf-

bauen oder unterstützen kann, mit dem benachbarte Betriebe und Verbraucher (z.B. Emitec 

GmbH, vorhandene Wohnbebauung an der Lohmarer Hauptstraße, auch das neue Gewerbe-

gebiet Auel) effizient und umweltfreundlich versorgt werden können (Stichworte:  Verwen-

dung von industrieller Abwärme, Wärme aus KWK).  

 

Ansatzpunkt Mobilität:  Die Mitarbeiter der GKN Walterscheid kommen ganz überwiegend 

mit dem eigenen Auto zur Arbeit. Durch den 2- bzw. 3-Schicht-Betrieb des Werks fallen 

zeitlich stark komprimierte, große Verkehrsströme an. Nicht nur der fließende Verkehr, auch 

die Parkplatzsituation stellt Probleme dar. Ein betriebliches Mobilitätsmanagement erscheint 

sowohl aus der Sicht von GKN Walterscheid als auch im Interesse der Beschäftigten und aus 

Gründen des Umwelt- und Klimaschutzes angeraten. Erste Stichworte:  

 Ausbau des ÖPNV-Angebots, zeitlich angepasst, in die Richtungen Siegburg, Neunkir-

chen-Seelscheid, Overath.  

 Teilnahme der GKN Walterscheid am Jobticket des VRS; Jobticket gilt dann gleichzeitig 

als Parkausweis für die firmeneigenen Parkplätze.  

 Aufbau und Unterstützung einer betrieblichen Mitfahrerbörse.  

 Angebot von E-Bikes (Pedelecs) für die Mitarbeiter (auf Leasing-Basis).  

 

 

Vorschlag für weiteres Vorgehen:  GKN Walterscheid kann z.B. in einem ersten Schritt 

die vorliegenden Untersuchungen (Ansatzpunkt KWK) aktualisieren und einen „Fahrplan“ 

aufstellen (bzw. auch aufstellen lassen), welche anderen Ansatzpunkte in welcher Abfolge 

geklärt werden sollen. Die Stadt Lohmar kann sich bemühen, Kontakte für ein weiteres 

planvolles Vorgehen zu benennen und dabei auch die Fördermöglichkeiten für die Erstellung 

eines betrieblichen bzw. überbetrieblichen Klimaschutzkonzeptes prüfen.  
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1.14 Bericht emitec 

 

Organisation 

Die emitec (Gesellschaft für Emissionstechnologie mbH) stellt Abgas-Katalysatoren, 

Partikelfilter und SCR-Systeme her. Die Firma wurde 1986 als ein Joint Venture von Siemens 

und der englischen GKN-Gruppe gegründet. Das Unternehmen wuchs schnell durch das welt-

weit steigende Umweltbewusstsein und den frühzeitigen Entschluss der Automobilindustrie, 

Katalysatoren zur Senkung der Abgasemissionen zu nutzen. Das Stammwerk ist in Lohmar, 

Produktionsstandorte sind in Thüringen, USA und Indien. 

Für die Firma spricht Wolfgang Maus (Vorsitzender der Geschäftsführung). 

 

Themenschwerpunkte / Thesen 

1. Von der Firmenwebsite: „Zwischen Mobilität und Wohlstand besteht ein enger Zusam-

menhang. Mobilität erzeugt durch mehr Arbeitsteilung Wohlstand und als Wechselwir-

kung: Mehr Wohlstand lässt mehr Mobilität zu. Das weltweite Streben nach mehr Wohl-

stand führt zu einem größeren Verkehrsaufkommen. Energieverbrauch und Abgasbelas-

tung müssen daher weltweit weiter gesenkt werden, um eine Belastung der Natur trotz 

größerer Fahrzeugdichte in Grenzen zu halten.“ 

2. Mobilität: Elektroautos sind von der Umweltverschmutzung her örtlich allenfalls neutral 

einzuschätzen. Die zukünftigen Verbrennungsmotoren werden dagegen reinigend auf 

die Luftqualität wirken. 

3. CO2 ist nur im geringen Maße ein klimarelevantes Gas. Die IPCC-Argumente sind in der 

dargebotenen Form nicht nachvollziehbar, was sich durch grundlegende geologische und 

physikalische Untersuchungen wissenschaftlich beweisen lässt. 

4. Die einzig nachhaltigen Energiequellen sind Wasser, Wind, Sonne und Kernfusion. Mit 

letzterer ist erst ab dem Jahr 2050 zu rechnen. 

5. Der prognostizierte Engpass fossiler Energieträger ist falsch; es ist möglich solche Koh-

lenwasserstoffe industriell zu konkurrenzfähigen Preisen herzustellen.  

6. Langfristig gesehen wird daher der Rohölpreis durch die Kosten solcher alternativer Treib-

stoffe bestimmt. 

7. Solange Energie günstig ist, sind Passivhäuser ökonomischer Unsinn. 

8. Die Firma emitec rechnet mit 5 % Ergebniseinbuße allein durch die Vergütungsregelung 

des EEG. 

9. Angesichts drohender steigender Energiepreise in Deutschland plant die Firma emitec die 

Verlagerung ihrer Standorte in „Niedrig-Energiepreisländer“. 
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Anhang 2 Klimakonferenzen 

 

Zu den beiden Klimakonferenzen wurde durch Flyer und Poster eingeladen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild Anhang-3  Einladungs-Flyer zu den Klimakonferenzen 
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Bild Anhang-4  Einladungs-Poster zu den Klimakonferenzen 

 

 

2.1 1. Klimakonferenz 10. Mai 2012 

 

Die 1. Klimakonferenz fand am 10. Mai 2012 in Much in der Mensa des Schulzentrums statt. 

 

Auszug aus der Pressemitteilung: 

„Zur Klimakonferenz fanden sich Donnerstag am 10. Mai um 18.00 Uhr rund fünfzig interes-

sierte Bürgerinnen und Bürger in der Mensa des Schulzentrums in Much ein. Beigeordneter 

Norbert Büscher begrüßte die engagierten KlimaschützerInnen der Klimaschutz Kommunen 

aus Lohmar, Ruppichteroth und Much zu dieser ersten Konferenz. Unter ihnen auch Bürger-

meister Mario Loskill, der mit seinen Ruppichterothern den größten Anteil der Konferenz 
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TeilnehmerInnnen stellte, und Beigeordneter Dirk Brügge aus Lohmar. Jost Eberhard, von 

dem mit der Erstellung des Interkommunalen Klimaschutzkonzeptes beauftragten Ingenieur-

büro, führte sodann kurz in die Thematik Klimaschutz ein und bat alle Anwesenden sich an 

den vorbereiteten zehn Thementischen zu beteiligen. Bei den offenen Diskussionsrunden ent-

wickelten sich schnell interessante Gespräche zu Themen wie: klimagerechte Dorfentwicklung, 

Energie und Verkehr, Holznutzung, Windenergie, Bürgerenergieanlagen und Genossenschaf-

ten. Dabei wurden viele gute Vorschläge und Ideen entwickelt und zusammengetragen, die 

Eingang finden werden in das Klimaschutzkonzept unserer drei Klimakommunen.“ 

 

Im Folgenden dargestellt sind die Ergebnisse der Thementische: 

 

Thementisch Energieeinsparung / Energieeffizienz 

 

(schwerpunktmäßig im Hinblick auf die Unterstützung durch Energieberatung) 

- Wie bekomme ich objektive externe Hilfe? 

Bei heutigen Energieberatern fehlt Kompetenz. Unterstützung aus der Politik fehlt. 

Wichtig ist, Zusammenhänge plausibel zu erklären. 

- Neutrale Beratung 

Hausbesitzer unterstützen in der Umsetzung  

- Es gibt große Sorgen zum Thema Energieeinsparung bei Alt-Bau 

- Wenn man Anfang 50 ist und 25 Jahre braucht für Energieeinsparung. Wie macht man 

das, wie lohnt sich das? 

- Finanziell muss es sich lohnen, das beschäftigt die Leute. 

- Wie kriegt man die Eigenheimbesitzer zur Energieeinsparung?   

- Eine Person hat keinen Energieberater in der Nähe gefunden und hat letztendlich einen 

Architekt aus Bornheim genommen. 

- Was muss ich erreichen für mehr Zuschüsse? Wer kann mir das sagen? 

- Kommunen müssen eine Struktur aufbauen, mit Expertise oder ein Verzeichnis (Beratung 

nicht durch Kommunen selber)  

- Individuelle Beratung ist wichtig, jeder Bau ist anders 

- Was kann man machen, wenn gerade Holz als Energiequelle interessant ist.  

- SAVA-Beratung reicht nicht aus. Was ist das Investitionsvolumen? 

- Energieprogramme müssen klarer liegen 

- Neutrale Beratung (von wem?) zu Maβnahmen, zu Energieeinsparung 

- Was ist das wichtigste Heizsystem / Energieträger 

- Kommune und Verbraucherzentrale: Information über Förder- /Finanzprogramme 

- Es gibt Veranstaltungen und Umweltmessen: Werbung in Mitteilungsblättchen funktio-

niert, eine Anzeige kostet viel Geld  

- Zuerst Energie sparen, wo am meisten verbraucht wird. Z. b. Straßenbeleuchtung durch 

LED-Lampen ersetzen, bringt der Gemeinde hohe Einsparung an CO2 und EUiZ 

- Ältere Leute bekommen schwieriger Kredit  

- In welcher räumlichen Dichte braucht man Beratung? 
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Bild Anhang-5  Thementisch „Energieeinsparung im Gebäudebestand“ (Photo: Schulz) 

 

 

- Wichtig ist professionelle unabhängige Beratung 

- Auf dem Land ist es anders als in der Stadt. Man muss aktiv auf dem Land bewerben – 

Interesse wecken. 

- Man bekommt keine eindeutige Beratung  

Wichtig ist neutrale Beratung für den Endverbraucher. Was für Bedürfnisse haben die 

Leute? 

- Beratung intensivieren > individuelle Beratung, damit können die Kommunen einsparen 

 

 

Thementisch Energieeinsparung im Gebäudebestand 

 

- Hilfestellung / Begleitung bei der Feststellung und Vorbereitung von erforderlichen 

(sinnvollen) Sanierungsmaßnahmen – insbesondere: Bestandsanalyse + Sanierungs-

möglichkeiten 

- professionelle Planung, planvolles Vorgehen, konzeptionelle Analyse bei Sanierungen 

sicherstellen 

- unabhängige fachkompetente (Erst-) Beratung  

- Förderprogramme – zusätzlich bzw. Beratung / Hilfestellung bei der Suche nach mögli-

chen Förderungen bzw. optimalen Finanzierungsmöglichkeiten sowie deren Beantra-

gung 

- Banken/Sparkassen sollen stärker >mitziehen< (kürzere Bearbeitungszeit bei Anträ-

gen, Fördermöglichkeiten oftmals bei Banken/Sparkassen nicht ausreichend bekannt, 

eigene günstige Finanzierungs-/Förderprogramme auflegen) 

- Kommunen sollen sich mehr interessieren und engagieren (mehr Hilfestellungen / An-

gebote seitens der Kommunen / Kooperationen) 
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- Mehr Informationen an den Bürger <-> Problematik der Ansprache / Erreichung  - 

möglichst ein Ansprechpartner am Ort (Energieberatung) als >Lotse< für den Sanie-

rungswilligen - >Sanierungsleitfaden< anbieten 

- Licht-Contracting einsetzen – insbesondere für kommunale Gebäude 

 

 

Thementisch Klimagerechte Dorfentwicklung 

 

1.) „Gülleeintrag“ 

- Vermeidung von „Gülletourismus“  

        andere Vermeidung von Gülle als Aufbringung auf Felder im Sinne einer 

            „energetischen“ Verwertung 

        damit Vermeidung von Gesundheitsgefahren, die mit dem Ausbringen von Gülle  

            auf Felder verbunden sind – Luft + Wasser  

2.) Bau von Umgehungsstraße (in Bezug auf Much)  

      zur Verbesserung der Lebensqualität im Ort 

      zur Vermeidung von erhöhtem Kraftstoffausstoß durch Verminderung von 

          „Stop–and–Go–Verkehr“ 

3.) Thema „Erneuerbare Energien“ in Schulen, z.B. Lohmar Aggerbogen (Naturschule),  

     erarbeiten, z.B. in Projektarbeit 

4.) Holzheizkraftwerke zur Verwendung aller Holzreste zur Versorgung von kommunalen  

     Gebäuden oder Ortskernen (Stichwort „Lieberhausen“), evtl. auch in Form von  

     Contracting“ 

5.) Öko – Dorf „Benroth“  

           Stichwort „Untersuchung Holzheizkraftwerke durch FH Gummersbach“ 

6.) Biogas aus „Bio–Müll“ 

 

 

Thementisch Erneuerbare Energieträger 

 

- keine Biogasanlagen (Silomais) mehr (da Betrieb nur durch Mist und Gülle)  

              Sonnenstrom erbringt auf gleicher Fläche (jeweils 1ha) 18,6 mal so viel Strom 

- Geruchs- und Geräuschbelästigung bei Biogasanlagen  Gülle auf Wiesen und 

             Feldern 22 mal mehr CO²-Ausstoß als bei KFZ 

- Problematik „Speichersysteme“ 

- Dezentraler Energiespeicher (z.B. Elektroautos) 

- Photovoltaikanlage gute Alternative  besser in Kombination mit anderer  

             Erneuerbarer Energie (Nacht, Winter, Regentage) 

- Bereitschaft der Bevölkerung ihr Verhalten z.B. im Haushalt (Warmwasser durch  

             Photovoltaikanlage betrieben) dementsprechend zu ändern 

- Gemeinde Ruppichteroth  Photovoltaikanlage Hallenbad: zu 100 % durchgerechnet  

             und finanziert 

- Windenergie  Bevölkerung; Politik 
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- Braunkohlewerk: starker Energieverlust; max. 30% Energiegewinn 

- Stromerzeugung in Sahara  3000 km Leitungen nach Deutschland 

- Neben Erneuerbarer Energie ist das Thema Energiespeicher parallel zu sehen  

- Problematik: Einspeisevergütung  unstetig/schwankend 

- Blockade durch Versorger (RWE) 

 

 

Thementisch Energetische Nutzung von Holz 

 

- Einführung moderner Technik, z. Bsp. Holzgasöfen 

- Fast alle Holzabfälle können verwendet werden ( Holzheizkraftwerk 

Lieberhausen). 

- Oft wird geschreddert und das Häckselgut verbleibt vor Ort. 

- Hackschnitzelheizungen für kommunale Gebäude. 

- Subventionsmöglichkeiten für Umrüstung kommunaler Gebäude? 

- Aufforstung: In welchem Umfang notwendig? Wie finanzierbar? 

 

 

Thementisch Windkraft 

 

- Vorrangflächen für die Windkraft sollen in dem Gebiet der Klimaschutzkommunen aus-

gewiesen werden 

- Vorrangflächen in der eigenen Gemeinde wären dabei besonders gewünscht 

- Eine gemeinsame interkommunale Suche sollte durchgeführt werden 

- Die Akzeptanz in der Bevölkerung soll durch geeignete Maßnahmen erhöht werden, 

z.B. durch: Bürgerbeteiligung, Ausgleichszahlungen an Betroffene, Energiegenossen-

schaft 

- Auch Kleinwindanlagen sollten in die Überlegungen einbezogen werden, Urbananlagen, 

H-Rotoren (die auch bei Sturm laufen) 

- Der Strom sollte möglichst dezentral, am Ort verbraucht werden 

- Tierschutz und Artenschutz sind unbedingt zu beachten 

Fazit: Windkraft nicht gewollt ist Blödsinn! 

 

 

Thementisch Energie und Verkehr 

 

- wie viele Abgase? – Feinstaubbelastung, CO2 - Ausstoß groß 

- Autofahren; Elektromobilität teuer! 

- Kurzstrecken mit Auto könnte man sich sparen! 

- Psychologische Grenze!! (damit ist gemeint: die Akzeptanz das Auto öfters stehen zu 

           lassen  Bürger bräuchten viel Zeit sich umzustellen) 

- Gefahrlose Nutzung ÖPNV für Kinder/Erwachsene/Senioren 

- Kein so großes Angebot wie in der Stadt (Bus/Bahn) 
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- Bus  dauert auf dem Land zu lange/lästig nach Fahrplänen zu fahren – viele km, 

           weite Strecken  zu lästig!  Flexibilität! 

- Eltern bringen Kinder zur Schule (Sicherheit) – mehr als früher! 

- Es gibt zu viele Termine/Treffen von Arbeitskreisen! 

- Technikdurchsetzung viel selbstverständlicher 

- Mit E-Bike zum Sammelpunkt??  würde das gemacht? – Spaßfaktor? 

- Thema AST  Lohmar gut! – bei anderen Kommunen nicht so gefragt 

- Früher fuhr Bus: eine Strecke: Ruppichteroth über Much nach Siegburg 

- Früher keinen Zeitdruck (weniger Berufsverkehr )! 

- Bei Straßenplanung – es wird immer ein Fahrradweg eingeplant!  Sonst keine  

          Sicherheit Eltern Angst um Kinder 

- sparen durch Fahrgemeinschaft! 

- Eitorf – Parken am Bahnhof  weiter mit Bahn (nach Hennef, Siegburg, Köln, Bonn ) 

- Ruppichteroth: Ideale Lage für Sammelparkplätze (Mittig von Waldbröl/Hennef) 

- Ruppichteroth: Fahrradweg zwischen Büchel und Waldbröl – wird viel genutzt 

            Fahrradweg zwischen Büchel und Hennef? 

- Bürgerbus – Angebot braucht Zeit sich zu entwickeln 

- Großraumtaxi – hohe Kosten  aber viel gewünscht! 

- Service/Angebot trennen: -junge Fahrgäste / alte Fahrgäste 

- wenn irgendwann 5€ pro Liter Sprit – erst dann wird es Änderungen geben?! dann 

müsste es einen finanziellen Ausgleich geben (z. B. niedrigere Preise bei ÖPNV) Poltik 

müsste entgegenkommensehr unwahrscheinlich 

- „Mitfahrbörse“ (Mitfahrgelegenheiten) durch Internetplattform (Verabreden durch  

           Internet/Smartphone zum gemeinsamen Fahren  Möglichkeit mit Handy  

           nachzugucken wer zu welcher Uhrzeit fährt wie bei normalen Fahrplänen von  

           Bus/Bahn 

- „Organisierter Bringdienst“ für Brötchen/Zeitung (Bürger schreiben Liste was sie  

           haben möchten fürs Wochenende, 2-3 Personen fahren, kaufen ein und bringen die  

           Waren ins Dorfhaus wo sie zu Fuß von den Bürgern abgeholt werden können 

- heutzutage „Homeoffice“ um weitere Strecken zu vermeiden (Beispiel: statt 5 mal die  

           Woche Köln hin und zurück nur 2 mal) Akzeptanz?! 

- Präsentationen über Internet (E-Mail) und Telefon/Videokonferenzen 

 

 

Thementisch Bürgerengagement 

 

 zentrales Anliegen: Eigeninteresse der Bürger fördern 

 favorisiert genossenschaftliches Modell  

o fördert Vertrauen der Bürger, gleichzeitig finanzielle und emotionale Einbringung der 

Bürger 

o großes Potenzial in Anbetracht der Tatsache, dass Strompreise stetig steigen werden 

(je mehr heute investiert wird, desto größerer Nutzen in der Zukunft, auch bei klei-

neren Beteiligungen) 
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o Beispiel: Waldfreibad in Much, stand vor der Schließung, wurde durch Spenden (fi-

nanziell und durch Eigenleistung) der Bürger wieder in Stand gesetzt, bzw. vor der 

Schließung bewahrt  Modellhaft für Deutschland 

 Mobilisierung und bessere Information der Bürger über Erneuerbare Energie 

 In Bezug auf die verschiedenen Energieträger: 

o Solarenergie aus Investorensicht favorisiert, da Erträge sehr sicher 

o Windenergie unterliegt größeren Schwankungen, daher risikoreicher für den Investor 

o Biogas sehr wichtig, jedoch emotionale Widerstände der Bevölkerung  

         (Nahrungsmittel verbrennen, etc.)  

 Bürger Energie Rhein Sieg bereits als Genossenschaft aktiv 

o weitere Kommunen steigen ein, aktuell: Much, Ruppichteroth und Lohmar 

 Größe der Genossenschaft wichtig: Groß genug um wirtschaftlich arbeiten zu  

               können, aber nicht zu groß da sonst Kontakt zu Bürgern verloren geht 

 Potentiale wurden diskutiert, bspw. gibt es in Ostdeutschland viel mehr geeignete  

             Flächen für Photovoltaik, hier sehr beschränkt 
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Bild Anhang-6  Poster für die Klimakonferenz in Ruppichteroth 

 

 

2.2 2. Klimakonferenz 10. Mai 2012 

 

Die 2. Klimakonferenz fand am 31. Mai 2012 in Ruppichteroth in der Gemeinschafts-

Grundschule Schönenberg „Schule am Brölbach“ mit nahezu 50 Teilnehmerinnen und Teil-

nehmern statt. In zwei Referaten wurden die Energie- und Klimabilanzen für Lohmar, Much 

und Ruppichteroth sowie der Maßnahmenkatalog vorgestellt. Im Anschluss fand eine lebhafte 

Diskussion aller Beteiligter statt. 

 

Ergänzend zu den Referaten wurden 7 Poster mit den Energie- und Klimabilanzen und Maß-

nahmen für alle drei Kommunen präsentiert (siehe Beispiel Bild-Anhang 6) 
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Anhang 3 Aufgaben eines interkommunalen Klimaschutzmanagers 

 

Zielsetzung:  Die Zielsetzung der Kommunen Lohmar, Much und Ruppichteroth für die Ein-

stellung eines Klimaschutzmanagers ist in erster Linie, eine personelle Voraussetzung zu 

schaffen, damit die Ergebnisse des gemeinsam erstellten Interkommunalen Klimaschutzkon-

zeptes weiterverfolgt und die vorgeschlagenen Maßnahmen betreut und umgesetzt werden 

können. Da im Klimaschutzkonzept viele Akteure und Beteiligte angesprochen werden und da 

die Kommunen nicht über das Personal verfügen um diese Akteure betreuen und die von ih-

nen anzustoßenden Maßnahmen begleiten und koordinieren zu können, ist es notwendig, die 

Stelle eines Klimaschutzmanagers neu zu schaffen. Sie soll mit einer Fachkraft besetzt wer-

den, die die im Folgenden angegebenen Aufgaben bearbeiten kann.  

 

Neben der Initiierung und Begleitung bei der Umsetzung von Maßnahmenvorschlägen aus 

dem Klimaschutzkonzept soll der Klimaschutzmanager die interne und die externe Kommuni-

kation des Klimaschutzes in den Kommunen unterstützen. Dies geschieht u.a. durch Öffent-

lichkeitsarbeit und durch Information und Vernetzung von wichtigen Akteuren.  

 

Da der Klimaschutzmanager in der Kommune und interkommunal übergreifend arbeiten soll, 

ist es wichtig, die Stelle politisch stabil zu verankern (Stabsstelle). 

 

Maßnahmen, Aufgaben:  Im Rahmen des Interkommunalen Klimaschutzkonzeptes ist fest-

gestellt und definiert worden, welche Maßnahmenvorschläge und welche weiteren Aufgaben 

der Klimaschutzmanager initiieren, begleiten, unterstützen und verantwortlich durchführen 

kann. 

 

In den Abschnitten 4.2 bis 4.6 des Konzepts sind die konkreten Maßnahmenvorschläge, die 

dabei anfallenden Arbeitsschritte und Bausteine, die Akteure und die jeweiligen Aufgaben des 

Klimaschutzmanagers im Einzelnen beschrieben. Im Bild Anhang-7 (obere Tabellenhälfte) sind 

diese Vorschläge zusammengefasst dargestellt. Einige Maßnahmenvorschläge können wäh-

rend des dreijährigen Förderzeitraums des Klimaschutzmanagers abgeschlossen werden. An-

dere, z.B. die Nutzung der Windenergie, werden in diesem Zeitraum noch nicht abgeschlossen  

und müssen weiterbearbeitet werden. Auch die Mehrzahl der „weiteren Aufgaben“ des Klima-

schutzmanagers, die überwiegend als laufende Aufgaben in die Verwaltungstätigkeit integriert 

werden sollten (Bild Anhang-7, untere Tabellenhälfte), lassen sich zum Ende des Förderzeit-

raums nicht abschließen, sondern müssen weiterbearbeitet werden. Besonders hervorzuheben 

unter den weiteren Aufgaben sind die Öffentlichkeits- und die Netzwerkarbeit, die im Ab-

schnitt 6 des Klimaschutzkonzeptes ausführlich beschrieben sind. Hier liegt auch vom zeitli-

chen Gewicht her ein Schwerpunkt der Tätigkeit des Klimaschutzmanagers.  

 

Im Bild Anhang-7 ist der geschätzte Zeitbedarf eingetragen, den der Klimaschutzmanagers 

für die Bearbeitung der Maßnahmenvorschläge und der weiteren Aufgaben benötigen kann. 

Im Bild Anhang-8 ist die Arbeitsverteilung noch einmal grafisch umgesetzt. Man erkennt, dass  
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Bild Anhang-7 Maßnahmenvorschläge für die Bearbeitung durch den Klimaschutzmanager 

 

 

der Klimaschutzmanager ca. 30 % seiner Arbeitszeit für die Nutzung der erneuerbaren Ener-

gieträger Wind, Biogas und Holz aufwenden soll; jeweils rund 15 % kann er für Energieeffizi-

enz  (Energieeinsparung, Beschaffungswesen) und für Aufgaben der Information, der Öffent-

lichkeits- und Netzwerkarbeit aufwenden. Die „sonstigen“ Maßnahmen (Maßnahmen, für die 

er weniger als 25 Personentage aufwendet) sollen etwas mehr als ein Viertel seiner Arbeits-

zeit einnehmen.  

 

 

 

 

Maßnahmenvorschlag
Zeitbedarf

Personentage

CO2-Minderung

t/a

Windenergie (p1)* 103 70.800

Biogas (p2 mit f3) 36 11.700

 Holznutzung (p3 mit m4, m5, r5)* 54 5.600

Energieeinsparung (p4 mit f2, f4, t4)* 55 74.700

ÖPNV (p5 mit t1, t2)* 22 17.200

Donrather Dreieck (l1) 14 /1)

Straßenbeleuchtung  (l2) 8 160

Koordinierungsstelle Klimaschutz  (l3) 31 /1)

kommunaler Gebäudebestand Lohmar (l4)* 21 810

Beschaffungswesen (l5) 52,5 /2)

kommunaler Gebäudebestand Much (m2)* 21 730

Wasserkraft (m6) 3 /2)

Winterscheid-Nord (r2) 5 /3)

kommunaler Gebäudebestand Ruppichteroth (r3)* 21 570

Kraft-Wärme-Kopplung (f1) 22 /2)

Weitere Aufgaben des KSM:

Energie- und CO2-Bilanzbilanzen* 12 /

Berichterstattung* 16,5 /

Öffentlichkeitsarbeit* 43 /

Netzwerkarbeit* 55 /

Maßnahmen Anpassung an Klimaveränderung 

entwerfen* 17 /

Overhead / Teilnahme an Konferenzen, 

Fortbildung usw. 36 /

* Arbeitsschritt muß über den Beantragungszeitraum hinaus bearbeitet werden.

1)  Vorbereitende Maßnahme, deshalb zunächst keine CO2-Minderung
2)  Im IKK nicht quantifiziert

3)  Noch nicht bekannt
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Bild Anhang-8 Aufgaben und geplante Arbeitsverteilung des Klimaschutzmanagers 

 

 

CO2-Minderung:  Erfolge der CO2-Minderung wird der Klimaschutzmanager weniger bei den 

koordinierenden und informierenden Aufgaben, sondern vor allem bei der Umsetzung von 

konkreten Maßnahmenvorschlägen erreichen können. Der Umfang der CO2-Minderungen, der 

im Interkommunalen Klimaschutzkonzept für die einzelnen Maßnahmen abgeschätzt worden 

ist, ist ebenfalls im Bild Anhang-7 angegeben.  

 

Geplante Arbeitsschritte:  Für die Betreuung bzw. für die Bearbeitung der Maßnahmen und 

Aufgaben des Klimaschutzmanagers sind im Klimaschutzkonzept detaillierte Arbeits- und 

Handlungsschritte definiert worden (vgl. vor allem die Abschnitte 4.2 – 4.6). Diese Arbeits- 

und Handlungsschritte beschreiben im Einzelnen, welche Aufgabenfelder der Klimaschutzma-

nagers bearbeiten soll. Im Bild Anhang-9 sind sie für die jeweiligen Maßnahmenvorschläge 

tabellarisch aufgelistet.  

 

Für jeden Arbeitsschritt sind der Bearbeitungszeitraum sowie der Zeitbedarf für die Bearbei-

tung in Personentagen abgeschätzt. Der gesamte Zeitbedarf wird für die einzelnen Kalender-

jahre des Förderzeitraums aufgeschlüsselt. Pro Kalenderjahr wird mit 216 Personentagen ge-

rechnet. Als Förder- bzw. als Beschäftigungszeitraum für den Klimaschutzmanager wird die 

Zeitspanne vom dritten Quartal 2013 bis zum zweiten Quartal 2016 angenommen. Mit der 

Aufschlüsselung in der Tabelle – und der Beschreibung der Arbeits- und Handlungsschritte im 

Klimaschutzkonzept – sind die Arbeitsinhalte und der vorgesehene Bearbeitungsumfang ge-

nau und eindeutig umrissen.  
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Bild Anhang-9 Aufgaben und Arbeitsschritte für den Klimaschutzmanager 

 

 

Maßnahmenvorschlag Arbeits-, Handlungsschritt

Bearbeitungs-

zeitraum

insgesamt 2013 2014 2015 2016

Windenergie (p1) Technische Fragen klären III/2013-IV/2013 12 9 3
Akzeptanz schaffen III/2013-II/2015 48 12 24 12
Informieren I/2014-II/2016* 18 3 6 6 3

rechtliche u. wirtschaftliche 

Fragen klären
I/2014-II/2016* 12 3 3 3 3

Berichterstattung zu dieser 

Maßnahme
IV/2013-II/2016* 13 1 3 6 3

Biogas (p2 mit f3) Modellversuch beobachten III/2013-II/2015 4 1 1 1 1
Prüfung Anwendbarkeit I/2014-II/2016 10 5 5
Umsetzung I/2014-II/2016 10 5 5
Wärmekonzept I/2014-II/2016 10 5 5
Berichterstattung zu dieser 

Maßnahme
IV/2013-II/2016* 2 0,5 0,5 0,5 0,5

 Holznutzung (p3 mit m4, m5, r5) Potentialerfassung Holz III/2013-II/2015 13 4 6 3

Potentialerfassung 

Straßenbegleitgrün
III/2013-II/2015 9 3 3 3

Holzlagerung III/2013-II/2015 10 2 3 5
Lagerung HHS III/2013-II/2015 10 2 3 5
Standortsuche HHSH III/2013-II/2015 10 2 3 5
Berichterstattung zu dieser 

Maßnahme
III/2013-II/2016* 2 0,5 0,5 0,5 0,5

Energieeinsparung (p4 mit f2, f4, t4) Bestandsaufnahme III/2013-IV/2013 9 3 6
Bewertung IV/2013-I/2014 4 4
Beratungskonzept I/2014-III/2014 18 9 9
Anforderungen III/2014-IV/2014 18 9 9
Berichterstattung zu dieser 

Maßnahme
IV/2013-II/2016* 6 1 2 2 1

ÖPNV (p5 mit t1, t2) Kontakte, Diskussionen IV/2013-II/2016* 18 6 6 6
Controlling-Bericht IV/2013-II/2016* 4 1 1 1 1

Donrather Dreieck (l1) Vorhabenbeschreibung IV/2013-I/2014 8 4 4
Förderantrag stellen I/2014-II2014 2 2

Sanierungskonzept 

ausschreiben, beauftragen
II/2014-III/2014 2 2

Berichterstattung zu dieser 

Maßnahme
III/2013-II/2016* 2 0,5 0,5 0,5 0,5

Straßenbeleuchtung  (l2) Bestandsanalyse II/2013-I/2014 2 1 1
Umstellungskonzept II/2013-I/2014 2 1 1
Umstellung prüfen II/2013-I/2014 2 1 1
Weitere Umsetzung I/2014-I/2015 2 1 1

Koordinierungsstelle Klimaschutz  (l3) Projektmanagement / 

Umsetzung IKK
III/2013-II/2016* 21 3 6 6 6

Klimaschutzmaßnahme 

auswählen u. beantragen
IV/2013-I/2014 10 5 5

kommunaler Gebäudebestand Lohmar Bestandsaufnahme II/2013-II/2014 3 1 2
(l4) Verbrauchserfassung II/2013-II/2016* 6 1 1 2 2

Fortschreibung II/2014-IV/2014 3 1 2
Umsetzung IV/2014-I/2015 3 1 2
Energiebilanz III/2013-II/2016* 6 1 1 2 2

Beschaffungswesen (l5) Beschaffungsrichtlinie I/2014-II/2014 10 10
Schulung III/2014-II/2016* 12 8 4
Anbieterverzeichniss III/2014-II/2016* 4 2 1 1
Bedarfsanalyse Büro III/2014-II/2016* 12 5 4 3
Kommunaler Fuhrpark III/2014-II/2016* 7 3 2 2
PR III/2014-II/2016* 6 2 2 2
Berichterstattung III/2013-II/2016* 1,5 0,5 0,5 0,5

Zeitbedarf (Personentage)
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Bild Anhang-9 Aufgaben Arbeitsschritte für den Klimaschutzmanager (Fortsetzung)  

 

 

Die zeitliche Abfolge der Bearbeitung wird durch die Einfärbung der Felder für den Bearbei-

tungszeitraum im Bild Anhang-9 deutlich gemacht. Einige grüne Felder weisen darauf hin, 

dass die jeweiligen Arbeitsschritte bereits 2013 oder im Laufe des Jahres 2014 abgeschlossen 

werden können. Beige und hellrote Markierungen gibt es bei Arbeitsschritten, die 2015 oder 

bis zum Ende des Beschäftigungszeitraums im Jahr 2016 beendet werden.  

 

Dunkelrote Felder signalisieren, dass Arbeitsschritte auch über das Ende der Beschäftigungs-

zeit des Klimaschutzmanagers hinaus bearbeitet werden müssen. Für die Darstellung der zeit-

lichen Planung ist ein Projektablaufplan/Balkenplan nicht geeignet, weil die meisten Arbeits-

schritte parallel und über lange Zeiträume gestreckt, aber mit geringer zeitlicher Intensität 

bearbeitet werden müssen. Auf die zusätzliche Aufstellung eines Balkenplans wird deshalb 

verzichtet.  

 

Erfassung von klimarelevanten Daten:  Eine Aufgabe des Klimaschutzmanagers ist es, 

regelmäßig klimarelevante Daten aus dem Bearbeitungsfortschritt der von ihm betreuten oder 

begleiteten Maßnahmen zusammenzustellen. Als klimarelevante Daten sind regelmäßig die 

Energieeinsparung und/oder die Energieerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern zu ver-

stehen. Sie müssen nach Energieträgern differenziert werden. Außerdem sind die aus der Ein-

sparung und der Erzeugung resultierenden CO2-Äquivalente darzustellen. Wenn bei einzelnen 

Maßnahmen weitere klimarelevante Daten fassbar sind, werden diese ebenfalls ausgewertet.  

Maßnahmenvorschlag Arbeits-, Handlungsschritt

Bearbeitungs-

zeitraum

insgesamt 2013 2014 2015 2016

kommunaler Gebäudebestand Much Bestandsaufnahme II/2013-II/2014 3 1 2
(m2) Verbrauchserfassung II/2013-II/2016* 6 1 1 2 2

Fortschreibung II/2014-IV/2014 3 1 2
Umsetzung IV/2014-I/2015 3 1 2
Energiebilanz III/2013-II/2016* 6 1 1 2 2

Wasserkraft (m6) Prüfung IV/2013-I/2014 3 1 2
Winterscheid-Nord (r2) Zielsetzung IV/2013-I/2015 5 2 2 1
kommunaler Gebäudebestand Bestandsaufnahme II/2013-II/2014 3 1 2
Ruppichteroth (r3) Verbrauchserfassung II/2013-II/2016* 6 1 1 2 2

Fortschreibung II/2014-IV/2014 3 1 2
Umsetzung IV/2014-I/2015 3 1 2
Energiebilanz III/2013-II/2016* 6 1 1 2 2

Kraft-Wärme-Kopplung (f1) Information III/2013-II/2016* 22 6 10 6

Weitere Aufgaben des Klimaschutzmanagers:
Energie- und CO2-Bilanzbilanzen III/2013-II/2016* 12 3 3 3 3
Berichterstattung III/2013-II/2016* 16,5 1,5 6 6 3
Öffentlichkeitsarbeit III/2013-II/2016* 43 6 9 18 10
Netzwerkarbeit III/2013-II/2016* 55 9 18 18 10
Maßnahmen Anpassung an 

Klimaveränderung entwerfen
III/2013-II/2016* 17 3 4 6 4

Overhead / Teilnahme an 

Konferenzen, Fortbildung usw.
III/2013-II/2016 36 6 10 13 7

* Arbeitsschritt muß über den angegebenen Zeitraum hinaus bearbeitet werden.

Zeitbedarf (Personentage)
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Zum Bearbeitungsbeginn einer Maßnahme sollen jeweils Planungswerte (wenn möglich zeit-

lich differenziert) für die klimarelevanten Daten festgelegt werden, so dass Soll/Ist-Vergleiche 

in der Beobachtung des Maßnahmenfortschritts möglich werden.  

 

Der Klimaschutzmanager soll regelmäßig über den Bearbeitungsstand der Maßnahmen und 

die Entwicklung der klimarelevanten Daten berichten. Das soll quartalsweise, möglichst im 

Intervall von zwei Monaten erfolgen. Der Klimaschutzmanager soll dafür u.a. einen Newsletter 

vorsehen, den er im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit verbreitet. Die Ergebnisse sollen gra-

fisch umgesetzt und leicht verständlich dargestellt werden.  

 

Die Entscheidung über die datentechnische Erfassung, die Auswertungsalgorithmen und die 

dafür verwendete Software (z.B. Datenbank, Tabellenkalkulation) muss in Abhängigkeit vom 

Ausbildungsstand des Klimaschutzmanagers und der Softwareausstattung bei den Kommunen 

gefällt werden.  

 

Einbindung von Akteuren:  Zur Einbindung von Akteuren und Zielgruppen wird auf die Be-

schreibung der Maßnahmenvorschläge in den Abschnitten 4.2 – 4.6 des Klimaschutzkonzeptes 

sowie auf das Konzept zur Öffentlichkeitsarbeit und Netzwerkbildung (Abschnitt 6) verwiesen. 

Der Klimaschutzmanager muss sicherstellen, dass die beabsichtigte Einbindung und Beteili-

gung auch tatsächlich stattfindet. Er muss in seiner Berichterstattung (Newsletter) und seiner 

Öffentlichkeitsarbeit auch dafür interessieren und werben, dass die Mitarbeit der Akteure über 

die Bearbeitungszeit der Maßnahmen lebendig bleibt.  

 

 

  



 Interkommunales Klimaschutzkonzept Lohmar, Much und Ruppichteroth 

 

 

 205 

Anhang 4 Weitere Maßnahmenvorschläge für Lohmar 

 

Die folgende Tabelle zeigt weitere Maßnahmenvorschläge aus der Stadtverwaltung Lohmar, 

die im Rahmen des IKK nicht vertieft worden sind.  

 

 

 

  

IKK Lohmar, Much und Ruppichteroth

Priorität

1

1

2

2

- Energieeffizienz

- Einsatz ET

- Einsatz innovativer Technik

- Klimaschutz (Nachhaltigkeit)

a) Birk Friedenkreuz b) Schulzentrum DD c) Baugebiet Am alten Sportplatz (Vorschlag AL 63)

3

Ökoprofit 

Firma-zu-Firma Beratung

Qualitätsmanagement / Kooperationen Handwerk

Verbesserung der Kraftwärmekopplung 3

Bewusstseinsbildung 4

(Info-) Kampagnen (Austausch Weiße Ware, Ökostrom, Solarenergie)

Homepage Klimakompakt

Beratung Energie, Klima, Umwelt für Bürger 4

Mobilitätsmanagement 4

Gesamtstädt. Pedelec-Konzept

Fahrradabstellanlagen optimieren

ÖA - Kampagne

Mobilitätsmanagement / Verkehrserziehung Kita + Schulen

Betriebl. Mobilitätsmanagement - Jobtickets

Energieplanung - Aufstellung / Formulierung Aktivitätenprogramm 5

5

Örtliche Maßnahmenvorschläge - Lohmar

KWK-Stromrechnung neu bewerten (Wirtschaftlichkeit für KWK) - KWK für komm. Geb.

Wirtschaft + Handwerk

Fortführung European Energy Award (eea)

energet. ambitionierte "Quartierslösungen" für Neubau und Bestand unter dem Aspekt

Leitbild ergänzen (quantitativen u. qualitativen energie-/klimapol. Zielsetzungen)

Energiestandards für zukünftige Neubaugebiete verbindlich formulieren  (Birk 

Friedenskreuz) (Vorschlag AL 63)

Bau-/Sanierungsberatung (Kooperation Handwerk)

Energieberatung unabhängig

Klimaschutz in Schulen + Kita (Projekte: Energiespardetektiv, 50/50-Model, Wettbewerbe)

Verkehrsplanung - Austellung / Formulierung  Aktivitätenprogramm

Seminare, Messen, Ausstellungen
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Anhang 5 Glossar 

 

Arbeitszahl:  Die Arbeitszahl bezeichnet das Verhältnis zwischen erzeugter und abgegebener 

Energie, z.B. in Form von Heizarbeit (in kWh), und der eingesetzten elektrischen Arbeit 

(kWh). 

 

Blockheizkraftwerk (BHKW):  Motorbetriebenes Heizkraftwerk in Kraft-Wärme-Kopplung. 

Der Generator für die Stromerzeugung wird von stationären, öl- oder gasbetriebenen Ver-

brennungsmotoren angetrieben (auch Klär- oder Deponiegasbetrieb möglich). Dabei werden 

Kühlwasser und Abgaswärme dazu genutzt, Heiz- oder Prozesswärme bereitzustellen. (Leis-

tungen zwischen 1 kW und 10 MW). BHKW haben einen hohen Gesamt-Energienutzungsgrad 

(mehr als 85 Prozent). 

 

Brennwertwertkessel:  Diese Heizkessel nutzen die bei der vollständigen Verbrennung ei-

nes Brennstoffes freiwerdende Wärmemenge (mcl. Kondensationswärme des Wasserdampfes 

im Abgas). 

 

Emission:  An die Umwelt abgegebene Luftverunreinigungen (Gase, z.B. CO2, Stäube), Ge-

wässer- und Bodenverunreinigungen, Geräusche, Strahlen, Wärme (z.B. Abwärme von Kühl-

türmen), Erschütterungen etc. Emissionen im Sinne der TA Luft sind die von einer Anlage 

ausgehenden Luftverunreinigungen. Sie lassen sich durch entsprechende technische Maß-

nahmen (z.B. Abgasreinigung) verringern oder verhindern. 

 

Emissionsfaktoren:  Kennwerte, die den Schadstoffausstoß (z.B. g CO2) bezogen auf die 

eingesetzte Brennstoffmenge (z.B. pro kWh) für bestimmte Energieanlagen (z.B. Heizkessel, 

Auto) als Faktor darstellen. 

 

Endenergie:  Vom Endverbraucher (Haushalt, Autofahrer, Industriebetrieb etc.) ab Steckdo-

se, Benzintank, Erdgaszähler etc. verwendete Energie (Strom, Kraftstoff, Erdgas etc.) nach 

Umwandlung aus Primärenergiequellen (Erdöl, Kohle, etc.) in Raffinerien, Kraftwerken, Koke-

reien usw. und nach der Verteilung über das Stromnetz, Tankstellen, Gas- oder Fernwärme-

leitungen. 

 

Energiedienstleistung:  Vom Verbraucher gewünschter Nutzen (z.B. warme Räume, Trans-

port, heißer Kaffee etc.). Wie viel Endenergie aufzuwenden ist, um eine bestimmte Energie-

dienstleistung zu erhalten, hängt wesentlich von der eingesetzten Technologie und ihrem 

Energienutzungsgrad ab.  

 

Energieeinsparung:  Die rationelle Energieverwendung und der Einsatz neuer Energiesys-

teme können zu einer Verringerung der Umweltbelastung durch Abwärme und durch Schad-

stoffe beitragen. Rund ein Viertel des gesamten Primärenergieeinsatzes geht im Umwand-

lungsbereich (Kraftwerke, Kleinfeuerungen, Kraftfahrzeuge u.a.) verloren, über 70 % dieser 

Verluste entstehen allein bei der Stromerzeugung. Die Verluste könnten durch gezielte Ver-
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besserung des energetischen Nutzungsgrads und durch Kraft-Wärme-Kopplung entscheidend 

gesenkt werden. 

 

Energienutzungsgrad (in %):  Anteil der bei einer Energieumwandlung gewonnenen Ener-

gie (z.B. nutzbare Wärme), bezogen auf die aufgewendete Energie (z.B. Verbrauch von Heiz-

öl). 

 

Erneuerbare Energie (Energieträger):  Energieträger, die durch die Sonne immer wieder 

regeneriert werden und damit unerschöpflich sind (neben der direkten Solarstrahlung z.B. 

Wind, Wasserkraft, Umweltwärme, Biomasse). 

 

Fossile Energieträger:  Erdgas, Erdöl, Stein- und Braunkohle. Die darin enthaltene Energie 

ist die einstmals in Pflanzen gespeicherte Sonnenergie. 

 

Kohlendioxid (CO2):  (Kohlensäure) Farbloses, unbrennbares, schwach säuerlich schme-

ckendes und riechendes Gas, ist mit 0,03 % ein natürlicher Bestandteil der Luft. Es entsteht 

bei der Atmung der Lebewesen und vor allem beim Verbrennen (Kraftwerke, Haushalte- und 

Kleinfeuerungen) von Kohle, Erdöl und Gas. Kohlendioxid gilt in kleineren Konzentrationen als 

ungiftig. Der Gehalt in der Luft ist in den vergangenen 100 Jahren durch gestiegenen Kohle- 

und Heizölverbrauch und zunehmende Abholzung von z.B. tropischen Urwäldern (die einen 

Teil des Kohlendioxids wieder aufnehmen) um ca. 16 % gestiegen. Ein weiterer Anstieg der 

CO2-Konzentrationen kann langfristig zu einer Erwärmung der Erdoberfläche führen, da u.U. 

durch eine "Kohlendioxid-Glocke" die von der Erde abgestrahlte Wärme nicht mehr ungehin-

dert an den Weltraum abgegeben werden kann ('Treibhauseffekt"). Es wird befürchtet, dass 

so weltweit mit Temperaturerhöhungen zwischen 1,5 bis 3,0 Grad Celsius, am Nordpol sogar 

zwischen 4,5 bis 15 Grad Celsius gerechnet werden muss. Dieses würde Klimaänderungen 

und u.U. ein Abschmelzen der Polkappen bewirken. 

 

Kraft-Wärme-Kopplung:  Verfahren zur gleichzeitigen Erzeugung von Strom und Heizwär-

me. Im Gegensatz zur reinen Stromerzeugung mit ihren üblicherweise hohen Energieverlus-

ten (in Form von Abwärme) wird der "Dampfkraftprozess" auf einem bestimmten Tempera-

turniveau abgebrochen und der Wasserdampf für Fernheizzwecke oder als industrielle Pro-

zesswärme entnommen. Bei gleichem Brennstoffeinsatz vermindert sich dadurch zwar die 

Stromabgabe, die Gesamtnutzung des Brennstoffes erhöht sich aber je nach Anlage bis auf 

über 85 % (vgl. Erläuterung zu BHKW). 

 

Leitungsgebundene Energieträger:  Erdgas, Nah- und Fernwärme und elektrischer Strom. 

 

Niedertemperaturkessel:  Diese Heizkessel ermöglichen einen Heizungsbetrieb auf re-

duziertem Temperaturniveau (je nach Außentemperatur mit einer Kesselwassertemperatur 

von 35 bis 40 Grad C), ohne dass dies Korrosionsprobleme bereitet. Bei älteren Anlagen muss 

mit Rücksicht auf die Korrosionsgefahr das ganze Jahr über eine hohe Temperatur von 70 
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oder 75 Grad C eingehalten werden. Dies hat einen relativ schlechten Energienutzungsgrad 

zur Folge. 

 

Nahwärme:  Zentrale Wärmeversorgung im kleinen Maßstab (Baublock, Gebäudegruppe, 

Siedlungskomplex), früher häufig mit einem Heizwerk, heute nach Möglichkeit mit einem 

BHKW. 

 

Nutzenergie:  z.B. Wärme (zur Aufrechterhaltung der Temperatur in einem beheizten 

Raum), Licht, Kraft (z.B. eines Automotors zur Aufrechterhaltung der gefahrenen Ge-

schwindigkeit oder zur Beschleunigung). Dies ist also die nutzbare Energie, die durch den Ein-

satz von Endenergie (z.B. Koks, Heizöl, Kraftstoffe), nach Abzug der Umwandlungsverluste 

(z.B. Abwärme eines Motors) verfügbar ist und die gewünschte Energiedienstleistung ermög-

licht. 

 

Passive Solarnutzung:  Nutzung der Sonnenenergie ohne besondere technische Systeme 

zur Umwandlung in nutzbare Energie, z.B. Baukonzepte mit Südorientierung (das Fenster 

wird zum "Kollektor", wenn es eine positive Wärme-Jahresbilanz aufweist), Speichermassen 

im Gebäude etc. 

 

Primärenergie: Natürliche Vorkommen (Ressourcen) fossiler Energieträger (z.B. Steinkohle, 

Erdöl, Erdgas, usw.) vor der Gewinnung und Umwandlung in Endenergien (z.B. im Bergbau, 

Raffinerien etc.) und Transport. 

 

Solararchitektur:  Gezielte Planung und bauliche Maßnahmen am Haus, um die Sonnen-

energie nutzbar zu machen (aktiv/passiv), z.B. Wärme zu Heizzwecken im Haus zu verteilen 

oder Warmwasser zu bereiten. 

 

Wärmepumpen:  Anlagen zur Nutzbarmachung von Umgebungswärme oder Abwärme z.B. 

für Heizzwecke. Zum Antrieb der Wärmepumpe verwendet man Strom oder Erdgas oder Die-

selkraftstoff. Dabei liegt der Energienutzungsgrad (bezogen auf den Einsatz von Endenergie) 

über 100 %, weil latente Umgebungswärme (aus Luft, Boden oder Wasser) nutzbar gemacht 

wird. Bei Gasbetrieb müssen entsprechende Emissionsminderungsmaßnahmen ergriffen wer-

den, da ansonsten erhebliche Luftverschmutzungen (ähnlich wie bei Automotoren) verursacht 

würden. Bei einem Antrieb mit Strom ist zu berücksichtigen, dass zur Stromerzeugung ein 

erheblicher Primärenergieeinsatz mit relativ hohen Emissionswerten erforderlich ist. Dies kann 

die Vorteile der erhöhten Energienutzung des Wärmepumpensystems im Vergleich zu konven-

tionellen Systemen zunichtemachen. Deshalb sollte eine Arbeitszahl (s. Arbeitszahl) von min-

destens 4,5 erreicht werden.  

 

Wattstunde (Wh), Kilowattstunde (kWh), Megawattstunde (MWh), Gigawattstunde 

(GWh):  Maßeinheit für die energetische Arbeit (Energieverbrauch). 

1 Wh (Wattstunde) = 3600 J (Joule) = 3,6 kJ = 860 kcal  

1 kWh (Kilowattstunde) = 1.000 Wh 
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1 MWh (Megawattstunde) = 1.000 kWh 

1 GWh (Gigawattstunde) = 1.000.000 kWh 

 

 


